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Protokoll Synode 
vom 19. November 2025 in Aarau 
von 9:15 bis 16:45 Uhr 
 
 
 
 
Vorsitz:  Dieter Gerster, Vizepräsident Synode 
 
Stv. Vorsitz:   Roland Schwendener 
 
Synodebüro: Urs Jost, Sigwin Sprenger, Beate Zimmermann,  

Sandra-Anne Göbelbecker (Ersatz) 
 
Protokoll: Maren Schweitzer, David Zimmer 
 
Behandelte Geschäfte: 0093–0109 
 
 
 
Traktanden: 
 

1. Eröffnung (2025-0093) 

2. Protokoll der Synode vom 4. Juni 2025 (2025-0094) 

3. Ergänzungswahl von 1 Ersatzmitglied des Rekursgerichts (2025-0095) 

4. Ersatzwahl von 1 Mitglied der Geschäfts- und Rechnungsprüfungskommission (GPK) 

(2025-0096) 

5. Ersatzwahl von 1 Vertreter/-in in die Synode der Evangelisch-reformierten Kirche 

Schweiz (EKS) (2025-0097) 

6. Budget 2026 (2025-0098) 

7. Finanzplan 2026–2029 (2025-0099) 

8. Wahlen in der Synode. Teilrevisionen KO und GO Synode (2025-0100) 

9. Governance des Kirchenrats und der Landeskirchlichen Dienste (2025-0101) 

10. Mindestkriterien für autonome Kirchgemeinden und Interventionsmöglichkeiten  

des Kirchenrats (2025-0102) 

11. Unentgeltliche kirchliche Handlungen. Unentgeltliche Nutzung des liturgischen Orts. 

Grundsatzentscheid (2025-0103) 

12. Beantwortung Motion von Sigwin Sprenger und Mitunterzeichnenden vom 26.04.2023 

betreffend Optimierung der Aufsicht bei Konflikten (2025-0104) 

13. Beantwortung Motion von Jürg Luchsinger vom 18.09.2024 betreffend Teilnahme an Kir-

chenpflegesitzungen von ordinierten Angestellten insbesondere mit kleinen Stellenpen-

sen (2025-0105) 

14. Motion von Jan Niemeier vom 26.09.2025 betreffend die Rolle der Reformierten Kirche 

Aargau während der Corona-Pandemie (2025-0106) 

15. Immobilienstrategie der Landeskirche (Informationstraktandum) (2025-0107) 

16. Weitere Informationen des Kirchenrats (2025-0108) 

17. Verschiedenes (2025-0109) 

 



 
 
 

 
 
 

252 

 

 
 

2025-0093 B1.0 
 
 
Eröffnung 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Guten 
Morgen und herzlich willkommen zu dieser Sy-
node. Nachdem ich beim Gottesdienst noch 
auf für Pfarrer sicherem Boden gestanden bin, 
kommt für mich jetzt Neuland, und ich hoffe, 
dass ihr mich alle bei dieser Aufgabe unterstüt-
zen werdet. Unser Synodepräsident Lutz Fi-
scher kann aus persönlichen Gründen – sein 
Vater ist vor wenigen Tagen gestorben – nicht 
anwesend sein. Nach Paragraph 2 Absatz 4 
der Geschäftsordnung für die Synode über-
nehme ich als Vizepräsident heute seine Auf-
gabe. Das hat einen ganzen Rattenschwanz 
von Änderungen ausgelöst. Dort, wo ich nor-
malerweise sitze, sitzt heute Roland Schwen-
dener, der die stellvertretende Verhandlungs-
leitung übernimmt, und im Synodebüro sind wir 
froh, dass wir Ersatzmitglieder haben und dass 
Sandra-Anne «Sämy» Göbelbecker zugesagt 
hat, heute als Stimmenzählerin und Ersatzper-
son für das Synodebüro tätig zu sein. Ich habe 
draussen auf dem Tisch eine Kondolenzkarte 
aufgelegt für Lutz Fischer. Diejenigen, die mö-
gen, können unterschreiben, herzlichen Dank. 
So eröffne ich den geschäftlichen Teil der 
Herbstsynode und begrüsse alle Synodalen, 
die Delegierten der Église réformée de langue 
française en Argovie, den Kirchenrat, die Ge-
schäftsleitung und weiteren Mitarbeitenden der 
Landeskirche, alle Vertreterinnen und Vertreter 
der Medien und Angelica Eliu-Fischer vom 
Parlamentsdienst, die schaut, dass hier drin-
nen alles funktioniert, sowie allfällige Besuche-
rinnen und Besucher auf der Zuschauertri-
büne. Synodesitzungen sind öffentliche Veran-
staltungen und dürfen von jedem Mann und je-
der Frau besucht werden. Gerade am Anfang 
möchte ich all jenen danken, die die Synode 
vorbereitet und geplant haben, dass wir sie 
heute hier durchführen können. Ich habe den 
Zeitplan bekommen und habe gesehen, dass 
wir von 11:45 bis 13:45 Uhr die Synode für die 
Mittagspause unterbrechen. Mineralwasser in 
den Fläschchen darf im Saal getrunken wer-
den, aber keine offenen Getränke. Es hat un-
ten im Ratskeller eine Kaffeemaschine. Die 
Mittagsverpflegung erfolgt individuell oder eure 
Fraktion hat ein gemeinsames Mittagessen 

organisiert. Die Fraktion Lebendige Kirche trifft 
sich im Heimgarten Aarau, die Evangelische 
Fraktion im Restaurant Laterne, die Fraktion 
der Fraktionslosen im Core mio und die Frak-
tion Freies Christentum im Tibits. 
 
Zurzeit bestehen 10 Vakanzen in folgenden 
10 Kirchgemeinden: 

• Kirchgemeinde Aarburg 

• Kirchgemeinde Ammerswil 

• Kirchgemeinde Erlinsbach 

• Kirchgemeinde Gränichen 

• Kirchgemeinde Holderbank-Möriken-
Wildegg 

• Kirchgemeinde Laufenburg und Umgebung 

• Kirchgemeinde Lenzburg-Hendschiken-
Othmarsingen 

• Kirchgemeinde Mellingen 

• Kirchgemeinde Seon 

• Kirchgemeinde Umiken 
 
 
Präsenz 
Die Synode umfasst 170 Sitze, davon sind 
 
anwesend 134 
entschuldigt 21 
vakant 10 
 
Die Synode ist damit beschlussfähig. 
 
 
Inpflichtnahmen 
Wir haben heute die schöne Aufgabe, dass wir 
sieben neue Synodale in Pflicht nehmen dür-
fen. Ich bitte die Personen, die ich jetzt aufrufe, 
hier nach vorne zu kommen, und alle Anwe-
senden, aufzustehen.“ 
 
Gregor Dättwyler, Kirchgemeinde Baden 
René Wyss, Kirchgemeinde Meisterschwan-
den-Fahrwangen 
Beat Hunziker, Kirchgemeinde Reinach-Leim-
bach 
Rainer Grabowski, Kirchgemeinde Reinach-
Leimbach 
Pfarrer Beat Müller, Kirchgemeinde Schöftland 
Katharina Wengenmaier-Frey, Kirchgemeinde 
Seengen 
Cécilia Baumann, Kirchgemeinde Spreiten-
bach-Killwangen 
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Die Synode erhebt sich für die Inpflichtnahme. 
 
„Das Gelübde lautet: 
 
«Ich gelobe vor Gott und den Menschen, das 
mir anvertraute Amt auf Grund des Evangeli-
ums von Jesus Christus nach der Ordnung der 
Evangelisch-Reformierten Landeskirche des 
Kantons Aargau gewissenhaft zu erfüllen.»“ 
 
Die neuen Mitglieder der Synode bestätigen 
mit: «Ich gelobe es.» 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Herzli-
chen Dank, und herzlich willkommen in der Sy-
node. Engagiert euch, ich wünsche euch viel 
Erfüllung im Amt und viel Freude.“ (Applaus.) 
 
„Zur Erinnerung ein paar Verhaltensregeln: Ich 
erinnere euch und Sie gerne daran, dass Sie 
beim Eingang Ihre Mitgliedskarte abgegeben 
haben sollten. Falls ihr nicht bis zum Schluss 
der Synode bleiben könnt, bitte ich euch, eure 
Namensschildchen vorne beim Synodebüro 
abzugeben. Ab diesem Moment seid ihr offizi-
ell abgemeldet. Anträge müssen schriftlich und 
gut leserlich bei meinem Stellvertreter Roland 
Schwendener abgegeben werden. Auch wenn 
sie im Voraus bereits irgendwo schriftlich ein-
gegeben worden sind, brauchen wir sie hier 
nochmals schriftlich. Herzlichen Dank. Die Ver-
handlung wird auf Tonband aufgenommen, um 
das Protokoll zu erstellen, und aus diesem 
Grund ist es wichtig, dass ihr jeweils, bevor ihr 
anfangt zu reden, die Kirchgemeinde und eu-
ren Namen nennt. Der Kirchenrat ist davon 
ausgeschlossen. Bitte kommen Sie, wenn Sie 
wissen, dass Sie ein Votum abgeben wollen, 
frühzeitig nach vorne; hier hat es Stühle. Dies 
verkürzt die Synode. Während der Synode gibt 
es keine offizielle Pause, aber man kann, 
wenn man einen Kaffee braucht oder kurz aus-
treten möchte, individuell für sich eine Pause 
machen. Die Mitglieder der Synode sind ver-
pflichtet, an den Synodesitzungen teilzuneh-
men; wer verhindert ist, muss dies im Voraus 
bei der Kanzlei melden. Austritte aus der Sy-
node sind der Kirchenpflege der eigenen 
Kirchgemeinde, dem Synodebüro und am bes-
ten auch der Kanzlei mitzuteilen. Gerade auch 
an die neuen Mitglieder der Synode: Es ist gut, 
in einer Fraktion mitzumachen. Wenn man bei 
einer Fraktion dabei ist, ist man näher an den 
Geschäften, kann bereits im Voraus mit ande-
ren über die einzelnen Geschäfte diskutieren 

und so auch mehr Einfluss nehmen in der Sy-
node. Auf der Webseite der Landeskirche fin-
det ihr die Infos zu den Fraktionen und die je-
weiligen Kontaktpersonen. Ergänzend ist es 
nicht schlecht, die Traktanden mit der eigenen 
Kirchenpflege zu besprechen; nicht, weil sie 
euch mitgeben, was ihr sagen müsst – ihr seid 
als Synodale frei, eure Meinung zu vertreten –, 
aber es kann trotzdem gut sein, zu wissen, 
was die Kirchenpflege denkt. 
 
 
Traktandenliste 
Wir kommen zu den Traktanden. Ich halte fest, 
dass die Einladung zur heutigen Sitzung recht-
zeitig, das heisst vor mindestens dreissig Ta-
gen bei euch eingetroffen ist. Gibt es Ände-
rungsanträge zur Traktandenliste? – Wenn 
nicht, gilt sie stillschweigend als genehmigt.“ 
 
 
 
2025-0094 A1.0 
 
 
Protokoll der Synode vom 4. Juni 2025 
 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Wir 
kommen zu Traktandum 2. Den Unterlagen zur 
heutigen Synodesitzung lag das Protokoll der 
Sitzung vom 4. Juni 2025 bei. Das Protokoll 
wird nach der Geschäftsordnung vom Synode-
büro geprüft und genehmigt. Gibt es noch Fra-
gen oder Hinweise zum Protokoll? Wird das 
Wort verlangt? – Wenn das nicht der Fall ist, 
halte ich fest, dass die Synode das Protokoll 
der letzten Synode ohne Ergänzungen zur 
Kenntnis genommen hat. Danke den Verfasse-
rinnen und Verfassern und danke dem Syno-
debüro für die detaillierte Prüfung.“ 
 
 
 
2025-0095 W1.0 
 
 
Ergänzungswahl von 1 Ersatzmitglied des 
Rekursgerichts 
 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Trak-
tandum 3, Wahl eines Ersatzmitglieds des Re-
kursgerichts. Bis heute liegt uns keine Kandi-
datur vor. Kandidierende dürfen nicht Mitglied 



Protokoll der Synode vom 19. November 2025 
 

254 

der Synode sein. Liegt irgendeine Kandidatur 
vor, die noch nicht bis zu mir gekommen ist? 
Wenn nicht, vertagen wir die Wahl mit der 
Bitte, weiter auf die Suche nach einer geeigne-
ten Person zu gehen auf die Sommersynode 
hin.“ 
 
 
 
2025-0096 W1.0 
 
 
Ersatzwahl von 1 Mitglied der Geschäfts- 
und Rechnungsprüfungskommission (GPK) 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Trak-
tandum 4. Ersatzwahl eines Mitglieds der Ge-
schäfts- und Rechnungsprüfungskommission 
für den Rest der Amtsperiode 2023 bis 2026. 
Gemäss § 6 der Geschäftsordnung für die Sy-
node ist die Geschäfts- und Rechnungsprü-
fungskommission GPK eine ständige Kommis-
sion. Sie besteht aus sieben Mitgliedern und 
konstituiert sich selbst. Vorgeschlagen zur 
Wahl ist Urs Schertenleib von der Fraktion Le-
bendige Kirche. Gibt es weitere Kandidaturen? 
– Sigwin Sprenger, du hast dich bereit erklärt, 
ihn vorzustellen. Darf ich dich bitten?“ 
 
Sigwin Sprenger, Kirchgemeinde Bremgarten-

Mutschellen: „Sehr geehrter Präsident, sehr 

geehrte Damen und Herren, ich freue mich, 

dass Urs Schertenleib sich für eine Mitarbeit in 

der GPK zur Verfügung stellt und dafür kandi-

diert. Ich habe Urs Schertenleib als ruhigen 

und besonnenen Menschen kennengelernt. Ich 

möchte darauf hinweisen, dass er die Arbeit in 

einer Kirchgemeinde durch sein Engagement 

in der Kirchenpflege Bremgarten-Mutschellen 

bestens kennt. Zudem ist er mit den verschie-

denen Sachgebieten der GPK durch seine jah-

relange Tätigkeit als Gemeindeschreiber in ei-

ner Aargauer Gemeinde vertraut. Ich danke 

Ihnen für Ihre Unterstützung.“ 

 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Frage 
an Urs Schertenleib: Möchtest du selber noch 
etwas sagen, oder ist das mit der Vorstellung 
so in Ordnung?“ 
 
Urs Schertenleib, Kirchgemeinde Bremgarten-
Mutschellen: „Ja, geschätzte Damen und Her-
ren, danke Sigwin Sprenger, dass du mich 

vorgestellt hast. Es ist vielleicht etwas übertrie-
ben, dass ich bereits alles weiss, denn ich bin 
erst das zweite Jahr in der Synode. Ich bin 
noch ein Lehrling, ein unbeschriebenes Blatt, 
aber ich hoffe, ich werde den Wahlerwartun-
gen gerecht, und ich würde mich über die 
Wahl sehr freuen.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Dann 
darf ich das Synodebüro bitten, die Wahlzettel 
auszuteilen. Es dürften auch andere Namen 
aufgeschrieben werden. Ich bitte euch, die 
Wahlzettel nicht zu falten, damit man sie nach-
her schneller auszählen kann.“ 
 
 
Wahl 
Es wurden 134 Wahlzettel eingelegt, davon 
fallen 133 in Betracht. 
Die Synode wählt Urs Schertenleib mit 
132 Stimmen als Mitglied der GPK für den 
Rest der Amtsperiode 2023–2026. 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Herzli-
che Gratulation, Urs Schertenleib!“ (Applaus.) 
 
 
 
2025-0097 W1.0 
 
 
Ersatzwahl von 1 Vertreter/-in in die Synode 
der Evangelisch-reformierten Kirche 
Schweiz (EKS) 
 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Ich ma-
che weiter mit Traktandum 5, Ersatzwahl einer 
Person für die Synode EKS für den Rest der 
Amtsperiode 2023 bis 2026. Personen für die 
Synode EKS werden vom Kirchenrat vorge-
schlagen. Da der Kirchenrat für diese Synode 
keinen Vorschlag machen kann, ist das Trak-
tandum auf die Sommersynode verschoben. 
Der Kirchenrat ist optimistisch, dass er uns 
dann eine Person vorschlagen kann. Der Kir-
chenrat geht in dieser Zeit trotzdem vollzählig 
an die jeweilige Synode der EKS, weil er das 
Recht hat, eine Stellvertretung mitzunehmen, 
bis wieder jemand gewählt ist. So ist der Aar-
gau auch in dieser Zeit mit voller Stimmkraft 
vertreten.“ 
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2025-0098 R1.0 
 
 
Budget 2026 
 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Wir 
kommen zu Traktandum 6, Budget 2025. Ich 
bitte für die GPK Sabine Zehnder ans Mikro-
fon.“ 
 
Sabine Zehnder, Kirchgemeinde Aarau, für die 
GPK: „Lieber Synodevizepräsident, liebe Mit-
glieder des Kirchenrats, liebe Synodale. In 
Traktandum 6 legt uns der Kirchenrat, wie je-
des Jahr in der Herbstsynode, das Budget für 
das kommende Jahr zur Genehmigung vor. 
Der Kirchenrat beantragt ausserdem, dass der 
Zentralkassenbeitrag für das nächste Jahr bei 
unveränderten 2,3% belassen wird. Das 
Budget 2026 sieht einen Aufwandüberschuss 
von CHF 116’290 vor. Im Vergleich zum Vor-
jahr – damals ist ein Aufwandüberschuss von 
knapp CHF 300’000 budgetiert worden – sieht 
es heute doch etwas besser aus. Der budge-
tierte Aufwandüberschuss ergibt sich einer-
seits aus dem budgetierten Gesamtaufwand 
von CHF 10’600’000 und andererseits einem 
budgetierten Gesamtertrag von rund 
CHF 10’500’000. Es bleiben also gut 
CHF 100’000 in den roten Zahlen. Was bewegt 
uns zu dieser optimistischeren Einschätzung? 
Im Vergleich zum Vorjahr wird der Gesamtauf-
wand um rund CHF 200’000 tiefer budgetiert, 
während der Ertrag nur um CHF 23’000 tiefer 
budgetiert werden muss. Die Reduktion des 
Gesamtaufwands um rund CHF 200’000 ergibt 
sich einerseits aufgrund der Reduktion der 
Personalkosten bei den kantonalen Schulen 
und andererseits aufgrund des stark reduzier-
ten Beitrags an die Kirchenmusikschule Aar-
gau KMSA, die Mitte 2026 schliessen muss. 
Auf der anderen Seite muss aber leider auch 
der Ertrag um CHF 23’000 tiefer budgetiert 
werden. Das aufgrund von Kirchenaustritten, 
die zu tieferen Einnahmen beim Zentralkas-
senbeitrag führen. Die im letzten Jahr im Fi-
nanzplan in Aussicht gestellten Einsparungen 
von CHF 250’000 können somit fast erzielt 
werden. Wenn man die in diesem Jahr einmali-
gen Kosten für das digitale neue Kirchenge-
sangbuch wegrechnet, könnte man von einem 
erfüllten Sparziel reden. Gerne beende ich 
auch dieses Jahr das Votum zum Budget mit 
einem Dank an alle an diesem Budget 

beteiligten Personen, namentlich Petra Schär 
und ihrem Team. Besonders hervorheben 
möchte ich die gute Übersichtlichkeit, die de-
taillierte Beantwortung unserer Fragen und 
dieses Jahr neu die digitale Verlinkung der Be-
merkungen mit den entsprechenden Kosten-
stellen im Budget. Ganz herzlichen Dank. Es 
ist uns bewusst, dass die Landeskirche und 
der Kirchenrat in diesen letzten Jahren bereits 
sehr viel unternommen haben, um die Ver-
ständlichkeit und die Übersichtlichkeit von 
Rechnung, Budget und Finanzplan laufend zu 
verbessern. Dafür noch einmal unseren ganz 
herzlichen Dank. Nur noch ein kleiner, sehr 
wohlgemeinter Tipp. Bei den Kommentaren 
auf den Seiten 16 bis 18 könnte man mit einer 
konsequenteren Benennung der betreffenden 
Kontonummern die Detektivarbeit der Synoda-
len ein bisschen vereinfachen. Meine Damen 
und Herren, die GPK empfiehlt der Synode 
einstimmig, auf das Geschäft einzutreten und 
den beiden Anträgen zuzustimmen. Vielen 
Dank.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Danke, 
Sabine Zehnder. Als nächstes hat Rolf Fäs 
das Wort für den Kirchenrat.“ 
 
Rolf Fäs, Kirchenrat: „Liebe Synodale, ge-
schätzter Vorsitzender. Wie üblich will ich nicht 
mehr allzu viel ergänzen. Wir haben uns Mühe 
gegeben, Ihnen möglichst alles im Detail dar-
zulegen. Wir nehmen selbstverständlich auch 
die weiteren Ergänzungs- und Konkretisie-
rungswünsche auf. Es soll ja so sein, dass 
man sich nicht mit Suchen beschäftigen muss, 
sondern mit Inhalten. Bezüglich der Jahres-
rechnung hat Sabine Zehnder eigentlich be-
reits fast alles gesagt. Deshalb will ich nur 
noch zwei Sachen ergänzen. Das eine ist die 
Geschichte mit der Immobilienstrategie. Das 
ist eine Einschränkung. Das heisst, wir arbei-
ten an einer Immobilienstrategie für die Lan-
deskirche. Wir kommen nachher auch noch in 
einem separaten Traktandum darauf zurück. 
Das kann je nachdem Verwerfungen geben 
oder Veränderungen, je nachdem, wie dann 
die zeitlichen Abläufe dieser Reaktionen sind. 
Und zweitens, das habt ihr vielleicht auch ge-
sehen, wir tragen im Moment noch die Mehr-
kosten im Bereich der KiKartei, die wir gemäss 
Reglement eigentlich auf die Kirchgemeinden 
umlegen. Wir werden dies 2027 dann wieder 
machen, so wie das gemäss Reglement auch 
vorgesehen ist. Weiter habe ich im Moment 
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keine Ergänzungen, bin gespannt auf die Dis-
kussion, und wir beantworten gerne einzelne 
Fragen.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Danke, 
Rolf Fäs. Ist Eintreten bestritten?“ 
 
Eintreten wird beschlossen. 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Die 
Diskussion ist eröffnet, ich schlage vor, dass 
wir Seite für Seite durchgehen. Ich werde dies 
relativ zügig machen, und ich bitte diejenigen, 
die sich zu Wort melden möchten, dies deut-
lich anzuzeigen, damit es der Vizepräsident-
Stellvertreter gut sehen kann. Danke vielmals.“ 
 
Joël Guggisberg, Kirchgemeinde Zofingen: 
„Ich lese unter den allgemeinen Bemerkungen, 
dass beim Konto 435 CHF 30'000 für die Ent-
wicklung eines Folgeangebots eingestellt wer-
den. Mich freut, dass es eine weitere Entwick-
lung gibt. Dafür haben wir seinerzeit ja auch 
gestimmt. Als es darum gegangen ist, § 89 Kir-
chenordnung aufzuheben, hat sich die Synode 
dafür ausgesprochen, ihn beizubehalten und 
leicht zu revidieren. Was sich mir nicht er-
schliesst, ist, ob das Geld nun für die Entwick-
lung eines Folgeangebots oder für das Ange-
bot selber gedacht ist? In den Bemerkungen 
auf Seite 17 wird erwähnt, dass es einen stra-
tegischen Ausschuss gibt: Das ist meine 
zweite Frage. Wer ist in diesem Ausschuss, 
und wie weit ist er bereits? Danke.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Wer 
vom Kirchenrat will Antwort geben?“ 
 
Barbara Stüssi-Lauterburg, Kirchenrätin: „Ge-
schätzter Vorsitzender, geschätzte Synodale, 
lieber Joël Guggisberg. Strategischer Aus-
schuss ist, glaube ich, ein bisschen hoch ge-
griffen in diesem Zusammenhang. Aber es gibt 
eine Arbeitsgruppe, die dran ist, zu schauen, 
was an den Schulen möglich ist, und die 
CHF 30’000 sind nicht als Honorar für die Ar-
beitsgruppe gedacht, sondern für Angebote, 
also konkret, dass man Angebote mitfinanzie-
ren oder Angebote einrichten kann. Es gibt 
Ideen; sie sind noch nicht umsetzungsreif, 
aber ich habe mitbekommen, dass Joël Gug-
gisberg bereit ist, ebenfalls mitzuwirken. Ein 
Angebot, das wir sehr gerne annehmen.“ 
 

Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Wei-
tere Bemerkungen? – Es sieht so aus, als sei 
man ziemlich zufrieden mit diesem Budget. So 
kommen wir bereits zu den Anträgen und zur 
Abstimmung. Ich bitte das Büro, die Stimmen 
auszuzählen.“ 
 
 
Antrag 1 Kirchenrat 
Die Synode genehmigt das Budget 2026 der 
Zentralkasse. 
 
Abstimmung 
Die Synode stimmt dem Antrag einstimmig zu. 
 
 
Antrag 2 Kirchenrat 
Der Kirchenrat wird ermächtigt, für das Jahr 
2026 einen Zentralkassenbeitrag von den 
Kirchgemeinden von 2.3% des 100-prozenti-
gen Steuersolls zu beziehen. 
 
Abstimmung 
Die Synode stimmt dem Antrag grossmehrheit-
lich mit zwei Gegenstimmen zu. 
 
 
Schlussabstimmung 
Die Synode genehmigt das Budget 2026 als 
Ganzes einstimmig. 
 
 
 
2025-0099 R1.0 
 
 
Finanzplan 2026–2029 
 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Wir 
kommen zu Traktandum 7, Finanzplan. Dies 
ist ein Traktandum zur Kenntnisnahme. Ich 
bitte wieder Sabine Zehnder ans Mikrofon.“ 
 
Sabine Zehnder, Kirchgemeinde Aarau, für die 
GPK: „Lieber Synodevizepräsident, liebe Mit-
glieder des Kirchenrats, liebe Synodale. In 
Traktandum 7 beantragt der Kirchenrat der Sy-
node, den Finanzplan 2026 bis 2029 zur 
Kenntnis zu nehmen. Der Finanzplan zeigt uns 
auf, wie sich die finanzielle Situation in den 
nächsten Jahren ohne weitere, heute noch 
nicht beschlossene Einsparungen weiterentwi-
ckeln würde. Wie zu erwarten, ist über die 
nächsten Jahre trotz eines leicht sinkenden 
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Gesamtaufwands mit einem immer höheren 
Aufwandüberschuss zu rechnen. Das ist in 
erster Linie durch die sinkenden Zentralkas-
senbeiträge zu erklären. Wie das mit den Ba-
byboomern zusammenhängt, wird uns mit Si-
cherheit nachher Rolf Fäs aufzeigen. Im Ge-
gensatz zum letzten Jahr sind dieses Jahr die 
anvisierten jährlichen Einsparungen im Finanz-
plan als Reminder nicht mehr explizit ausge-
wiesen. Die GPK geht aber davon aus, dass 
die Einsparziele trotzdem weiterbestehen blei-
ben. Entsprechende Rückmeldungen von Sei-
ten des Kirchenrats bestärken uns in dieser 
Annahme. Die GPK empfiehlt der Synode ein-
stimmig, auf das Geschäft einzutreten und den 
Finanzplan zur Kenntnis zu nehmen. Vielen 
Dank.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Danke, 
Sabine Zehnder. Für den Kirchenrat spricht 
Rolf Fäs.“ 
 
Rolf Fäs, Kirchenrat: „Liebe Synodale, ge-
schätzter Vorsitzender. Thema Finanzplan und 
Babyboomer – ich komme gerne darauf zu-
rück. Wir haben viele aus dieser Generation, 
die pensioniert werden und grosse Beträge er-
halten (Kapitalbezug). Dann gibt es ver-
schiedenste Beraterinnen und Berater, die 
ihnen sagen, tretet doch aus der Kirche aus, 
so könnt ihr Steuern sparen. Danach treten sie 
nicht mehr in die Kirche ein. Die Babyboomer 
der geburtenstarken Jahrgänge, die jetzt pen-
sioniert werden: Vielleicht kann man das ein-
fach mal bewusst ansprechen am einen oder 
anderen Ort. Du bist aus der Kirche ausgetre-
ten? Warum kommst du nicht wieder zurück? 
Die Babyboomer sind sicher auch ein Element, 
aber ich glaube, das wichtigste Thema beim 
Zentralkassenbeitrag ist der jährliche Mitglie-
derschwund. Man sieht, wie die Prognosen zu-
stande kommen, dass wir auf der Steuerent-
wicklung des kantonalen Steueramts basieren. 
Sie haben Volkswirtschafterinnen und Volks-
wirtschafter, die das genau berechnen. Sie sa-
gen, für 2027 rechnen wir mit einer Erhöhung 
von 3,2% der Steuerentwicklung. Dann haben 
wir die Reduktion der Kirchenmitglieder pro 
Jahr um etwa 5'000. Dann haben wir 2027 
noch etwa 118’000 Mitglieder, und wir rechnen 
mit einem durchschnittlichen Steuerertrag pro 
Mitglied von ungefähr CHF 73. Interessant ist 
nachher zum Beispiel 2029, wo ein Riesendefi-
zit entsteht mit über CHF 700’000. Wir sind 
zeitverschoben, wir berechnen den 

Zentralkassenbeitrag nicht auf dem aktuellen 
Ergebnis der Kirchgemeinden. Man sieht, dass 
der Kanton damit rechnet, dass die Steuerent-
wicklung 2029 0% ist. Das ist aber relativ weit 
weg und relativ grob, vor allem wenn man da-
ran denkt, dass man jetzt auch noch gerade 
über die Abschaffung des Eigenmietwerts dis-
kutiert hat, wo man auch noch nicht so genau 
weiss, wie es herauskommt. Darum bin ich 
auch bei diesem grossen Verlust 2029 im Mo-
ment noch relativ locker. Aber man sieht, in 
welche Richtung es gehen kann. Dann sieht 
man hier, dass wir 2027/2028/2029 weniger Fi-
nanzen haben werden. Der Kirchenrat hat ei-
nen strategischen Ausschuss Finanzen ins Le-
ben gerufen. Dies ist ein gemischter Aus-
schuss aus der Geschäftsleitung und dem Kir-
chenrat, der sich permanent mit den Einspa-
rungen befasst. Für mich liegen diese in der 
Grössenordnung einer Viertelmillion Franken, 
die wir einsparen müssen. Das ist eine Ziel-
grösse, die man erreichen kann. Es ist aller-
dings nicht ganz einfach, man kann nicht jetzt 
bereits sagen, was man dann da und dort 
macht, denn wir haben verschiedenste Part-
ner, die von uns abhängig sind. Zum Beispiel 
HEKS oder andere Thematiken, die für uns 
wichtig sind. Die Problematik hat man gut ge-
sehen am Beispiel der Dargebotenen Hand. 
Wenn plötzlich jemand finanziell aussteigt, 
dann fehlt der Institution nachher ein noch 
grösserer Bereich. Im ökumenischen Kontext 
muss man sorgfältig vorgehen und sich ab-
sprechen. Das kann man nicht immer öffentlich 
machen – und dafür bitte ich um Verständnis – 
und im Voraus genau sagen, wir müssen hier 
und dort streichen. Das braucht eine grosse 
Vorarbeit. Es ist wichtig, dass man die Zahlen 
sieht: Ist es realistisch oder nicht? Ein Minus 
von über CHF 700'000 im Jahr 2029 ist ganz 
schwierig, aber ob es dann so kommt, das wis-
sen wir heute noch nicht. Darum bin ich eini-
germassen optimistisch. In den Abschnitten 
zum Eigenkapital und zu den Details der Pro-
jekte sieht man, womit gerechnet werden 
kann. Kirchenreform sowie Spital- und Kli-
nikseelsorge sind solche Themen. Im Moment 
sind wir mit dem Kanton im Gespräch, um 
nicht nur die Aufwände zu kürzen, sondern 
auch die Erträge zu erhöhen. Gerade bei der 
Seelsorge sind wir zusammen mit der römisch-
katholischen Landeskirche aktiv geworden, mit 
dem Ziel, dass die Beiträge, die über die Spitä-
ler in die Rechnung hineinfliessen, erhöht wer-
den können. Den aktuellen Stand habe ich 
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nicht. Es geht um viel Geld, wir geben einen 
Millionenbetrag aus in diesem Bereich, und je-
der Franken, der hereinkommt, ist willkommen. 
Soweit einmal meine Ausführungen. Ich hoffe, 
ich habe den Babyboomer einigermassen ab-
gearbeitet. Wenn Fragen sind, beantworten wir 
diese gerne.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Wird 
Eintreten bestritten?“ 
 
Eintreten wird beschlossen. 
 
„Gibt es Fragen von Seiten der Synode zum 
Finanzplan 2026 bis 2029? Dann hättet ihr 
jetzt die Möglichkeit, den Kirchenrat zu fragen. 
Weigert sich jemand, den Finanzplan zur 
Kenntnis zu nehmen? Damit haben wir den Fi-
nanzplan stillschweigend zur Kenntnis genom-
men. Danke.“ 
 
 
 
2025-0100 P1.0 
 
 
Wahlen in der Synode. Teilrevisionen KO 
und GO Synode 
 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Wir 
kommen zu Traktandum 8, Wahlen in der Sy-
node, Teilrevisionen KO und GO Synode. Für 
die GPK spricht Henry Sturcke.“ 
 
Henry Sturcke, Kirchgemeinde Spreitenbach-
Killwangen, für die GPK: „Sehr geehrter Syno-
devizepräsident, geschätzter Kirchenrat, liebe 
Synodale. Zuerst möchte ich meinem Nachfol-
ger persönlich gratulieren. Ich hoffe, Urs 
Schertenleib, du hast so viel Freude an dieser 
Arbeit, wie ich gehabt habe. Ich trete ungern 
zurück, nur altershalber. Aber ich freue mich, 
dass es weitergeht. 
Jetzt zur Sache: In ihrer Sommersitzung hat 
die Synode der Revision der Gesamterneue-
rungswahlen in den Kirchgemeinden zuge-
stimmt. Wir warten zwar noch auf die nächsten 
Erneuerungswahlen im Herbst 2026, um zu 
sehen, ob die neugeregelte Möglichkeit der 
stillen Wahl die erhoffte Vereinfachung bringt. 
Wir sind aber zuversichtlich, dies wird der Fall 
sein. Nun bringt der Kirchenrat eine weitere 
Vorlage, um diese Möglichkeit der stillen Wahl 
bei Wahlen hier in der Synode anzuwenden. 

Ausgenommen sind von Gesetzes wegen nur 
die Wahlen des Kirchenrats und des Rekurs-
gerichts, wie in der Botschaft zum Traktandum 
erklärt wird. Wer das lange Warten bei der 
Auszählung in der konstituierenden Sitzung im 
Januar 2023 in Erinnerung hat, weiss noch, 
wie wir einander danach gesagt haben, so 
bitte nicht wieder. Diese Vorlage kommt die-
sem Wunsch entgegen. Noch wichtiger: Sie 
harmonisiert die Handhabung der Wahlen in 
der Synode mit der neuen in den Kirchgemein-
den. Die GPK erachtet dies als folgerichtig und 
empfiehlt die Annahme.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Herzli-
chen Dank, Henry Sturcke. Ich darf Barbara 
Stüssi-Lauterburg ans Mikrofon bitten.“ 
 
Barbara Stüssi-Lauterburg, Kirchenrätin: „Ge-
schätzter Vizepräsident, liebe Synodale. Henry 
Sturcke hat das Wichtigste bereits gesagt. Es 
geht darum, die konstituierende Sitzung der 
Synode effizienter zu gestalten. Sie haben es 
heute bereits gesehen, wie lange es braucht, 
eine Wahl durchzuführen. Und in den aller-
meisten Fällen, wie heute auch, sind die Wah-
len in die Kommissionen der Synode unbestrit-
ten. Es gibt kaum je mehr Kandidaturen, als 
Sitze zu vergeben sind. Deshalb rechtfertigt 
sich eine Vereinfachung in dieser Art, wie sie 
die Synode im Sommer für die Gesamterneue-
rungswahlen in den Kirchgemeinden beschlos-
sen hat. Ich will es nicht wiederholen, die An-
zahl der Sitze und die Anzahl der Kandidieren-
den müssen übereinstimmen. Die Kehrseite 
von stillen Wahlen gibt es, es gibt kein diffe-
renziertes Wahlergebnis, aber die Effizienz 
des Wahlprozederes hebt nach Meinung des 
Kirchenrats den Nachteil auf. Wer mit einer 
Kandidatin, einem Kandidaten nicht einver-
standen ist, hat immer die Möglichkeit, einen 
zusätzlichen alternativen Vorschlag einzubrin-
gen. Dann gibt es eine geheime Wahl. Wichtig 
ist, für das Kirchenratspräsidium, die Mitglieder 
des Kirchenrats und das Rekursgericht gibt es 
immer eine geheime Wahl. Ich will noch ergän-
zen, dass mit dieser Revision auch die Gele-
genheit ergriffen wird, eine Unsicherheit zu re-
geln, nämlich bei der Ausstandspflicht. Da be-
stand ein wenig Unsicherheit, ob man selbst 
mitstimmen darf oder nicht. Das darf man. Das 
ist, wie wenn ein Nationalrat oder eine Natio-
nalrätin für den Bundesrat kandidiert, dann 
darf diese Person sich auch selber die Stimme 
geben –das wird nun bei uns präzisiert. 
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Selbstverständlich gilt die Ausstandspflicht, 
wenn man direkt von einem Geschäft betroffen 
oder daran beteiligt ist. Bei Wahlen gilt, dass 
man selbst wählen darf. Bei der Ermittlung des 
Wahlergebnisses hingegen darf man nicht mit-
wirken. Es wird auch die Gelegenheit ergriffen 
für redaktionelle Anpassungen. Zum einen sol-
len gewisse Doubletten, sprich Doppelspurig-
keiten eliminiert werden, und dann gibt es – 
auch im Sinne von Präzisierungen – ein paar 
sprachliche Anpassungen. So heisst es neu 
konsequent Wahl statt Abstimmung. Und es 
heisst zum Beispiel Mitglieder des Kirchenrats, 
Mitglieder der GPK anstelle von Kirchenrat 
oder GPK. Dies sind, denke ich, unbestrittene 
Anpassungen. Danke.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Danke, 
Barbara Stüssi-Lauterburg. Wir kommen zum 
Eintreten. Ist Eintreten bestritten?“ 
 
Eintreten wird beschlossen. 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Dann 
kommen wir zur Diskussion. Ich frage zuerst, 
gibt es Wortmeldungen zur Botschaft? Ich 
gehe wieder seitenweise durch die Synopse. – 
Möchte jemand nochmals auf etwas zurück-
kommen? Wenn nicht, kommen wir zur Ab-
stimmung.“ 
 
 
Antrag 1 Kirchenrat 
1. Die Synode beschliesst 

a. die Teilrevision der Kirchenordnung 
(KO, SRLA 1.2-1); 

b. die Teilrevision der Geschäftsordnung 
für die Synode (GO Synode, SRLA 
3.1.1-1). 

 
Abstimmung 
Die Synode stimmt Antrag 1 des Kirchenrats 
mit einer Gegenstimme zu. 
 
 
Antrag 2 Kirchenrat 
Diese Änderungen treten am 1. April 2026 in 
Kraft. 
 

Abstimmung 
Die Synode stimmt Antrag 2 des Kirchenrats 
mit einer Enthaltung zu. 
 
 
Schlussabstimmung 
Die Synode stimmt dem gesamten Geschäft 
des Kirchenrats mit einer Gegenstimme und 
einer Enthaltung zu. 
 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Herzli-
chen Dank, auch hier, denen, die es vorberei-
tet haben. Dabei denke ich bereits etwas vo-
rausschauend, da ich wahrscheinlich im Ja-
nuar 2027 nicht so eine ellenlange Wahlsy-
node werde leiten müssen.“ 
 
 
 
2025-0101 P1.0 
 
 
Governance des Kirchenrats und der Lan-
deskirchlichen Dienste 
 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Wir 
kommen zum nächsten Traktandum, Gover-
nance des Kirchenrats und der Landeskirchli-
chen Dienste. Ich bitte für die GPK Annett 
Wege ans Mikrofon.“ 
 
Annett Wege, Kirchgemeinde Seengen, für die 
GPK: „Geschätzter Synodevizepräsident, ge-
schätzter Kirchenrat, liebe Synodale. Wie in 
den Unterlagen zu Traktandum 9 dargelegt, 
werden die Funktionen des Kirchenratspräsidi-
ums und der Geschäftsführung gemäss gelten-
der Gesetzgebung derzeit in Personalunion 
durch das Kirchenratspräsidium wahrgenom-
men. Diese Regelung hat sich in der Vergan-
genheit grundsätzlich bewährt, entspricht je-
doch zunehmend weniger den heutigen orga-
nisatorischen und administrativen Anforderun-
gen an eine moderne kirchliche Leitung. Der 
Kirchenrat beabsichtigt daher, diese beiden 
Funktionen künftig organisatorisch voneinan-
der zu trennen, um die Leitungsstruktur zu 
stärken, die Verantwortlichkeiten klarer zu defi-
nieren und die Effizienz der innerkirchlichen 
Abläufe zu erhöhen. 
Konkret schlägt der Kirchenrat vor, dass die 
Aufgaben des Kirchenratspräsidiums und der 
Geschäftsführung entweder weiterhin in 
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Personalunion oder – neu – auch getrennt 
wahrgenommen werden können. Dabei soll 
das Kirchenratspräsidium mit einem Pensum 
von 60% und die Geschäftsleitung mit einem 
Pensum von 40% ausgestattet werden. Die 
Funktion der Geschäftsführung kann alternativ 
auch durch den/die Kirchenschreiber/in über-
nommen werden. Diese Flexibilität ermöglicht 
eine sachgerechte Aufgabenteilung und er-
laubt es, die jeweiligen Kompetenzen und Res-
sourcen optimal einzusetzen. Zudem beantragt 
der Kirchenrat, das bisherige Ruhegehalt für 
das Kirchenratspräsidium ersatzlos zu strei-
chen. Dieser Schritt soll der angestrebten or-
ganisatorischen Neuausrichtung Rechnung 
tragen und zu einer klareren und zeitgemäs-
sen Entschädigungsstruktur beitragen. Die 
GPK hat sich eingehend mit dem vorliegenden 
Traktandum befasst und empfiehlt, auf das 
Geschäft einzutreten und dem Antrag des Kir-
chenrats grundsätzlich zuzustimmen. Gleich-
wohl: Nach einer längeren Diskussion beurteilt 
die GPK die vorliegende Vorlage als noch 
nicht in allen Punkten überzeugend. Die in den 
Unterlagen enthaltenen Anforderungsprofile für 
die beiden Funktionen erscheinen in ihrer der-
zeitigen Fassung teilweise unpräzise formu-
liert; insbesondere die Anforderungen an die 
Geschäftsführung sind nicht ausreichend konk-
ret und nachvollziehbar dargelegt. Die GPK er-
achtet es daher als dringend notwendig, dass 
bis zu den nächsten Gesamterneuerungswah-
len eine Überarbeitung dieser Profile vorge-
nommen wird. Ziel dieser Überarbeitung soll 
sein, die künftige Struktur des Kirchenratsprä-
sidiums und der Geschäftsführung klar zu defi-
nieren, die jeweiligen Verantwortlichkeiten 
transparent festzuhalten und die funktionalen 
Schnittstellen eindeutig zu regeln. 
Eine solche inhaltliche Präzisierung schafft 
nicht nur Klarheit im Hinblick auf die Aufgaben-
verteilung und auf Entscheidungsprozesse, 
wenn zwei verschiedene Personen damit be-
traut sind, sondern trägt auch dazu bei, die 
Kontinuität und Stabilität in der Leitung der 
Landeskirche langfristig zu sichern. Vielen 
Dank.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Danke. 
Für den Kirchenrat spricht Gerhard Bütschi.“ 
 
Gerhard Bütschi, Kirchenrat: „Lieber Synodevi-
zepräsident Dieter Gerster, liebe Synodale. In 
dieser Synodevorlage zur Governance des Kir-
chenrats und der Landeskirchlichen Dienste 

geht es, wie wir bereits gehört haben, einer-
seits um die Teilrevision des Reglements über 
die Organisation des Kirchenrats und der Lan-
deskirchlichen Dienste und andererseits um 
eine Teilrevision des Dienst- und Lohnregle-
ments für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Landeskirchlichen Dienste, aber auch von Mit-
gliedern des Kirchenrats. Gemäss der heuti-
gen Regelung, wir haben das auch bereits vor-
her gehört, geht es um die Funktionen des Kir-
chenratspräsidiums und die Geschäftsführung 
der Landeskirchlichen Dienste, die bei gelten-
der Regelung im Moment in Personalunion 
durch das Kirchenratspräsidium ausgeübt wer-
den. Mit der vorliegenden Synodevorlage 
möchte der Kirchenrat die beiden Funktionen 
in organisatorischer Hinsicht trennen. Neu sol-
len zwei Möglichkeiten bestehen, nämlich ers-
tens: Der Vorsitz des Kirchenrats und der Ge-
schäftsleitung können wie bis anhin in Perso-
nalunion durch das Kirchenratspräsidium im 
Rahmen eines Hundertprozentpensums wahr-
genommen werden. Zweitens: Neu können die 
beiden Funktionen auch getrennt werden. Für 
den Vorsitz des Kirchenrats sind 60 Stellenpro-
zente vorgesehen und für die Führung der 
Landeskirchlichen Dienste 40 Stellenprozente. 
Diese Aufgaben können einem Mitglied der 
Geschäftsleitung übertragen werden. Sie kön-
nen aber auch dem Kirchenschreiber oder der 
Kirchenschreiberin zugewiesen werden oder 
einer externen Person. In der vorliegenden Sy-
nodevorlage schlägt der Kirchenrat der Sy-
node ebenfalls vor, das sogenannte Ruhegeh-
alt für das Kirchenratspräsidium ersatzlos zu 
streichen. Diese Änderungen, sofern die Sy-
node heute zustimmt, treten auf den 1. April 
2026 in Kraft, damit sie für die vom Rücktritt 
unseres Kirchenratspräsidenten Christoph We-
ber-Berg notwendige Ersatzwahl in der Junisy-
node 2026 bereits angewendet werden kön-
nen. Sowohl als Rahmenbedingung für die 
Durchführung der Wahl des Kirchenratspräsidi-
ums als auch für die Klärung des Sachver-
halts, dass in Zukunft der gewählte Kirchen-
ratspräsident oder die -präsidentin keinen An-
spruch mehr auf ein sogenanntes Ruhegehalt 
haben sollen. Der Kirchenrat vertritt im Hinblick 
auf die Neuwahl des Kirchenratspräsidiums die 
Meinung, dass durch die Trennung dieser bei-
den Funktionen, nämlich einerseits den Vorsitz 
des Kirchenrats, andererseits die Geschäfts-
führung der Landeskirchlichen Dienste, die 
Chance erhöht wird, dass man geeignete Kan-
didatinnen und Kandidaten finden kann. Für 
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die anstehende Wahl des Kirchenratspräsidi-
ums werden sich die Kandidatinnen und Kan-
didaten dazu äussern müssen, ob sie beide 
Aufgaben oder nur den Vorsitz des Kirchenrats 
übernehmen möchten. Wird eine Kandidatin 
oder ein Kandidat gewählt, welche die Ge-
schäftsleitung bzw. die Führung der Landes-
kirchlichen Dienste nicht übernehmen möchte, 
so ist es Aufgabe des Kirchenrats, eine andere 
Person mit der Führung der Landeskirchlichen 
Dienste zu betrauen. Ich habe es bereits vor-
hin gesagt, das kann einerseits der Kirchen-
schreiber oder die Kirchenschreiberin sein, ein 
Mitglied der Geschäftsleitung oder auch eine 
externe Person. Sollte der Fall eintreten, dass 
die für das Vollamt gewählte Kirchenratspräsi-
dentin oder der -präsident zu einem späteren 
Zeitpunkt entscheidet, den Vorsitz der Ge-
schäftsleitung der Landeskirchlichen Dienste 
abzugeben, dann liegt es auch wieder in der 
Kompetenz des Kirchenrats, eine Geschäfts-
führerin oder einen Geschäftsführer der Lan-
deskirchlichen Dienste zu bestimmen. 
Im Jahr 1998 wurde von der Synode die Mög-
lichkeit geschaffen, dass langjährige Amtsinha-
berinnen und Amtsinhaber im Kirchenratsprä-
sidium die Möglichkeit haben sollen, nach Er-
reichen des 62. Altersjahrs und nach mindes-
tens acht Amtsjahren ein sogenanntes Ruhe-
gehalt beziehen zu können. Das Ruhegehalt 
wird bis zum Erreichen des Pensionsalters 
ausbezahlt und beziffert sich auf 50% des 
Lohns, den der Kirchenratspräsident oder die 
Kirchenratspräsidentin zum Zeitpunkt des 
Rücktritts bezogen hat. Die Möglichkeit des 
Bezugs dieses Ruhegehalts durch den Kir-
chenratspräsidenten oder die Kirchenratspräsi-
dentin soll mit dem heutigen Entscheid der Sy-
node aus den Reglementarien der Landeskir-
che gestrichen werden. Angesichts der zu er-
wartenden finanziellen Entwicklung erscheint 
es dem Kirchenrat sinnvoll, auf die Möglichkeit 
der Ausrichtung eines Ruhegehalts zu verzich-
ten. Andererseits wollen wir auch festhalten, 
dass die Pensionskasse in den letzten Jahren 
neue Möglichkeiten und Voraussetzungen ge-
schaffen hat. So war bis vor wenigen Jahren 
der versicherte Lohn des Kirchenratspräsiden-
ten deutlich tiefer als heute. Ausserdem sind in 
der Pensionskasse neu freiwillige Sparpläne 
eingeführt worden. Dank dieser Massnahmen 
kann ein zukünftiger Kirchenratspräsident oder 
eine -präsidentin ein höheres Alterskapital an-
sparen oder sich einen früheren Altersrücktritt 
selber finanzieren. Der Kirchenrat ist der 

Überzeugung, dass sich die in dieser Synode-
vorlage vorgeschlagenen Änderungen positiv 
auf die Neuwahl eines Kirchenratspräsidenten 
oder einer -präsidentin auswirken werden und 
künftig auf die Ausrichtung eines Ruhegehalts 
bei vorzeitigem Rücktritt verzichtet werden 
kann. Im Namen des Kirchenrats bitte ich 
euch, diesen Anträgen des Kirchenrats zuzu-
stimmen und danke euch bestens dafür.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Wird 
Eintreten bestritten?“ 
 
Eintreten wird beschlossen. 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Damit 
ist die Diskussion eröffnet und ich gehe wieder 
Seite für Seite durch und bitte allfällige Votan-
tinnen und Votanten sich deutlich zu melden. 
Gibt es Wortmeldungen zur Botschaft? Nein? 
Dann kommen wir zu Synopse. – Wir kommen 
zur Abstimmung.“ 
 
Antrag 1 Kirchenrat 
1. Die Synode beschliesst 

a) die Teilrevision des Reglements über 
die Organisation des Kirchenrats und 
der Landeskirchlichen Dienste (OrR, 
SRLA 3.2-1); 

b) die Teilrevision des Dienst- und Lohn-
reglements für die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Landeskirchlichen 
Dienste sowie den Kirchenrat (DLR, 
SRLA 4.1-1). 

 
Abstimmung 
Die Synode stimmt Antrag 1 des Kirchenrats 
mit drei Gegenstimmen und zwei Enthaltungen 
zu. 
 
 
Antrag 2 Kirchenrat 
Diese Änderungen treten am 1. April 2026 in 
Kraft. 
 
Abstimmung 
Die Synode stimmt Antrag 2 des Kirchenrats 
mit drei Gegenstimmen und zwei Enthaltungen 
zu. 
 
 
Schlussabstimmung 
Die Synode stimmt dem gesamten Geschäft 
mit drei Gegenstimmen und drei Enthaltungen 
zu. 
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2025-0102 P1.0 
 
 
Mindestkriterien für autonome Kirchge-
meinden und Interventionsmöglichkeiten 
des Kirchenrats 
 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Wir 
kommen zu Traktandum 9, Mindestkriterien für 
autonome Kirchgemeinden und Interventions-
möglichkeiten des Kirchenrats. Für die GPK 
bitte ich Christian Vogt ans Mikrofon.“ 
 
Christian Vogt, Kirchgemeinde Frick, für die 
GPK: „Geschätzter Vizepräsident, werte Mit-
glieder des Kirchenrats, liebe Synodale. Im Kir-
chenreformprozess 26/30 wurde immer wieder 
folgende Frage gestellt: «Wie muss eine Kirch-
gemeinde beschaffen sein, damit sie autonom 
und lebendig sein kann? Was braucht es, da-
mit sie auch finanziell unabhängig ist?» Nicht 
nur für uns Mitglieder der Synode schwingt mit 
diesen Fragen auch das vermeintliche 
Schreckgespenst «Fusion» mit. Und das 
macht Sorge, ja mitunter Angst. Der Kirchenrat 
legt nun eine Antwort auf diese im Raum ste-
henden Fragen vor. Er definiert zwei Mindest-
kriterien, die klar, eindeutig und messbar sind. 
Ihr Erfüllen oder Nichterfüllen muss nicht dis-
kutiert werden. Das Nichterfüllen eines der bei-
den Kriterien stellt die künftige Selbständigkeit 
einer Gemeinde in Frage. Allerdings ohne da-
bei einen Automatismus zu einer Zwangsfu-
sion zu beinhalten. Das ist gut und richtig! 
Zwangsfusionen soll es nach dem Willen des 
Kirchenrats und der Synode nicht geben. Den-
noch zieht neu das Verfehlen eines der Min-
destkriterien eine Ausweitung der Weisungs-
befugnis des Kirchenrats nach sich. Wiederum 
nicht als Automatismus, sondern als Möglich-
keit. Der Kirchenrat kann – muss aber nicht – 
alle aufgeführten Massnahmen ergreifen. Dies 
gibt ihm die Möglichkeit, adäquat auf die jewei-
lige Situation zu reagieren. Aus Sicht der GPK 
achtet der Kirchenrat mit dieser Vorlage die 
Gemeindeautonomie. Und dies im doppelten 
Sinn: Die Autonomie der betroffenen Ge-
meinde wird gewahrt, indem Zwangsmassnah-
men erst als letzte Möglichkeit ergriffen wer-
den können – und diese durch übergeordnetes 
Recht immer an die Verhältnismässigkeit 

gebunden sind. Die Kirchgemeinde, deren au-
tonomer Fortbestand in Frage steht, soll, kann 
und darf weiterhin selbstständig entscheiden – 
bis zu jenem Punkt, an dem eine Entscheidung 
der Kirchgemeinde klar schadet. Der Kirchen-
rat wahrt aber auch die Autonomie der nicht 
betroffenen Gemeinden – also der klaren 
Mehrheit. Denn er schützt mit seinem Eingrei-
fen die Stabilität aller Kirchgemeinden. Dies 
wird deutlich, wenn man sich überlegt, was 
passiert, wenn eine Kirchgemeinde zahlungs-
unfähig wird und weder über Liegenschaften 
noch Grundstücke im Verwaltungsvermögen 
verfügt – und auch den Steuerfuss bereits auf 
das Maximum gesetzt hat. Wenn eine Ge-
meinde in der Alltagssprache, nicht in juristi-
scher Sprache, also «bankrott» bzw. «pleite» 
ginge. Wer zahlt dann? Es ist rechtlich unklar. 
Vermutlich würde die Landeskirche einsprin-
gen – und damit alle Kirchgemeinden solida-
risch füreinander haften. Die Autonomie einer 
Kirchgemeinde – und die Möglichkeit, subopti-
male Entscheidungen zu treffen – kann in ext-
remis zur Bedrohung der Existenz aller Kirch-
gemeinden werden. Wir sehen also: Die Vor-
lage ist ernst – und die Befugnis für Massnah-
men, welche wir als Synode dem Kirchenrat 
bei der Annahme der Vorlage neu zusprechen, 
gehen weit. Sie gehen weit, weil sie weit ge-
hen müssen! Denn im Blick der Vorlage sind 
nicht all jene Kirchgemeinden, die stabil und fi-
nanziell gut dastehen, sondern jene Situatio-
nen, die eine grosse Herausforderung darstel-
len. Es geht um Ausnahmefälle. Entsprechend 
weit gehen die Massnahmen. So weit, dass 
beispielsweise durch § 139a sogar die Kirch-
gemeindeversammlung als oberstes Organ ei-
ner Kirchgemeinde überstimmt werden kann. 
Solch weitgehende Massnahmen dürfen eine 
Kirchgemeinde nicht aus heiterem Himmel tref-
fen. Sie einzuführen ist kein Misstrauensvotum 
gegenüber der Arbeit der Kirchenpflegerinnen 
und Kirchenpfleger in den Gemeinden unserer 
Landeskirche. Die allermeisten machen einen 
grossartigen Job! Weil die Befugnisse des Kir-
chenrats weit reichen können, müssen sie ein-
gebettet sein in eine Massnahmenkaskade. 
Diese wird mit dem vorliegenden Traktandum 
verfeinert und ausgebaut. Neu wird neben dem 
Rechnungsabschluss auch das Budget durch 
die Landeskirche geprüft – mit dem Ziel, früh-
zeitig Unterstützung anbieten zu können. Un-
terstützung, deren Annahme durch die Kir-
chenpflege freiwillig ist, wenn sie es als sinn-
voll und überzeugend erachtet. Erst wenn 
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eines der Mindestkriterien nicht erfüllt ist, kann 
der Kirchenrat Auflagen machen – und damit 
auch gegen den Willen der Kirchenpflege ein-
greifen. Dies jedoch immer nach den Kriterien 
Notwendigkeit, Angemessenheit und Verhält-
nismässigkeit. Mit dem klaren Ziel, dass alle 
Massnahmen dem Erhalt oder der Wiederer-
langung der Autonomie der betroffenen Ge-
meinde dienen. Dies kann auch heissen, dass 
eine Gemeinde selbst zum Schluss kommt, 
dass eine Fusion der richtige Weg ist. Denn so 
hart die möglichen Massnahmen auch klingen 
mögen, wenn man die Rechtstexte liest: Sie 
dienen letztlich dem Zweck, die bestmögliche 
Ausgangslage für die betroffenen Gemeinden 
zu schaffen, damit sie selbstständig und auto-
nom über ihre Zukunft entscheiden können. 
Die GPK empfiehlt der Synode, auf das Ge-
schäft einzutreten. Sie hält die Vorlage für aus-
gewogen und die Massnahmenkaskade für 
verhältnismässig sowie der Situation ange-
messen. Danke für eure Aufmerksamkeit!“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Danke, 
Christian Vogt. Für den Kirchenrat hat Cathe-
rine Berger das Wort.“ 
 
Catherine Berger, Kirchenrätin: „Lieber Syno-
devizepräsident, liebe Synodale. Der Titel der 
Vorlage sagt eigentlich bereits klar, worum es 
geht: Mindestkriterien für autonome Kirchge-
meinden und Interventionsmöglichkeiten des 
Kirchenrats. Das könnte erschrecken, was ich 
aber nicht hoffe. Es könnte aber auch beruhi-
gen, und genau diesen Effekt erhofft sich der 
Kirchenrat. Denn mit der beantragten Teilrevi-
sion der Kirchenordnung, der Kuratorienver-
ordnung und des Reglements des Finanzhaus-
halts der Kirchgemeinden zeigt der Kirchenrat, 
dass er sich seiner Aufgabe bewusst ist, näm-
lich die Grundlagen dafür zu schaffen und In-
strumente dafür bereitzustellen, dass die 
Kirchgemeinden tatsächlich lebendig bleiben 
und der Begriff Autonomie nicht nur ein theore-
tischer – einer auf dem Papier – ist, sondern 
tatsächliche Unabhängigkeit bedeutet. Die ak-
tuellen Entwicklungen sind uns alle bewusst, 
die können wir nicht aufhalten: Spardruck, 
Rückgang der Mitgliederzahlen, Nachwuchs-
problematik. Das drängt uns als Kirche dazu, 
neu zu denken, uns zu reformieren, dabei alles 
zu prüfen, das Gute zu behalten und Neues zu 
entwickeln. Der Begriff Kirchenreform ist be-
reits gefallen. Damit das Gute behalten und 
Neues entstehen kann, braucht es einen 

Grundstock an Ressourcen, genügend Perso-
nal, genügend Finanzen. Dafür ist grundsätz-
lich jede Kirchgemeinde selber verantwortlich. 
Die Landeskirche hat dabei genau zwei Aufga-
ben: Die Kirchgemeinden in ihrer Entwicklung 
zu begleiten und zu stärken, das ist die erste 
Aufgabe. Die zweite ist die Aufsichtsfunktion, 
die wir haben. Wenn es schiefläuft oder sich 
eine Kirchgemeinde nicht an die Regeln hält, 
dann muss der Kirchenrat eingreifen. Diese 
Vorlage hat zum Zweck, den Kirchenrat in der 
Erfüllung dieser beiden Aufgaben zu stärken. 
Mit den neuen Instrumenten soll möglichst 
rechtzeitig erkannt werden, ob und ab wann 
eine Kirchgemeinde etwas verändern muss, 
bevor ein lebendiges Gemeindeleben nicht 
mehr möglich ist und bevor die Kirchgemeinde 
insolvent wird; denn sollte tatsächlich einmal 
eine Kirchgemeinde insolvent werden, dann 
hätte dies Auswirkungen für alle anderen 
Kirchgemeinden. Um was geht es konkret? 
Es sind vier Hauptpunkte. Erstens sollte jede 
Kirchgemeinde über eine Pfarrstelle im Um-
fang von mindestens 50 Stellenprozenten ver-
fügen. In der Kirchenordnung gibt es nur we-
nige konkrete Vorschriften darüber, wie das 
Gemeindeleben zu gestalten ist, und das ist 
auch richtig so. Die Grundaufgabe jeder Kirch-
gemeinde besteht darin, das Evangelium zu 
verkünden, durch Gottesdienst, Verkündigung, 
Pädagogisches Handeln, Bildung, Mission und 
allem, was Sie kennen und was dazugehört. 
Diesen Auftrag erfüllen die Kirchgemeinden 
zusammen mit ihren Freiwilligen, angestellten 
Mitarbeitenden und Ordinierten – darin, wie sie 
das machen, sind sie frei. Auf eine 50%-Pfarr-
stelle wird darum im Sinne einer Hilfsgrösse 
referenziert, weil es in der Kantonsverfassung 
des Aargaus heisst, dass die Kirchgemeinden 
ihre Pfarrpersonen wählen. Damit besteht als 
einzige Vorgabe vom Kanton, dass jede Kirch-
gemeinde mindestens eine Pfarrstelle braucht. 
In der Regel braucht es für eine Pfarrerin oder 
einen Pfarrer mindestens 50%, um die Grund-
lage, den Grundauftrag erfüllen zu können. 
Wenn also die Pfarrstelle mit mindestens 50% 
besetzt ist, ist das ein Indiz für ein ausreichen-
des Gemeindeleben. Weitere inhaltliche Vor-
gaben dazu machen zu wollen, wie ein vitales 
Kirchgemeindeleben aussieht, hält der Kir-
chenrat für falsch. Das können wir nicht durch 
die Gesetzgebung vorgeben, vor allem, weil 
die Vielfalt innerhalb der Kirchgemeinde so 
gross ist und farbig und bunt. Das wollen wir 
behalten. So viel Gestaltungsspielraum wie 
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möglich, so wenige Vorschriften wie nötig. Das 
ist auch ein Prinzip der Kirchenreform. 
Zweitens soll der Kirchenrat das Recht bekom-
men, von den Gemeinden zusätzliche Unterla-
gen einzufordern zur Beurteilung der finanziel-
len Lage und der finanziellen Entwicklung, be-
sonders wenn diese kritisch sind beziehungs-
weise kritisch werden. Um dies rechtzeitig be-
urteilen zu können, reicht es nicht, dass der 
Kirchenrat nur die Kirchgemeinderechnung er-
hält. Er braucht dazu je nach Situation auch 
den Voranschlag und den Finanzplan und soll 
auch das Recht bekommen, – wenn nötig – 
weitere finanzrelevante Unterlagen einzuver-
langen. Rolf Fäs und Petra Schär können ein 
Lied davon singen. Sie sind daran, die Situati-
onen der Kirchgemeinden zu prüfen. Bisher 
geht dies nur auf dem freiwilligen Weg.  
Drittens: Damit verbunden wird auch die Be-
fugnis des Kirchenrats, gegebenenfalls Aufla-
gen für den Voranschlag zu beschliessen. 
Wenn man merkt, dass die Kirchgemeinde ge-
wisse Ausgaben nicht berücksichtigt – oder 
aus Überforderung nicht vernünftig handelt –, 
dann braucht es Auflagen. Werden die Aufla-
gen nicht eingehalten, hat der Kirchenrat die 
Möglichkeit, ein Kuratorium zu errichten. 
Viertens beantragt der Kirchenrat erweiterte 
Kompetenzen in der Finanzaufsicht im Fall der 
Überschuldung einer Gemeinde. Der neu be-
antragte Artikel findet sich gerade im An-
schluss an die Bestimmungen zum Kurato-
rium. Das ist § 139a der Kirchenordnung, mit 
dem Inhalt, dass der Kirchenrat den Steuer-
fuss einer Kirchgemeinde beschliessen kann 
und/oder die Überführung von Gebäuden und 
Grundstücken aus dem Verwaltungsvermögen 
ins Finanzvermögen beschliessen kann, wenn 
das Eigenkapital einer Kirchgemeinde negativ 
ist. Das heisst, wenn es ein Negativsaldo ist 
und wenn gleichzeitig ein Minus geschrieben 
wird, denn dann besteht keine Möglichkeit 
mehr, aus dieser Überschuldung heraus wie-
der in eine Aktivität hineinzukommen. Dann 
droht die Insolvenz, und dann muss eine Kirch-
gemeinde unbedingt saniert werden. Auch und 
gerade bei solchen Massnahmen gilt für den 
Kirchenrat das Verhältnismässigkeitsprinzip. 
Die Massnahme muss geeignet sein, sie muss 
erforderlich sein, und es darf keine weniger 
eingreifende Massnahme das gleiche Resultat 
erzielen können. Sollte eine Kirchgemeinde 
finden, dies sei falsch oder nicht angemessen 
oder der Kirchenrat handle falsch – dies kön-
nen wir nie ganz ausschliessen –, dann hat die 

Kirchgemeinde die Möglichkeit, einen solchen 
Entscheid an das Rekursgericht weiterzuzie-
hen. Auch hier besteht Sicherheit. 
Was ist nun der Nutzen dieser Vorlage? Ich 
habe es bereits gesagt, mit diesen Massnah-
men werden diejenigen Kirchgemeinden unter-
stützt, die von Krisen bedroht sind oder bereits 
drinstecken. Es soll grösserer Schaden abge-
wehrt und versucht werden, die Ressourcen 
der betreffenden Kirchgemeinden wieder ins 
Lot zu bringen. Allein die Tatsache, dass der 
Kirchenrat die zusätzlichen Rechte und Inter-
ventionsmöglichkeiten hat, wird – davon bin 
ich überzeugt – dazu beitragen, neue, bessere 
Lösungen für die Kirchgemeinden zu finden – 
und zwar bereits in Vorgesprächen, bevor die 
neuen Massnahmen angewendet werden müs-
sen. Bei meinen Besuchen in den Kirchge-
meinden – das geht meinen Kirchenratskolle-
ginnen und -kollegen genau gleich – sehe ich 
immer wieder das grosse Engagement der Kir-
chenpflegen. Ich spüre jeweils auch, welche 
Last auf den einzelnen Kirchenpflegemitglie-
dern lastet und was für eine grosse Verantwor-
tung sie für die Kirchgemeinden übernehmen. 
Die meisten Kirchenpflegen – das hat mein 
Vorredner gesagt, und das darf man nicht ver-
gessen – machen ihre Arbeit sehr gut, und wir 
als Kirchenrat können nicht genug danken für 
dieses Engagement. Bei all diesen Vorlagen, 
die sehr technisch sind, dürfen wir nicht ver-
gessen, dass die Kirchgemeinden wirklich gut 
arbeiten, und gerade weil wir das wertschät-
zen, ist es für uns wichtig, frühzeitig als Part-
ner an die Seiten der Kirchgemeinden geholt 
zu werden. Weil wir als Kirchenrat mit dem 
spezifischen Fachwissen der Landeskirchli-
chen Dienste andere und neue Perspektiven 
einbringen und auch entlasten können. Es ist 
auch der Wunsch des Kirchenrats, dass es al-
len Kirchgemeinden gut geht. Das schafft in 
den Kirchgemeinden manchmal einzelne Ver-
lierer und Verliererinnen, und es wird in Zu-
kunft auch vermehrt zu Zusammenschlüssen 
und Fusionen kommen. Kirche-sein darf aber 
letztlich nicht in den Kategorien Verlierer und 
Gewinnerinnen gedacht werden. Wir sind auch 
in schwierigen Zeiten gemeinsam unterwegs. 
Das hat uns heute der Synodevizepräsident im 
Gottesdienst wunderbar gesagt, denn nur im 
Miteinander gelingt es, die Grundaufgabe der 
Kirche, das Evangelium zu verkünden und zu 
leben und damit auch in die Gesellschaft hin-
einzuwirken und die anderen mitzunehmen, 
richtig gut zu erfüllen. Darauf vertraue ich. 
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Machen wir uns bereit dafür, und ich bitte Sie 
im Namen des Kirchenrats herzlich, dieser 
Vorlage zuzustimmen.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Danke, 
Catherine Berger. Ist Eintreten bestritten?“ 
 
Eintreten ist beschlossen. 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Damit 
ist die Diskussion eröffnet, und ich gehe auch 
hier wieder so vor, dass ich zuerst zur Bot-
schaft fragen werde und wir dann die Synop-
sen durchgehen. Gibt es Wortmeldungen zur 
Botschaft?“ 
 
Claudio Schiess, Kirchgemeinde Brittnau: „Ge-
schätzter Vorsitz, geschätzter Kirchenrat, ge-
schätzte Synodale. Ich begrüsse diese Vorlage 
im Sinn einer gemeinsamen Verantwortungs-
wahrnehmung miteinander. Ich habe eine 
Frage zum ersten Punkt, der 50%-Pfarrstelle 
im Minimum. Angesichts der Tatsache, dass 
es immer schwieriger wird, Pfarrstellen zu be-
setzen und vielfach Sozialdiakoninnen und So-
zialdiakone einen wichtigen Beitrag zum kirch-
lichen Leben leisten, kann man da nicht eine 
Mischrechnung machen? Es gibt auch Bei-
spiele, wo eine Pfarrperson eine Teilzeitstelle 
mit 40% hat, womit die Vorlage nicht erfüllt 
wäre, wo aber ein Sozialdiakon mit mindestens 
50% in der Kirchgemeinde tätig ist, der viel 
zum kirchlichen Leben beiträgt – würde dies 
nicht auch gelten? Einfach als Anstoss. 
Danke.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Cathe-
rine Berger, möchtest du Stellung nehmen?“ 
 
Catherine Berger, Kirchenrätin: „Wir haben uns 
dies tatsächlich überlegt und sind dabei vom 
Hundertsten ins Tausendste gekommen. 
Schlussendlich haben wir gesagt, eine 50%-
Pfarrstelle ist wirklich ein Minimum, wenn wir 
vitale Kirchgemeinden haben wollen. Wenn 
man einmal eine offene Stelle hat und eine 
Stellvertretung braucht, gibt es sicher Möglich-
keiten zur Überbrückung, aber auf lange Sicht 
haben wir die Vorgabe in der Verfassung, dass 
die Kirchgemeinden ihre Pfarrpersonen wäh-
len, und das heisst, unsere Verfassung des 
Kantons Aargau geht davon aus, dass jede 
Kirchgemeinde einen Pfarrer oder eine Pfarre-
rin hat. Wir sind jetzt bereits auf 50% runter. 
Letztlich ist es nur ein Indiz, dass dies eine 

vitale Kirchgemeinde ist. Ich glaube, bei einer 
Kirchgemeinde, die zwar ein wenig unter 50% 
hat und dafür noch zusätzliche Mitarbeitende 
z.B. in Katechetik und Jugendarbeit, würden 
wir nicht eingreifen, weil es da ja läuft. Wir ha-
ben das wirklich lange überlegt. Wir haben 
auch mit Sozialdiakonen geredet und haben 
entschieden, wir wollen es nicht zu kompliziert 
machen, es braucht einfach eine vernünftige 
Grösse, an der man sich orientieren kann.“ 
 
Rudi Neuberth, Kirchgemeinde Baden: „Ge-
schätzter Vizepräsent, geschätzter Kirchenrat, 
geschätzte Synodale. Ich habe da wie mein 
Vorredner Fragezeichen, ob das nicht ein un-
nötiges Korsett ist mit diesen 50%, ob es das 
überhaupt braucht. Ich finde es sehr sinnvoll, 
dass es einen Passus gibt: Jede Kirchge-
meinde verfügt über eine Pfarrstelle. Aber ich 
mache ein Beispiel: Eine Pfarrerin arbeitet in 
der Kirchgemeinde A, Kirchgemeinde B 
braucht eine Pfarrstelle zu 60%. Die Pfarrerin 
ist bereit, für 40% zu kommen, 50% kann sie 
nicht, da es dann 110% wären, was personal-
rechtlich nicht geht resp. nur für maximal ein 
Jahr möglich wäre. Dies schafft Bedingungen, 
die flexible Kombinationen von Teilzeitstellen 
unnötig kompliziert machen. Die Zukunft geht 
in Richtung Teilzeitstellen. Die Zukunft geht in 
Richtung multiprofessionelle, interprofessio-
nelle Teams in der Zusammenarbeit von Pfar-
rerinnen und Pfarrern mit Sozialdiakoninnen, 
Sozialdiakonen, Katechetinnen und Kateche-
ten, Jugendarbeiterinnen und Jugendarbeitern. 
Da halte ich so ein Korsett mit prozentualen 
Vorgaben für eingrenzend und wenig hilfreich. 
Ich würde bitten, dies nochmals zu überden-
ken. Danke.“ 
 
Catherine Berger, Kirchenrätin: „Bei einer sol-
chen Kirchgemeinde, wie du sie beschrieben 
hast, glaube ich nicht, dass der Kirchenrat et-
was zu tun hat, weil sie lebt. Sie wird sich aber 
früher oder später mit der anderen Kirchge-
meinde, mit der sie sich austauscht, sagen: 
Hey, wieso haben wir zweifache Strukturen? 
Sie werden sich früher oder später zusammen-
tun und fusionieren. Das ist das eine. Das an-
dere gibt es natürlich auch: Das ist eine Rege-
lung zur Vermeidung von negativen Fällen. Es 
kann nicht sein, dass man ein Pfarramt hat von 
10% – das sage ich jetzt, um das Ganze etwas 
ad absurdum zu führen – und sagt, wir sind 
jetzt eine unabhängige Kirchgemeinde. Ich 
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würde positiv denken, das Positive bringt man 
immer hin.“ 
 
Christoph Weber-Berg, Kirchenratspräsident: 
„Wenn ich auch noch schnell ergänzen darf. 
Ich denke, es ist kein Korsett. Wir haben be-
reits zwei Kirchgemeinden, die genau in dem 
Modell zusammenarbeiten, wie es du be-
schrieben hast, 40%/60% mit einer einzigen 
Person, und der Kirchenrat geht nicht hin und 
schickt die Polizei, denn das Konzept funktio-
niert dort vor Ort. Wenn man anfängt, sich 
weiss nicht wie viele Szenarien auszudenken, 
dann besteht eher die Gefahr, dass es dann 
Kirchgemeinden gibt, die vielleicht ein Ali-
bipfarramt einrichten würden. Es ist eine Richt-
grösse, und das Stichwort interprofessionelle 
Teams ist bereits gefallen. Wenn eine Ge-
meinde in einem Setting, in dem interprofessi-
onell gearbeitet wird, funktioniert – und es ist 
nur 40%-Pfarrstelle –, dann wird man dort 
nicht hingehen und intervenieren. Die pfarr-
amtlichen Aufgaben in diesem Umfang sind 
abgedeckt. Das ist wirklich ein unterstes Netz. 
Bezüglich Fusion – hier habe ich ein paar von 
euch schmunzeln gesehen: Irgendwann kann 
man sich selbst nicht mehr anlügen in einer 
Kirchgemeinde, wenn man nur noch 30% 
Pfarramt finanzieren kann und sonst nicht 
mehr viel läuft, dann muss man sich wirklich 
überlegen, macht der Alleingang noch Sinn, 
oder sollte man doch irgendwann etwas pla-
nen. Dies trifft ja nur auf Kleinstkirchgemein-
den zu, die nur noch im Überlebenskampf sind 
– und nicht auf solche, die vital unterwegs 
sind.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Rudi 
Neuberth, eine Frage: War dies eine Anregung 
oder ein Antrag? Eine Anregung, danke. Wei-
tere Wortmeldungen?“ 
 
Rolf Zaugg, Kirchgemeinde Brugg: „Wenn wir 
schon am Diskutieren sind, stelle ich den An-
trag bereits jetzt. Ich stelle den Antrag, dass 
wir in Artikel 67 Kirchenordnung in Absatz 2 
den ersten neu formulierten Satz mit diesen 
50% ersatzlos streichen. Das Kriterium ist 
nicht notwendig. Wenn eine Kirchgemeinde 
sich aus finanzieller Not keinen Pfarrer, keine 
Pfarrerin mehr leisten kann, dann fällt sie eh 
unter die anderen Kriterien. Es sind aber Kirch-
gemeindemodelle denkbar, bei denen es nur 
ganz wenig Pfarrstellenprozente braucht, und 
man den Rest mit anderen Berufsleuten 

abdecken kann. Ich will nicht irgendetwas fest-
schreiben. Irgendeine Mindestpfarreranzahl, 
man könnte ja dann auch auf die Idee kom-
men, es braucht eine Mindestkatechetinnenan-
zahl etc. Ich möchte das lieber offenlassen, 
weil die übrigen Kriterien, die bezüglich Fi-
nanzhaushalt formuliert sind, absolut hinrei-
chend sind. Es braucht die Formulierung gar 
nicht.“ 
 
Cornelis A. Verbree, Kirchgemeinde Bözberg-
Mönthal: „Ein bisschen ein anderes Thema: Da 
es im Prinzip alle Kirchgemeinden im Kanton 
Aargau betrifft, möchte ich als Anregung ein-
bringen, dass der Kirchenrat, wenn solche 
Fälle auftreten, im Sinne einer Berichterstat-
tung alle rechtzeitig informiert.“ 
 
Regula Baumann, Kirchgemeinde Spreiten-
bach-Killwangen: „Geschätzte Anwesende, ich 
habe Fragen zum Punkt 4 auf Seite 3. Wir sind 
eine Kirchgemeinde, die in Schieflage ist. Wir 
sind eine Kirchgemeinde, die fusionieren 
wollte. Sie haben sicher in den Zeitungen gele-
sen, dass diese Fusion nicht zustande kommt 
– ganz plötzlich, nachdem wir etwa sechs 
Jahre lang darüber geredet haben. Mich inte-
ressiert als engagiertes Mitglied dieser Kirch-
gemeinde Spreitenbach-Killwangen der Punkt 
4. Ich weiss, dass Sie mir das jetzt nicht um-
fassend beantworten können. Aber ich hätte 
gerne Informationen darüber, wie ich mich in-
formieren kann, wie so ein Prozess abläuft, wo 
ich die nötige Unterstützung bekomme. Damit 
man eine Vorstellung hat: Wir haben im Mo-
ment keine Kirchenpflege. Wir haben einen 
Kurator, der ebenfalls sehr darüber gestaunt 
hat, dass diese Fusion nicht zustande kommt. 
Als engagiertes Mitglied dieser Kirchgemeinde, 
die überhaupt nicht mehr lebendig, sondern 
wirklich am Serbeln ist, nicht nur finanziell, in-
teressiert mich, was man jetzt aktiv machen 
kann, damit wir wieder in Fahrt kommen. Es 
stört mich auch ein bisschen, dass jetzt ganz 
fest über Finanzen geredet wird. Für mich ist 
eine Kirchgemeinde in erster Linie eine spiritu-
elle Gemeinschaft. Ich sehe, dass es Finanzen 
braucht – ich bin mit einem Buchhalter verhei-
ratet. Ich habe also einen gewissen Einblick, 
ich kann auch gut rechnen, aber das Spirituelle 
finde ich etwas ganz Wichtiges und ich bin 
froh, wenn Sie mir einen Weg zeigen können, 
wie ich an Informationen komme.“ 
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Catherine Berger, Kirchenrätin: „Danke viel-
mals für die Offenheit – ja, es scheint ein biss-
chen hoffnungslos. Man ist davon ausgegan-
gen, dass man eine Fusion macht. Jetzt tönt 
es nicht mehr danach. Ich würde mich an den 
Kurator wenden. Es braucht ja auch wieder 
eine neue Kirchenpflege. Wir sind daran, eine 
Vorlage zu machen, wie das ist, falls man eine 
Kirchgemeinde auflösen müsste. Tatsache ist, 
dass es eine Gruppe inspirierender Leute in 
dieser Gemeinde gibt, die sagen, kommt wir 
machen Gottesdienste. Ich würde mich mit an-
deren Menschen zusammentun, vielleicht auch 
Pfarrpersonen aus anderen Gemeinden oder 
von «Leben feiern» ansprechen – und anfan-
gen, Kirche zu sein. Ich würde mit dem Kurator 
schauen, ob es Finanzen dafür gibt, aber ein-
fach miteinander Kirche sein und feiern, spiri-
tuell unterwegs sein, dafür braucht es nicht viel 
Geld. 
Sie haben gefragt wegen der Auflösung einer 
Kirchgemeinde, wie das ganz praktisch geht, 
das haben wir noch nie gehabt. Wir sind da-
ran, genau zu klären, was das heisst. Man hat 
Kirchenmitglieder, die Steuern zahlen, Perso-
nen, die auf dem Territorium wohnen; dann 
gibt es Vermögen, das man versilbern können 
müsste. Auf der anderen Seite stellt sich die 
Frage, ob man das Gebiet anderen Kirchge-
meinden zuteilen will. Diesbezüglich braucht 
es einen Prozess, wie man da vorzugehen hat, 
ob mit Zwang oder Freiwilligkeit, und wir den-
ken auch an eine Art Auffangmöglichkeit. Wir 
haben ein paar Ideen, aber um dies jetzt zu er-
klären, dafür ist es noch nicht spruchreif. Wir 
sind fest am Denken innerhalb der Landes-
kirchlichen Dienste, wie man das lösen könnte. 
Ich will noch kurz die Gelegenheit nutzen, um 
mich zur Streichung der Bestimmung bezüg-
lich Pfarrstelle zu äussern. Die Verfassung des 
Kantons Aargau sagt, dass es einen Pfarrer 
braucht. Wenn man das jetzt streicht und sagt, 
okay für das kirchliche Leben braucht es kei-
nen Pfarrer, dann ist das sehr innovativ. Ich 
würde es jedoch nicht unter diesem Titel lösen. 
Wir müssten dann einfach selbst entscheiden, 
ab wann wir finden, dass in einer Kirchge-
meinde das kirchliche Leben nicht mehr gege-
ben ist. Ich glaube, dann wäre es im Ermessen 
des Kirchenrats, und wir hatten gedacht, es ist 
vielleicht gut, wenn man eine Marke setzt und 
sagt, sie ist bei 50%.“ 
 
Martin Richner, Kirchgemeinde Koblenz: „Ein 
Votum aus der Praxis. Unsere Kirchgemeinde 

Koblenz hat ein 70%-Pfarrpensum. Vor etwa 
drei Jahren habe ich an einer Kirchgemeinde-
versammlung das ketzerische Wort Fusion 
ausgesprochen. Die misstrauischen Blicke, die 
mich dort getroffen haben – «was getraust du 
dich» –, waren nicht gerade freundlich. Die 
gute Botschaft ist, dass wir morgen Kirchge-
meindeversammlung haben und konkret dar-
über abstimmen, ob es eine Fusion zwischen 
Klingnau und Koblenz geben soll. Ich muss 
dazu noch etwas sagen. Der Himmel hat es 
auch geschenkt, dass die beiden Kirchgemein-
den Koblenz und Klingnau ein gemeinsames 
Pfarrehepaar haben. Wir haben 70%, in 
Klingnau haben sie, glaube ich, 90%, und da-
mit ist natürlich der harmonische evolutionäre 
Prozess der Fusion auch besser in Gang ge-
kommen. Dennoch war es wichtig, dass ich 
bereits vor drei Jahren das Thema Fusion an-
gesprochen habe. Man geht in einen Sonn-
tagsgottesdienst und sitzt dort zusammen mit 
vier oder fünf Personen und einem 70%-Pfarr-
person. Die kritische Grösse im Leben einer 
Kirchgemeinde sind nicht primär das Pfarrpen-
sum oder die Finanzen, sondern – wie wir 
auch eben aus Spreitenbach gehört haben – 
das Leben in der Kirchgemeinde. Das war jetzt 
die negative Botschaft, nun die positive Bot-
schaft. Im unteren Aaretal sind wir fünf Kirch-
gemeinden: Zurzach, Surbtal, Mandach 
Klingnau und Koblenz. Wir machen in den 
Sommerferien regelmässig fünfmal «Kirche 
unterwegs», alle fünf Kirchgemeinden zusam-
men. Da sind wir plötzlich in einem normalen 
Gottesdienst 50 bis 60 Leute. Das ist ein Ge-
fühl von Leben. Was ich eigentlich sagen will: 
Wenn unsere Kirche eine Zukunft haben will, 
dann müssen wir eine lebendige Kirchge-
meinde sein. Zu kleine Kirchgemeinden sind 
der Tod des kirchlichen Lebens. Ich plädiere 
darum klar für die 50%-Regelung. Wie gesagt, 
ich muss dem Kirchenrat eigentlich ein Kompli-
ment machen, dass er bereits an der letzten 
Synode den Ernst unserer Situation erkannt 
hat. Der Kirchenrat hat erkannt, wir müssen 
handeln. Die Zukunft unserer Kirchgemeinden 
liegt in grösseren Einheiten, wir müssen das 
Leben erhalten. Das ist die Zukunft unserer 
Kirchgemeinde. Danke.“ 
 
Rudi Neuberth, Kirchgemeinde Baden: „Ge-
schätzte Anwesende, ich mache es kurz. Er-
fahrungen über den Kanton Aargau hinaus 
landauf, landab zeigen, die 50%-Klausel ist ein 
Fusionskiller, weil die meisten 
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Kirchgemeinden, die sich gerade noch 50% 
leisten können, sagen, wir haben eine eigene 
Pfarrstelle, wir brauchen nichts. Das ist die Re-
alität. Die Kirchgemeinde, die sagt – ich sehe 
das Problem mit der Alibipfarrstelle –, wir hät-
ten hier eine Nachbarpfarrerin, die aber nur zu 
40% kann, blockiert man. Und zwar nicht auf 
Verordnungsebene, sondern auf Kirchenord-
nungsebene, und das finde ich problematisch, 
wenn man als Kirchgemeinde quasi gegen die 
Kirchenordnung steht, da macht man sich ent-
weder lächerlich, oder man hebt solche Zahlen 
auf. Ich finde, es müsste stehen, dass in jeder 
Gemeinde ein Pfarramt bestehen muss. Wie 
gross der Stellenumfang ist, würde ich der 
Kirchgemeinde überlassen. Sie können zu-
sammenarbeiten, sind aber nicht gebunden. 
Bitte denkt daran, 50% heisst für viele, wir sind 
überlebensfähig, wir haben ein lebendiges Ge-
meindeleben.“ 
 
Christoph Weber-Berg, Kirchenratspräsident: 
„Es ist jetzt ein Meinungsbildungsprozess in 
Gange, und es ist gut, wenn das so formuliert 
wird. Ich versuche es nochmals auf der ande-
ren Seite. Wir sind gegenüber der Kantonsver-
fassung verpflichtet, zu zeigen, es ist uns ernst 
damit, dass jede Kirchgemeinde eine Pfarrper-
son wählen muss. Ich habe vorhin bereits ge-
sagt, der Kirchenrat wird mit Augenmass vor-
gehen. Man muss nicht Angst haben, dass es 
diesbezüglich ein Problem geben wird. Es gibt 
noch eine andere Kirchgemeinde, die jetzt 
dann in den Experimentierartikel hineinkommt, 
die keine 50%-Pfarrstelle hat. Wir probieren 
dort die neuen Modelle aus, aber ich wäre froh 
um ein klares Kriterium für den Fall, dass es 
Zweifel und Widerstände gibt. Damit der Kir-
chenrat ein Instrument hat. Zum anderen 
würde ich gerne die Synodale aus Spreiten-
bach ansprechen: Ich will Sie wirklich ermun-
tern, eine Kirchgemeinde ist eine spirituelle 
Gemeinschaft, eine Gemeinschaft im Glauben. 
Beim Auflösen einer Kirchgemeinde geht es 
um die Struktur und nicht um das Leben derer, 
die vor Ort engagiert sind. Da geht es um die 
Strukturen, um die Finanzen, und man würde 
nachher keinen weissen Fleck haben auf der 
Karte, verstehen Sie es nicht so. Man würde 
schauen, in welche andere Struktur hinein 
kann man die Menschen, die dort vor Ort noch 
aktiv sind, integrieren und alles, was Finanzen 
und Strukturen sind, in dem Sinne abwickeln, 
mit Pflichten und Rechten, und in eine andere 
Gemeinde überführen. Aber das ist auch eine 

Massnahme, um das Leben vor Ort aufrecht-
erhalten zu helfen, damit nicht der Überlebens-
kampf im Mittelpunkt steht, sondern damit man 
sich wieder dem Gemeindeleben widmen 
kann. Aber das ist etwas, das, wie Catherine 
Berger gesagt hat, unterwegs ist. Es ist nicht 
Gegenstand der heutigen Synode, aber wir 
werden Antwort geben – ob es noch in dieser 
oder in der nächsten Amtsperiode traktandiert 
werden kann, werden wir sehen.“ 
 
Regula Baumann, Kirchgemeinde Spreiten-
bach-Killwangen: „Ich möchte nochmals auf 
das eingehen, was Sie gesagt haben. Ich finde 
das nett, und mir ist das alles klar, aber es ist 
nicht das, was mich beschäftigt. Ich denke Sa-
chen gerne weiter, und darum interessiert mich 
das, darum habe ich auch danach gefragt. Sie 
sagen, wir sollen selbst aktiv werden, das ha-
ben wir jahrzehntelang gemacht. Das ist mir al-
les klar. Aber mich interessieren die Prozesse, 
und ich weiss auch nicht, ob es eine Möglich-
keit gibt, an dieser Ausarbeitung dieses Punkts 
mitzuwirken, oder ob das etwas Kirchenratsin-
ternes ist.“ 
 
Christoph Weber-Berg, Kirchenratspräsident: 
„Nein, das ist sicher nicht etwas, das wir al-
leine in der Amtsstube in Aarau entwickeln. Da 
müssen wir mit betroffenen Kirchgemeinden im 
Gespräch sein – unbedingt.“ 
 
Catherine Berger, Kirchenrätin: „Also ich finde 
es schön, dass Sie jetzt hier in der Synode 
sind. Wir haben am Anfang der Reform viele 
«Mitreden!»-Anlässe gehabt, und wir haben 
solche immer noch digital, und ich denke, wir 
müssen immer wieder schauen, dass wir die 
Leute, die jetzt mitreden und auch politisch et-
was machen wollen, einbeziehen können.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Dann 
schlage ich vor, dass wir in die Synopse ge-
hen. Mein Vorschlag ist, dass wir nicht seiten-
weise vorgehen, sondern paragraphenweise. 
Zu § 67 Absatz 2 Kirchenordnung liegt ein An-
trag auf dem Tisch. Der Antrag lautet: ersatz-
lose Streichung des vom Kirchenrat vorge-
schlagenen ersten Satzes «Jede Kirchge-
meinde verfügt über eine Pfarrstelle im Um-
fang von mindestens fünfzig Stellenprozen-
ten.» Gibt es dazu noch Wortmeldungen?“ 
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Benjamin Rodriges Weber, Kirchgemeinde 
Uerkheim: „Ich bin selbst betroffen: Pfarrer zu 
70%, kleine Kirchgemeinde, 650 Mitglieder. 
Für die nächste Amtsperiode werden noch-
mals 70% beantragt, auf die übernächste 
Amtsperiode muss das Pfarramt – sofern wir 
noch eigenständig bleiben – sicher herunterge-
fahren werden. Ich möchte nichtsdestotrotz da-
für plädieren, dass man an der 50%-Klausel 
festhält. Einerseits hat der Kirchenrat aktuell 
die Pflicht, die Kirchgemeinden zu beaufsichti-
gen – um dies zu tun, hat er allerdings keine 
Werkzeuge. Ein Pfarrer kann übrigens auch 
katechetische Aufgaben übernehmen. Wir 
könnten zum Beispiel die Katechetik an das 
Pfarramt übertragen. Dies nur als Hinweis. Ge-
rade bei kleinen Pfarrämtern würde es etwas 
bringen, mit dieser Strategie zu fahren. Das ist 
das eine. Das zweite ist der Extremfall. Es ist 
von 10% geredet worden, es könnten ja auch 
5% Pfarramt sein, und wir könnten ja irgend 
sonst eine Person einstellen, die pfarramtliche 
Aufgaben wahrnimmt, die aber nicht landes-
kirchlich ordiniert und somit landeskirchlich be-
fugt ist, als Pfarrer zu arbeiten. Ich sage das 
darum, weil wir ganz klare Voraussetzungen 
haben, wer ordiniert werden darf. Da ist ein 
Universitätsstudium mit Masterabschluss Vo-
raussetzung, ein einjähriges Vikariat mit be-
gleitenden Massnahmen, begleitete Ausbil-
dung in den ersten Amtsjahren und so weiter. 
Es gibt neben den Universitäten in Zürich, Ba-
sel und Bern jedoch viele theologische Schu-
len, die durchaus auch sehr gute Ausbildungen 
bieten, teilweise sogar praxisbezogener als die 
Universitäten. Ich denke, es wäre der falsche 
Ansatz, jetzt bei den Stellenprozenten der 
Pfarrämter herumzuschrauben; wenn man et-
was ändern will, sollte man besser über die 
Zulassungsbedingungen zum Pfarramt disku-
tieren. Ich denke, interprofessionelle Teams 
müssen die Zukunft sein; es darf nicht sein, 
dass wir uns dem verweigern. Es ist nun ein-
fach mal so, dass unsere Struktur im Selbst-
verständnis davon lebt, dass eine Kirchge-
meinde einen Pfarrer hat. Wir sind keine Haus-
kreiszellen, Gemeinden und so weiter, was es 
ja alles auch gibt. Und von dem her würde ich 
stark dafür plädieren, dass man die 50% ein-
führt, von mir aus auch 40%, aber einfach, 
dass wir dieses Minimum halten. Es ist bereits 
mit 70% im Einzelpfarramt knapp bemessen. 
Es ist machbar, es ist schön, ich wollte diese 
Pfarrstelle, aber es ist knapp.“ 
 

Maria Trost, Kirchgemeinde Mellingen: „Grüezi 
miteinander. Ich bin Sozialdiakonin und habe 
die Predigterlaubnis, und ich merke, wie 
schwierig es momentan in unserer grossen 
Kirchgemeinde ist, einen Pfarrer zu finden. Ich 
denke, mit diesem 50%-Pfarramt schränken 
wir uns ein. Ich würde deshalb den Antrag, die 
vorgeschlagene Bestimmung zu streichen, un-
terstützen. Bei uns allen brennt das Herz für 
unsere Kirchgemeinde, wir wollen uns einset-
zen, und darum plädiere ich dafür, dass wir 
uns so einsetzen, wie es im jeweiligen Moment 
gut ist. Wenn wir die Unterstützung des Kir-
chenrats haben, umso besser. So haben wir 
eine Flexibilität, damit wir unsere Kirchgemein-
den am Leben erhalten können.“ 
 
Christian Vogt, Kirchgemeinde Frick: „Für mich 
ist die 50%-Schwelle als Wert etwas, das man 
diskutieren kann. Ich merke aber bei verschie-
denen Arbeiten, die ich begleite, sei es im 
Pfarrkonvent, sei es im Pfarrkapitel, sei es in 
der GPK: Eine Zahl, die im Gesetz steht, ist 
nicht etwas, das einfach rigide ist. Aber es ist 
etwas, das uns erlaubt, bei kritischen Rückfra-
gen an den Kirchenrat oder auch an sonstige 
Stellen, darauf Bezug zu nehmen. Wenn im 
Gesetz 50% steht, gibt uns das die Möglich-
keit, zu sagen, da stehen 50%. Wieso lasst ihr 
eine Situation zu, die unter 50% ist? Das kann 
der Kirchenrat nachher erklären, aus diesen 
oder jenen Gründen. Stehen die 50% nicht 
drin, können wir sagen, wir finden, in der Kirch-
gemeinde A ist die Situation komisch. Der Kir-
chenrat findet die Situation möglicherweise 
ebenfalls nicht gut, aber es steht ja kein klarer 
Wert im Gesetz, deshalb kann der Kirchenrat 
nicht wirklich viel tun. Dann entsteht eine ge-
wisse Ratlosigkeit. Ich finde es darum wichtig, 
dass eine feste Zahl drinsteht, nicht als etwas, 
das einschränkt und eine Grenze setzt, son-
dern als etwas, auf das sich Bezug nehmen 
lässt. Eine Rechtsgrundlage, die eine Anfrage 
gerechtfertigt macht. Darum würde ich den Än-
derungsantrag ablehnen.“ 
 
Martin Richner, Kirchgemeinde Koblenz: „Ge-
schätzter Vizepräsident, werter Kirchenrat, 
liebe Synodale. Mein Votum vorher hätte ja ei-
gentlich dahin zielen wollen: Fangt bitte recht-
zeitig an, wenn das Leben bei euch langsam 
runtergeht und nicht erst, wenn ihr auf dem 
letzten Zacken seid! Von mir aus gesehen 
wäre das bereits ein Missverständnis der vor-
geschlagenen Regelung: Wenn die Regelung 
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50% vorgibt, und ich habe 50%, und meine 
deshalb nichts machen zu müssen, die Fusi-
onsfrage beiseite schieben zu können. Damit 
diesem Missverständnis vorgebeugt werden 
kann und vielleicht auch noch sozialdiakoni-
sche Dienste, vielleicht sogar mit Laienpredi-
gererlaubnis –von den Laienpredigerinnen und 
-predigern reden wir jetzt nicht primär – be-
rücksichtigt werden können, mache ich einen 
kleinen Änderungsantrag. Der erste Satz von 
Absatz 2 von § 67 Kirchenordnung soll wie 
folgt lauten: «Jede Kirchgemeinde verfügt über 
für ihr Leben genügend Stellenprozente an or-
dinierten Diensten und dabei eine Pfarrstelle 
von mindestens 40 Stellenprozenten.» Wir ha-
ben gehört, es gibt anscheinend Kirchgemein-
den, die mit 40% funktionieren. Ich bin schon 
auch der Meinung, wenn man etwas gesetzlich 
festschreibt, dann gilt das Gesetz, und darum 
soll man nicht eine Formulierung haben, die 
nicht funktioniert, und es deshalb zu einer Ge-
setzesverletzung kommt. Das Hauptschwerge-
wicht muss aber sein: Ich brauche genügend 
Stellenprozente fürs Leben.“ 
 
Roland Frauchiger, Kirchgemeinde Thalheim: 
„Geschätzter Vizepräsident, werte Damen und 
Herren Kirchenräte, geschätzte Synodale. Es 
gibt in der Rechtsetzung zwei einerseits be-
liebte, andererseits unbeliebte Begriffe. Der 
eine ist «in der Regel», und der andere ist 
«grundsätzlich». Ich schlage jetzt vor und be-
antrage, dass wir schreiben, «Jede Kirchge-
meinde verfügt grundsätzlich über eine Pfarr-
stelle im Umfang von mindestens 50 Stellen-
prozenten.» Dann ist klar, wir haben eine 
Grenze, es sind 50%. Das ist grundsätzlich so. 
Es mag einen gewissen Spielraum geben, wo 
dann der Kirchenrat sagen kann, verstehen 
wir, ja, das können wir machen. Aber es wird 
doch etwas gesagt, wir sind nicht im luftleeren 
Raum.“ 
 
Martin Richner, Kirchgemeinde Koblenz: „Ich 
ziehe meinen Antrag zurück.“ 
 
Catherine Berger, Kirchenrätin: „Ich will etwas 
zum Antrag von Roland Frauchiger sagen, wir 
haben uns im Kirchenrat gerade darüber aus-
getauscht. Man kann das machen, es ist ein 
versöhnender Antrag, und wir könnten mit dem 
«grundsätzlich» leben. Ich möchte einfach 
dazu sagen, dass es wahrscheinlich mehr 
Rechtsverfahren geben wird, weil die Formu-
lierung einfach ein wenig «gummiger» ist. Auf 

der anderen Seite haben wir mehr Flexibilität, 
was es aber auch komplizierter machen kann. 
Zumindest bestünde eine Marke.“ 
 
Thorsten Bunz, Kirchgemeinde Bözberg-
Mönthal: „Ich habe eine Frage und noch eine 
Anregung: Die Anregung ist, dass ich mich 
frage: Ist eine Kirchgemeinde, die nicht einmal 
mehr eine 50%-Pfarrstelle anbietet, noch eine 
Kirchgemeinde? Wir könnten jetzt eine De-
batte darüber führen, was macht eigentlich 
eine Kirchgemeinde aus, und welche Positio-
nen braucht es tatsächlich? Wir könnten das 
Gleiche auch für den Gottesdienst machen 
und anfangen zu zählen, wie viele Gemeinde-
glieder kommen müssen, damit es ein Gottes-
dienst ist. Aber in dem Zusammenhang die 
Frage: Ich verstehe ja das Problem, dass man 
die Stelle vielleicht nicht besetzt bekommt, und 
ich will gar nicht sagen, dass es nur daran 
liegt, dass die 50% so unattraktiv sind. Wären 
dann aber 30% attraktiver? Das glaube ich 
nicht. Dies nur mal so zum Nachdenken. Und 
die andere Frage, und das ist jetzt wirklich eine 
konkrete Rückfrage. Eine Stelle anbieten und 
ausschreiben ist das eine. Doch was, wenn ich 
die 50%-Stelle nicht besetzen kann, aber 
weiss, dass eine Person für 40% kommen 
würde? In so einem Fall könnte die 50%-Stelle 
nicht deshalb nicht besetzt werden, weil sie 
nicht finanziert werden kann, sondern weil wir 
eben ein Setting haben, wo jemand zu 40% 
gut arbeiten würde. Das sollte doch möglich 
sein, oder? Dann würde ich mit den 50% wei-
terfahren wollen. Das ist ein Wert, mit dem 
man arbeiten kann. Und wenn das finanziell 
nicht mehr möglich ist, dann müssen wir uns 
anschauen, ob diese Kirchgemeinde noch wei-
terbestehen kann, wenn wir nicht wenigstens 
50% anbieten können.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Ich 
sehe keine weiteren Votanten. Danke, Martin 
Richner, dass du deinen Antrag zurückziehst. 
Das erleichtert mir das Wahlprozedere. Jetzt 
haben wir zwei Gegenanträge zum Text des 
Kirchenrats, und es ist klar, wir werden zuerst 
die beiden Gegenanträge gegeneinander ab-
stimmen und dann der obsiegende gegen den 
Antrag, wie ihn der Kirchenrat vorgeschlagen 
hat. “ 
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Änderungsantrag Rolf Zaugg 
Der vom Kirchenrat vorgeschlagene erste Satz 
von § 67 Abs. 2 Kirchenordnung ist ersatzlos 
zu streichen. 
 
Änderungsantrag Roland Frauchiger: 
«Jede Kirchgemeinde verfügt grundsätzlich 
über eine Pfarrstelle im Umfang von mindes-
tens 50 Stellenprozenten.»  
 
Abstimmung 
Antrag 2 wird mit deutlicher Mehrheit ange-
nommen. 
 
 
Antrag des Kirchenrats 
Jede Kirchgemeinde verfügt über eine Pfarr-
stelle im Umfang von mindestens 50 Stellen-
prozenten. 
 
Antrag Roland Frauchiger 
Jede Kirchgemeinde verfügt grundsätzlich 
über eine Pfarrstelle im Umfang von mindes-
tens 50 Stellenprozenten. 
 
Abstimmung 
Der Antrag von Roland Frauchiger wird gross-
mehrheitlich angenommen. 
 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Danke 
vielmals. Die Anpassung wird vorgenommen. 
Wir kommen zu § 108 Absatz 1 Ziffer 17 der 
Kirchenordnung, auf Seite 6 der Synopse. Gibt 
es Wortmeldungen?“ 
 
Roland Frauchiger, Kirchgemeinde Thalheim: 
„Geschätzter Herr Vizepräsident, geschätzte 
Damen und Herren Kirchenräte, werte Syno-
dale. Ich finde diesen Absatz 17 grundsätzlich 
sinnvoll, auch die Erweiterung, «und kann ei-
nen Finanzplan und weitere Unterlagen einfor-
dern». Was hingegen danach kommt, «sowie 
Auflagen für den Voranschlag beschliessen», 
geht, finde ich, zu weit. Zuerst einmal kann 
man sich überlegen, was ist, wenn der Kir-
chenrat Auflagen beschliesst und die Kirchen-
pflege diese nicht berücksichtigt oder die 
Kirchgemeinde nachher dieses Budget mit die-
sen Auflagen ablehnt. Dazu steht nichts. Es 
steht aber in den Materialien vorne in der Bot-
schaft, dass, wenn diese Auflagen nicht erfüllt 
werden, man den Kurator vorbeischickt. Ich 
finde, das geht zu weit. Ihr wisst alle, die Fi-
nanzen sind etwas Zentrales in jeder 

Organisation, die in alles hineingreifen. Mit den 
Finanzen kann man alles steuern. Man kann 
Auflagen konstruieren in einem Voranschlag, 
die nachher alles betreffen, also im Prinzip 
auch den Steuerfuss. Man spricht zwar eher 
nebenbei vom Steuerfuss, aber faktisch ist er 
eigentlich Teil des Voranschlags. Kann man 
sich dann auch fragen, ob dies mit § 139a der 
Kirchenordnung konkurrenziert. Man kann mit 
Auflagen aber auch verlangen, dass die Miete 
eines Mietobjekts hochgesetzt wird, das kann 
vielleicht sinnvoll sein, vielleicht nicht. Man 
kann auch verlangen, dass die Kosten der Ka-
techetinnen halbiert werden. Man kann auch 
verlangen, dass die Spesen einer Kirchen-
pflege anders aussehen sollen – was auch im-
mer. In der Botschaft steht, aufgrund der Un-
terlagen, die kommen, nimmt man je nachdem 
mit der Kirchgemeinde Kontakt auf oder man 
schickt die Gemeindeberatung vorbei. Das 
sind alles sinnvolle Sachen, aber dann sind wir 
auf der Stufe, miteinander Probleme anzu-
schauen, Empfehlungen abzugeben, Lösun-
gen zu suchen. Hingegen denke ich, Auflagen 
für einen Voranschlag sollten wir nicht zulas-
sen. Wenn wir die anderen Aussagen an-
schauen, dann darf der Kirchenrat intervenie-
ren bei einem negativen Eigenkapital und zu-
gleich einem Verlust, der budgetiert ist. Da 
wissen wir, das sind wenige Kirchgemeinden, 
hoffentlich gar keine, und wenn diese in so ei-
ner Situation sind, dann muss man wirklich die 
Notbremse ziehen, dann ist der letzte Moment 
dafür. Doch die vorgeschlagene Ergänzung in 
Ziffer 17 enthält keinerlei Einschränkungen. Da 
können von jeder Kirchgemeinde Unterlagen 
verlangt werden aus irgendwelchen Gründen, 
etwa weil die Landeskirchlichen Dienste das 
Gefühl haben, wir wollen da etwas tiefer rein-
schauen, und je nachdem könnte man dann 
auch Auflagen für den Voranschlag machen. 
So verstehe ich das. Darum stelle ich den An-
trag, dass man diese Erweiterung «sowie Auf-
lagen für den Voranschlag beschliessen» 
streicht, dass nur ergänzt wird «und kann ei-
nen Finanzplan und weitere Unterlagen einfor-
dern». Dies finde ich legitim und korrekt, wenn 
man das kann.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Danke. 
Möchte der Kirchenrat darauf antworten?“ 
 
Christoph Weber-Berg, Kirchenratspräsident: 
„Ja, sehr gern, vielen Dank. Ich will euch er-
muntern, nicht auf diesen Antrag einzusteigen, 
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und zwar aus dem folgenden Grund: Es gilt je-
derzeit das Verhältnismässigkeitsprinzip. 
Wenn also der Vorredner Roland Frauchiger 
sagt, wenn jemand in den Landeskirchlichen 
Diensten das Gefühl habe, man wolle da… – 
das gibt es nicht. Es gilt das Verhältnismässig-
keitsprinzip; der Kirchenrat entscheidet, ob 
Auflagen für den Voranschlag gemacht wer-
den. Wenn wir einen zahnlosen Tiger wollen, 
dann müssen wir das streichen, aber wenn wir 
eine Kirchgemeinde unterstützen wollen – un-
terstützen sage ich mit Nachdruck –, bevor sie 
ein negatives Eigenkapital hat, dann muss 
man zwei bis drei Jahre vorher Auflagen ma-
chen können und sagen, jetzt müsst ihr zum 
Beispiel ein bestimmtes Darlehen amortisie-
ren. Ihr müsst im Voranschlag des nächsten 
und des übernächsten Jahrs eine Amortisation 
dieses Darlehens vorsehen. Das wäre eine 
solche Auflage, und nicht, man solle die Kos-
ten für die Katechese halbieren. Auf so eine 
Idee kommt sicher niemand am Stritengässli. 
Roland Frauchiger mag davon halten, was er 
will, aber das von ihm skizzierte Vorgehen 
wäre nicht zulässig und nicht verhältnismässig. 
Nein, es geht, wie gesagt, um Auflagen wie 
zum Beispiel, ihr müsst anfangen das Darle-
hen zu amortisieren, sonst kommt ihr in eine 
kritische Situation, und wenn wir erst reagieren 
können, wenn es so weit ist, ist es eben zu 
spät.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Ich 
gehe davon aus, dass die Diskussion zu Ziffer 
17 abgeschlossen ist. Wir haben einen Ände-
rungsantrag.“ 
 
 
Änderungsantrag Roland Frauchiger 
Streichung des Satzteils «sowie Auflagen für 
den Voranschlag beschliessen» in der vom 
Kirchenrat vorgeschlagenen Ergänzung von 
§ 108 Abs. 1 Ziff. 17 Kirchenordnung. 
 
Abstimmung 
Der Antrag des Kirchenrats wird grossmehr-
heitlich angenommen. 
 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „§ 139 
Absatz 1 Kirchenordnung: Gibt es dazu Wort-
meldungen? Ich sehe keine. § 139a: Gibt es 
dazu Wortmeldungen? Ich sehe auch keine. 
Kuratorienverordnung, § 3, Absatz 1: Gibt es 
da Wortmeldungen? Zum dritten Erlass, dem 

Reglement für den Finanzhaushalt der Kirch-
gemeinden, § 33, Absatz 3: Gibt es da Wort-
meldungen? Ich sehe keine. § 48, Absatz 1. 
Ebenfalls keine. Möchte jemand nochmals auf 
einen bestimmten Punkt des Geschäfts zu-
rückkommen? Nein, dann kommen wir zur Ab-
stimmung.“ 
 
 
Antrag 1 Kirchenrat 
1. Die Synode beschliesst 

a. die Teilrevision der Kirchenordnung 
(KO, SRLA 1.2-1); 

b. die Teilrevision der Kuratorienverord-
nung (SRLA 3.5-3.1);  

c. die Teilrevision des Reglements für den 
Finanzhaushalt der Kirchgemeinden 
(Finanzreglement KG, SRLA 5.3-1). 

 
Abstimmung 
Die Synode stimmt Antrag 1 des Kirchenrats 
mit der zuvor beschlossenen Anpassung mit 
vier Gegenstimmen und zwei Enthaltungen 
grossmehrheitlich zu. 
 
 
Antrag 2 Kirchenrat 
Diese Änderungen treten am 1. April 2026 in 
Kraft. 
 
Abstimmung 
Die Synode stimmt Antrag 2 des Kirchenrats 
grossmehrheitlich zu. 
 
 
Schlussabstimmung 
Die Synode stimmt dem gesamten Geschäft 
des Kirchenrats mit drei Gegenstimmen gross-
mehrheitlich zu. 
 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Wir 
sind acht Minuten vor der Mittagspause, und 
wir sind bis jetzt gut vorangekommen. Darum 
schlage ich vor, dass wir vor der Mittagspause 
kein neues Traktandum mehr anfangen, son-
dern dass ich euch in die Mittagspause ent-
lasse. Ab 13:30 Uhr ist hier wieder offen, und 
um 13:45 Uhr gehen die Verhandlungen pünkt-
lich weiter. Guten Appetit.“ 
 
 
Mittagspause 
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Unentgeltliche kirchliche Handlungen. Un-
entgeltliche Nutzung des liturgischen Orts. 
Grundsatzentscheid 
 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Ich 
hoffe, alle haben gut gegessen und trotz vol-
lem Magen nochmals volles Denkvermögen in 
die zweite Hälfte der heutigen Synodesitzung 
mitgebracht. Einen Nachtrag möchte ich noch 
machen. Ich bin gefragt worden wegen des Or-
ganisten im Synodegottesdienst. Das war ja 
nicht der Organist, der auf der Einladung 
stand. Ilja Völlmy Kudryavtsev ist erkrankt, 
liegt mit Corona im Bett und hat darum einen 
Ersatz suchen müssen. Ich glaube, wir haben 
es alle gemerkt, dass wir einen sehr guten Er-
satz gehabt haben. Johannes Fankhauser, ich 
habe ihn zwar genannt, aber ich habe verges-
sen zu sagen, warum Ilja Völlmy nicht da war. 
Dann steigen wir ein ins Traktandum 11, Un-
entgeltliche kirchliche Handlungen, unentgeltli-
che Nutzung von liturgischen Orten, Grund-
satzentscheid. Ich bitte Christian Vogt von der 
GPK ans Mikrofon.“ 
 
Christian Vogt, Kirchgemeinde Frick, für die 
GPK: „Geschätzter Vizepräsident der Synode, 
werte Mitglieder des Kirchenrats, liebe Syno-
dale. Es sind alte Anliegen, die durch das vor-
liegende Traktandum erfüllt werden sollen. Sie 
verlangen allerdings einen nicht ganz kleinen 
Eingriff in die Gesetzgebung unserer Kirche. 
So alt die Anliegen auch scheinen – sie sind 
nicht ganz unumstritten, so dass es offenbar 
als angezeigt angesehen wird vom Kirchenrat, 
den Grundsatzentscheid der Synode zu holen, 
bevor die ganze Arbeit beginnt: Den Ent-
scheid, dass man dann auch möchte, was aus-
gearbeitet wird. Kirchliche Handlungen sollen 
für Mitglieder keine Kostenfolgen mehr haben, 
egal, wo sie abgehalten werden. Dabei sollen 
sowohl die Kosten für den liturgischen Ort, so 
die Vorlage, als auch der Aufwand der Pfarre-
rinnen und Pfarrer nicht mehr dem Mitglied in 
Rechnung gestellt werden. Denn die Kosten 
sind – so die Leseart der Vorlage – bereits 
durch die Kirchensteuer beglichen. Kurz ge-
sagt, jedes Mitglied soll das Recht haben, am 
Wunschort durch die Wunschpfarrerin oder 
durch den Wunschpfarrer begleitet zu werden. 
Aus Sicht der GPK kommt der Antrag dem 

Begehren vieler Mitglieder entgegen, deshalb 
ist ihm im Grundsatz zuzustimmen. Die Zu-
stimmung soll aber keine Carte blanche sein. 
Bereits die skizzierten Ansätze bringen ge-
wisse Schwierigkeiten mit sich. Diese sind im 
Detail in der definitiven Vorlage auszuarbeiten. 
Ich nenne nur drei Punkte: Warum ist die Rede 
von «liturgischen Orten»? Wenn man nämlich 
die Vorlage anschaut, dann ist damit nicht je-
der Ort gemeint, der liturgisch sein kann, son-
dern es sind Kapellen und Kirchen, allenfalls 
Kirchgemeindehäuser, die im Besitz von refor-
mierten Aargauer Kirchgemeinden sind. Ein li-
turgischer Ort allerdings wäre ja grundsätzlich 
auch jede katholische Kirche, ja jeder Ort, wo 
ein Gottesdienst gefeiert wird, sei es die Wald-
lichtung, die gratis ist, bis hin zum Kongressaal 
des Trafo in Baden, der definitiv nicht mehr 
gratis zu haben ist. Weiter haben wir uns ge-
fragt, warum eine Einschränkung auf die Pfar-
rerinnen und Pfarrer? Wie steht es denn ei-
gentlich mit Laienpredigerinnen und Laienpre-
digern beziehungsweise Sozialdiakoninnen 
und Sozialdiakonen mit Predigterlaubnis? Zu-
mindest in der Praxis übernehmen auch sie 
immer wieder Kasualiendienste. Und eine 
dritte Anmerkung: Warum die Einschränkung 
auf Taufe, Kindersegnung, Konfirmation samt 
zugehörigem Unterricht, Trauung und Abdan-
kung, wie sie unter Punkt 6 im Abschnitt «In-
halt und Ziele» aufgezählt werden? Zum einen 
wird da in einem Nebensatz auch noch die 
freie Wahl des Unterrichtsorts eingeführt. Zum 
anderen dürfte diese Liste durchaus noch um-
fangreicher sein. Es könnte zum Beispiel auch 
sein, dass man einen Kasualgottesdienst zu 
einem Ehejubiläum mit einer Erinnerung ans 
Eheversprechen haben möchte, einen Dank-
gottesdienst nach einer schmerzhaften, aber 
am Ende doch gelungenen Trennung, ein Ri-
tual, wie es bis jetzt «Leben feiern» anbietet, 
nach einer überstandenen Krankheit. Soll das 
nicht auch gelten? Sie sehen also, die kon-
krete Ausgestaltung wird vermutlich nicht ganz 
einfach werden. Sie wird sorgfältig auf mögli-
che unerwünschte Wirkungen geprüft werden 
müssen. Vorerst aber: Die GPK empfiehlt, auf 
das Geschäft einzutreten und den Grundsatz-
entscheid im positiven Sinn zu fällen. Danke.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Danke, 
Christian Vogt. Für den Kirchenrat hat Chris-
tian Bieri das Wort.“ 
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Christian Bieri, Kirchenrat: „Lieber Vizepräsi-
dent Dieter Gerster, liebe Synodale. Ende 
September, als ich gerade mit zwei meiner 
Kinder die 1000 Höhenmeter zum Flueseeli 
hoch über der Lenk bewältigt habe, schickt mir 
eine junge Frau aus meinem OL-Club eine 
Sprachnachricht. Trotz schlechter Verbindung 
verstehe ich, dass sie gerne heiraten würde, 
und zwar nächsten April auf dem Rütihof bei 
Gränichen und am liebsten mit mir, denn sie 
habe sonst keinen näheren Kontakt zu einem 
Pfarrer. Sie sei reformiertes Mitglied der Kirch-
gemeinde Lenzburg, stehe aber vor dem Um-
zug nach Suhr. – Kein erfundenes Beispiel, 
das wissen die Pfarrerinnen und Pfarrer und 
teilweise auch die Sozialdiakoninnen und Sozi-
aldiakone unter uns, und gerade bei einer An-
frage für ein Hochzeit freue ich mich ja immer 
sehr. Letztes Jahr hat es schliesslich in der 
Aargauer Landeskirche gemäss Jahresbericht 
nur gerade 58 Trauungen gegeben, weniger 
als eine pro Kirchgemeinde und nicht einmal 
eine halbe pro Pfarrperson. Es ist also völlig 
klar, ich mache die Hochzeit. Die Frage ist nur, 
wie rechne ich die Arbeitszeit ab, voraussicht-
lich doch rund 15 bis 20 Stunden für zwei län-
gere Vorbereitungsgespräche, Vorbereitungen 
zu Hause und die Durchführung. Jetzt wird es 
kompliziert. Variante eins: Ich mache es kom-
plett in meiner Freizeit und lasse mich dafür 
privat vom Brautpaar bezahlen, oder ich ma-
che es gratis oder teilweise gratis als Ge-
schenk. Variante zwei: Ich mache es auf Ar-
beitszeit in meiner Kirchgemeinde Veltheim-
Oberflachs. Das ist eigentlich falsch, denn die 
Arbeit hat nichts mit meiner Kirchgemeinde zu 
tun. Variante drei: Ich könnte am Wohnort die 
Kirchgemeinde fragen, also offenbar künftig 
Suhr-Hunzenschwil, ob sie mich beziehungs-
weise meine Arbeitszeit bezahlt. Das Problem 
ist, dass diese nicht dazu verpflichtet ist, mich 
zu bezahlen, sondern sie könnte mit gutem 
Recht sagen, das Brautpaar könne ja einen 
Pfarrer von ihnen nehmen. Es stehen sogar 
mehrere zur Auswahl in Suhr. Variante vier: 
Eine Mischform von allem. Je nachdem, wel-
che Variante man wählt, und wie viele Perso-
nen dabei involviert sind, gibt es Ärger, kompli-
zierte Verhandlungen und administrativen Auf-
wand. Besonders ärgerlich ist, wenn am 
Schluss das Brautpaar verärgert wird und es 
gar keine Hochzeit mehr gibt oder womöglich 
einen Kirchenaustritt – auch das wissen wir, 
sind keine erfundenen Geschichten. 

Liebe Synodale, es ist einfach nicht mehr zeit-
gemäss, dass Mitglieder unserer Kirchgemein-
den nur in der eigenen Kirchgemeinde Anrecht 
auf kostenlose kirchliche Handlungen oder Un-
terricht haben. Viele sind nicht dort daheim, wo 
sie wohnen oder wohnen nicht dort, wo sie da-
heim sind, und von ihren Kirchensteuern geht 
ja auch ein beachtlicher Teil als Zentralkassen-
beitrag an die Landeskirche in Aarau –was be-
weist, dass sie Mitglied der ganzen Aargauer 
Landeskirche sind und nicht nur einer einzigen 
Kirchgemeinde. Warum also soll man nicht im 
ganzen Aargau kostenlos getauft werden, hei-
raten, sich beerdigen lassen oder den Religi-
onsunterricht besuchen? Und warum nicht mit 
einem Aargauer Pfarrer oder Pfarrerin nach 
Wahl, wo man Vertrauen hat, der oder die das 
vielleicht besser kann – das hört man dann ja 
nicht so gerne als einheimischer Pfarrer – oder 
lieber macht oder einfach auch Zusatzausbil-
dungen hat im einen oder anderen Bereich als 
der Pfarrer, die Pfarrerin der Wohngemeinde. 
Seit Jahren ist die Frage der freien Kirchge-
meindewahl pendent. Wir können diese Fra-
gen vorläufig nicht lösen, weil übergeordnetes 
Recht tangiert wird. Wir brauchen also prag-
matische Lösungen für die drängenden Anlie-
gen, die damit verknüpft sind. Diese Vorlage 
will einen pragmatischen Grundsatzentscheid. 
Wollen wir, dass jedes Mitglied unserer Kirche 
an jedem beliebigen liturgischen Ort im Aar-
gau, mit jeder beliebigen Aargauer Pfarrperson 
kostenlos getauft werden, Unterricht nehmen, 
heiraten, sich beerdigen lassen darf – oder 
wollen wir das nicht? 
Kurz zu den drei Punkten, die Christian Vogt 
erwähnt hat. Liturgischer Ort: Klar, da sind pri-
mär die Gebäude der reformierten Kirchge-
meinden gemeint, natürlich nicht der katholi-
schen. Auch draussen ist es ja nicht immer 
gratis. Wir können da aber nur für die Ge-
bäude reden, für welche die Kirchgemeinden 
etwas verrechnen würden. Beschränkung auf 
Pfarrerinnen und Pfarrer: Nein, finde ich nicht, 
ein guter Hinweis. Sicher kommen auch an-
dere Personen in Frage, besonders Sozialdia-
koninnen und Sozialdiakone, die ja gewisse 
von diesen Handlungen machen oder zum Bei-
spiel Unterricht geben. Einschränkungen auf 
Kasualien: Nein, im Zusammenhang mit der 
Konfirmation wird auch der Unterricht erwähnt. 
Ich denke, es geht aber nicht nur um den PH-
4-Unterricht, sondern auch schon um PH 2 
und 3. Die Liste darf durchaus auch umfangrei-
cher sein und Rituale miteinschliessen, die 
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angesprochen worden sind, in der Vorlage 
aber vielleicht nicht explizit erwähnt wurden. 
Auf jeden Fall auch weitere Rituale, ein Trau-
erritual oder was auch immer, eine goldene 
Hochzeit, oder was man sich da noch alles 
vorstellen könnte. Wie man so etwas dann 
ausgleichend finanziert oder arbeitszeittech-
nisch verrechnet, wie ich vorher im Beispiel 
gebracht habe, würde dann erst in den Ausfüh-
rungsbestimmungen stehen. Dazu soll es dann 
eine zweite Synodevorlage geben, sofern Sie 
heute dem Grundsatzentscheid zustimmen. 
Über diese Umsetzungsvorlage können wir 
dann streiten, wenn es so weit ist; dann kann, 
wie ich in einer Fraktionssitzung gesagt habe, 
das «Gemetzel der Interessen» losgehen. Für 
heute aber bitte ich Sie, stimmen Sie dem 
Grundsatzentscheid zu. Stimmen Sie für eine 
menschenfreundliche, unkomplizierte Kirche, 
die sich einfach freut, wenn ihre Mitglieder 
Kontakt mit ihr aufnehmen und ihre Dienstleis-
tungen in Anspruch nehmen. Die Mitglieder 
zahlen schliesslich jedes Jahr dafür – und das 
je nach Einkommen nicht zu knapp. Danke 
vielmals.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Danke, 
Christian Bieri. Ist Eintreten bestritten?“ 
 
Eintreten ist beschlossen. 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Wir 
kommen zur Diskussion, und ich möchte hier 
nochmals daran erinnern – auch wenn Chris-
tian Vogt und Christian Bieri bereits gewisse 
Detailfragen aufgenommen haben –, dass es 
heute nicht um Detailfragen geht, sondern nur 
um den Grundsatzentscheid: Wollen wir, dass 
alle Mitglieder im Kanton frei die Person wäh-
len können, die sie begleitet oder traut oder 
was auch immer und muss man auch nichts 
für die kirchlichen Gebäude zahlen, auch wenn 
diese nicht im eigenen Wohnort sind. Die Dis-
kussion ist offen. Gibt es Wortmeldungen 
dazu?“ 
 
Beat Urech, Kirchgemeinde Birmenstorf-Ge-
benstorf-Turgi: „Ich bin voll für den Grundsatz-
entscheid, über den wir heute sprechen. Diese 
Handlungen sollen unentgeltlich sein. Aber als 
ich den Begriff der kirchlichen Handlungen ge-
lesen habe, musste ich schon überlegen, was 
ist denn damit alles genau gemeint. Wenn ich 
die Vorlage durchschaue, sehe ich vor allem 
die Begriffe Taufe, Kindersegnung, 

Konfirmation, Trauung, Abdankung und über-
lege mir dann, ob das jetzt abschliessend auf-
gezählt ist. Ich war heute Morgen als Erstes 
bei David Lentzsch und habe ihn gefragt, was 
sagen die Gesetzestexte, was ist da alles sub-
sumiert unter diesem Begriff «kirchliche Hand-
lungen». Dort wird explizit auch das Pädagogi-
sche Handeln der Kirche genannt. Ich weiss, 
wovon ich rede. Da geht es auch um verschie-
dene Berufsgruppen, die involviert sind. Das 
wurde vorhin schon erwähnt. Es geht also 
nicht nur um Pfarrerinnen und Pfarrer. Unsere 
Vorlagen sind manchmal ein bisschen pfarrlas-
tig, und es geht dann immer vor allem ums 
Pfarramt. Doch es geht eben auch um Sozial-
diakone, und es geht auch um Katechetinnen, 
die den Religionsunterricht erteilen. Und mein 
Wunsch wäre: Das Wort «unentgeltlich» soll 
man grundsätzlich für alle Handlungen durch-
denken, die dort erwähnt sind, auch dem Pä-
dagogischen Handeln. 
Und dann sage ich noch etwas aus meiner 
Kirchgemeinde. Martina Cotti, die dort oben 
sitzt, und ich, waren gestern bei unserer Kir-
chenpflege, und da sind wir nebenbei auf et-
was gestossen, was uns beschäftigt hat, und 
ich gebe das gerne auch weiter zuhanden von 
Barbara Stüssi-Lauterburg. Unsere Kirchen-
pflege hat uns gefragt, ist es eigentlich recht, 
dass wir für die zwei Kinder, die in Brugg die 
Montessori-Schule und den kirchlichen Religi-
onsunterricht besuchen, bezahlen müssen? 
Dort in der Schule bezahlt nämlich die Kirchge-
meinde Brugg die Katechetin, und wir zahlen 
der Kirchgemeinde Brugg CHF 450 pro Jahr 
und Kind, damit die Kinder dort den Religions-
unterricht besuchen dürfen. Das ist an sich 
okay, und es ist ja auch eine Vorgabe seitens 
der Landeskirchlichen Dienste. Aber wir bieten 
das in der Kirchgemeinde ja auch selbst an. 
Wir haben auch ein PH-2- und ein PH-3-Paket, 
und die Kinder könnten den Unterricht auch 
bei uns besuchen. Deshalb ist es nicht ganz 
logisch, dass wir das separat zahlen müssen. 
Der andere Fall hat mit der Fusion mit Turgi zu 
tun. Turgi gehört neuerdings zur Stadt Baden. 
Wir haben in der Kirchgemeinde die Situation, 
dass sich Turgi immer mehr badenwärts orien-
tiert. Da gibt es drei Teenagerinnen, die besu-
chen die Oberstufe in Baden und wollen natür-
lich das PH-4-Programm zusammen mit ihren 
Freundinnen und Freunden aus Baden ma-
chen – nämlich in der Kirchgemeinde Baden. 
Ich weiss, Bernhard Bösch, sie wären bei euch 
in der Kirchgemeinde Baden herzlich 
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willkommen. Aber wahrscheinlich würde das 
auch etwas kosten, und an solche Fälle muss 
man einfach auch denken. Ich danke euch für 
die Aufmerksamkeit.“ 
 
Andreas Graber, Kirchgemeinde Brittnau: „Ge-
schätztes Vizepräsidium, geschätzte Damen 
und Herren Kirchenräte, geschätzte Synodale. 
In der Budgetdebatte vor einem Jahr habe ich 
die Ungleichheit zwischen «Leben feiern» und 
der Handhabung einzelner Gemeinden bei die-
sem Thema beanstandet. Ich bin froh, dass 
der Kirchenrat das Thema anpackt, und be-
danke mich dafür. Die vorliegende Botschaft – 
das haben wir jetzt bereits gehört – bildet ja ei-
gentlich erst das Fundament. Das Fundament 
bei einem Haus ist in der Regel bei allen ähn-
lich, aus Beton. Die Aufbauten hingegen sind 
dann unterschiedlich. Es kann aus Holz oder 
gemauert sein, es kann ein Flachdach oder ein 
Giebeldach haben. Aber was alle Häuser ge-
meinsam haben: Ich kann drinnen wohnen. 
Und in diesem Sinn unterstütze ich die Vorlage 
als Fundament und hoffe, dass wir dann bei 
der Präsentation der ausgearbeiteten Detail-
vorlage gleichwohl einen gemeinsamen Nen-
ner finden werden. Denn letztendlich geht es ja 
darum, dass wir zufriedene Kirchenmitglieder 
haben. Bei Streitereien ums Geld gibt es im-
mer nur Verliererinnen und Verlierer. Einer-
seits verlieren wir eventuell betroffene Mitglie-
der, andererseits verlieren wir an Image. Und 
um beim Bild vom Haus bleiben: Ich hoffe, 
dass wir das Fundament heute legen, damit 
der Kirchenrat mit dem Hausbau anfangen 
kann. Dann wird es an uns Synodalen liegen, 
das Haus zu akzeptieren, damit es auch mög-
lichst bald bewohnt werden kann. In diesem 
Sinn empfehle ich, diese Vorlage anzuneh-
men. Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Ich 
gehe davon aus, dass der Redebedarf gestillt 
ist. Wenn nicht, kann man sich jetzt noch mel-
den. Ich sehe niemanden. In diesem Fall kom-
men wir zur Abstimmung.“ 
 
 
Antrag Kirchenrat 
Die Synode beauftragt den Kirchenrat, ihr die 
gesetzlichen Grundlagen zum Beschluss vor-
zulegen, sodass der Vollzug von kirchlichen 
Handlungen und die zugehörige Nutzung von 
liturgischen Orten für Mitglieder der 

Reformierten Kirche Aargau ausnahmslos un-
entgeltlich erfolgen. 
 
 
Abstimmung 
Die Synode stimmt dem Antrag des Kirchen-
rats mit einer Gegenstimme und einer Enthal-
tung zu. 
 
 
 
2025-0104 W1.0 
 
 
Beantwortung Motion von Sigwin Sprenger 
und Mitunterzeichnenden vom 26.04.2023 
betreffend Optimierung der Aufsicht bei 
Konflikten 
 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Jetzt 
kommen wir zu Traktandum 12, Beantwortung 
der Motion von Sigwin Sprenger und Mitunter-
zeichnenden vom 26. April 2023 betreffend 
Optimierung der Aufsicht bei Konflikten. Ich 
darf als erstes Christine Bruggisser von der 
GPK ans Mikrofon bitten.“ 
 
Christine Bruggisser, Kirchgemeinde Wohlen, 
für die GPK: „Geschätzte Anwesende. Bei die-
sem Geschäft geht es um Konflikte zwischen 
ordinierten Personen und Kirchenpflegen, die 
unlösbar sind und bisher meistens zu einem 
Abwahlverfahren gegen die ordinierte Person 
geführt haben. Wir reden hier von unlösbaren 
Konflikten, wo eine weitere Zusammenarbeit 
zwischen der ordinierten Person und der Kir-
chenpflege nicht mehr möglich ist. Normale 
Konflikte sollen weiterhin, wie bisher, mit Bera-
tung und Massnahmen gelöst werden. Im We-
sentlichen sollen die Verfahren bei unlösbaren 
Konflikten einfacher und vor allem verkürzt 
werden. Bis jetzt haben lang dauernde und un-
lösbare Konflikte meistens dazu geführt, dass 
ein Abwahlverfahren gegen die ordinierte Per-
son eingeleitet worden ist. Das ist ein sehr 
schwieriger – und meistens auch öffentlicher – 
Prozess, und zwar für alle Beteiligten, für die 
Kirchenpflege, für die ordinierte Person und für 
die ganze Kirchgemeinde. Darum schlägt der 
Kirchenrat folgende Massnahmen vor: Die Auf-
sicht über Ordinierte liegt, wenn sowohl Amts-
pflichten als auch Verwaltungspflichten verletzt 
werden, ausschliesslich beim Kirchenrat. Ich 
möchte dazu ein paar Beispiele geben: Eine 
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Verwaltungspflichtverletzung liegt vor, wenn 
ein Pfarrer immer wieder zu spät zum Unter-
richt erscheint, ein Sozialdiakon Geburtstags-
besuche nicht wahrnimmt oder wenn eine 
Pfarrerin sich weigert, Beschlüsse der Kirchen-
pflege umzusetzen. In diesen Fällen liegt die 
Aufsicht weiterhin bei den Kirchenpflegen. 
Amtspflichten sind generell Pflichten, die sich 
aus dem Amt ergeben, wie die Schweigepflicht 
oder die Wohnsitz- oder Residenzpflicht. Wei-
ter wird die Amtspflicht verletzt, wenn ein Pfar-
rer in seinem gottesdienstlichen Handeln im 
Widerspruch zu den Grundsätzen der Evange-
lisch-Reformierten Landeskirche des Kantons 
Aargau steht. In diesem Fall liegt die Aufsicht 
beim Kirchenrat. Die duale Aufsichtspflicht bei 
den Ordinierten wird beibehalten, der Kirchen-
rat möchte aber die Kirchenpflegen bei unlös-
baren Konflikten entlasten. Mit der Teilrevision 
wird dem Kirchenrat eine erhöhte Verantwor-
tung bei unlösbaren Konflikten übertragen. Die 
Dekanatsleitungen werden nicht mehr obliga-
torisch beigezogen. Sie haben neu nur noch 
eine beratende Funktion. Auf ein Abwahlver-
fahren gegen die ordinierte Person soll ver-
zichtet werden. Dafür haben die Kirchenpfle-
gen neu die Möglichkeit, beim Kirchenrat 
schriftlich den Antrag zu stellen, die Wählbar-
keit einer ordinierten Person zu überprüfen. 
Der Kirchenrat kann dann dieser Person die 
Wählbarkeit entziehen. Dieser Entzug der 
Wählbarkeit kann sich auf die Kirchgemeinde 
beschränken, kann aber auch für die ganze 
Landeskirche ausgesprochen werden. Die Vor-
teile der vorgeschlagenen Massnahmen sind 
folgende: Die Schuldfrage stellt sich nicht. Die 
Zusammenarbeit ist einfach unmöglich gewor-
den, und es muss zu einer Trennung kommen. 
Mit der neuen Regelung haben beide Parteien, 
die Kirchenpflege und die ordinierte Person, 
die Chance, möglichst unbelastet neu anzufan-
gen. Es werden öffentliche Debatten und 
Schuldzuweisungen vermieden. Das ganze 
Verfahren wird beschleunigt. Die Parteien ha-
ben einen beschwerdefähigen Entscheid des 
Kirchenrats, und die Kirchenpflegen und Deka-
natsleitungen werden entlastet. Die GPK steht 
hinter dem Vorschlag des Kirchenrats und 
empfiehlt die Anträge zur Annahme. Danke.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Herzli-
chen Dank, Christine Bruggisser. Das Wort für 
den Kirchenrat hat Catherine Berger.“ 
 

Catherine Berger, Kirchenrätin: „Lieber Syno-
devizepräsident, liebe Synodale. Meine Vor-
rednerin hat schon sehr viel dazu gesagt, und 
der Titel dieser Vorlage sagt klar, worum es 
geht: Die Motionäre wünschen eine Optimie-
rung der Aufsicht bei Konflikten. Es geht also 
um Situationen, die nicht schön sind, aber halt 
immer mal wieder vorkommen – um Konflikte. 
Und weil in dieser Motion auch noch der Be-
griff Aufsicht vorkommt, geht es um Konflikte, 
bei denen man einschreiten, etwas machen 
muss, weil sie das System Kirchen-
pflege/Kirchgemeinde lahmlegen. Es geht also 
um Konflikte, die sich nicht so einfach lösen 
lassen. Vor diesem Hintergrund ist die Stoss-
richtung der Motion zu verstehen. Sie hat ers-
tens die Überprüfung und Anpassung der aktu-
ellen Regelungen verlangt. Es gibt bereits Re-
gelungen, die einfach angepasst werden sol-
len, um schnellere Lösung bei Konflikten zu er-
möglichen. Und zweitens wird die Ansiedlung 
der heute zweigeteilten Aufsicht über Ordi-
nierte ausschliesslich beim Kirchenrat verlangt. 
Das erste Anliegen der Motion hat die Synode 
im Juni 2024 an den Kirchenrat überwiesen. 
Das zweite Anliegen (Aufhebung der Zweitei-
lung der Aufsicht) hat sie nicht überwiesen. Ei-
nen Teil dieses zweiten Anliegens haben wir 
jetzt trotzdem zur Umsetzung vorgeschlagen. 
Ich werde später nochmals darauf zurückkom-
men. Das Resultat dieser Motion haben Sie 
heute vor sich: Die Überprüfung der bisherigen 
Regeln hat ergeben, dass es gegen Konflikte 
mit nichtordinierten Dienstnehmenden («einfa-
che» Mitarbeitende) und Behördenmitgliedern 
(Kirchenpflegen) bereits ein «griffiges Interven-
tionsinstrumentarium» gibt (Kündigung, Diszip-
linarverfahren gemäss § 137 Kirchenordnung 
und Kuratorium). Das Massnahmenpaket, das 
Ihnen der Kirchenrat vorschlägt, betrifft darum 
vor allem die ordinierten Dienstnehmenden. Es 
werden Ihnen eine Teilrevision der Kirchenord-
nung und eine Teilrevision des Dienst- und 
Lohnreglements für die ordinierten Dienste 
(DLD) beantragt. Die Änderungen sollen am 
1. April 2026 in Kraft treten. 
Konkret geht es um sieben Änderungen, die 
ich nun zusammenfassen werde: 
1. Es wird beantragt, dass die Aufsicht über 
die Ordinierten ausschliesslich beim Kirchenrat 
liegen soll, wenn bei Pflichtverletzungen von 
Ordinierten sowohl eine Verletzung von Amts-
pflichten als auch von Verwaltungspflichten zur 
Diskussion steht (vgl. § 53 Abs. 2 KO) Es gibt 
Konstellationen, wo beides vorliegt, und das 
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würde bedeuten, dass es zwei Verfahren ge-
ben würde. Zur Verwaltungspflichtverletzung 
vor der Kirchenpflege, und parallel dazu hätte 
der Kirchenrat das Verfahren betreffend Amts-
pflichtverletzung. Das gibt häufig Abgren-
zungsprobleme, und es werden sehr viele 
Ressourcen gebraucht. Aus diesem Grund 
wird hier beantragt, dass wenn beide Pflicht-
verletzungen betroffen sind, der Kirchenrat die 
Aufsicht haben soll. 
2. Auf den obligatorischen Einbezug der Deka-
natsleitungen soll künftig verzichtet werden. 
§ 54 Abs. 1 Kirchenordnung verlangt nach wie 
vor, dass die Kirchenpflege vor Eröffnung ei-
nes Disziplinarverfahrens in jedem Fall versu-
chen soll «Konflikte einvernehmlich beizule-
gen». Stichwort Verhältnismässigkeit. Gelingt 
das nicht, ist die Aufsicht des Kirchenrats oder 
der Kirchenpflege «in Anspruch zu nehmen» 
(vgl. neu § 54 Abs. 2). Der Nutzen hier: Be-
schleunigung des Verfahrens und Entlastung 
von Kirchenpflegen und Dekanatsleitungen. 
Letztere sind nur noch zuständig für die Unter-
stützung der Kirchenpflegen in der Amts- und 
Personalführung (vgl. § 115 Ziff. 8 neu). Sie 
müssen nicht mehr «zwischengeschaltet» wer-
den. Selbstverständlich können sie jederzeit 
freiwillig von den Kirchenpflegen beigezogen 
werden, wenn sich ein Konflikt «anbahnt». 
3. Die Kirchenpflegen erhalten nach Mitarbei-
tendengesprächen die Kompetenz, Weiterbil-
dungen anzuordnen (§ 18 DLD); bestenfalls 
kann damit die Eskalation eines Konflikts ver-
hindert werden. Auch hier nach dem Verhält-
nismässigkeitsprinzip. 
4. Das in der Kirchenordnung geregelte Ab-
wahlverfahren (§§ 58a ff) soll abgeschafft wer-
den: Das Abwahlverfahren hat sich als gut ge-
meint, leider aber als zu kompliziert und für 
alle Beteiligten zu belastend erwiesen: für die 
Kirchenpflegen, die allein die Verantwortung 
für das Verfahren tragen müssen; aber auch 
für die Dekanatsleitungen und den Kirchenrat. 
Weil das Verfahren zudem teilweise in der Öf-
fentlichkeit stattfindet, entstehen Schwierigkei-
ten mit dem Persönlichkeitsschutz, und Repu-
tationsschäden für die Kirchgemeinde sind un-
vermeidbar. Das mit dem Verfahren verbun-
dene komplexe Rechtsschutzverfahren, bei 
dem jeder Schritt angefochten werden kann, 
führt weiter dazu, dass sich ein solches Ver-
fahren endlos in die Länge zieht – manchmal 
fast so lange, wie eine Amtsperiode dauert. 
Anstelle des Abwahlverfahrens ist es somit für 
eine Kirchenpflege einfacher, bei einem (fast) 

unlösbaren Konflikt mit ihrer Pfarrperson deren 
Nichtwiederwahl zu beantragen; ein Instru-
ment, welches jeder Kirchgemeinde nach wie 
vor zur Verfügung steht. 
5. Hat eine Kirchenpflege mit einer ordinierten 
Person einen Konflikt, der praktisch nicht mehr 
lösbar ist – wenn alle Gespräche nicht gefruch-
tet, alle möglichen disziplinarischen Massnah-
men versagt haben oder von vornherein aus-
sichtslos sind –, der Konflikt also dermassen 
eskaliert ist, dass das Verhältnis zwischen Kir-
chenpflege und ordinierter Person zerrüttet ist 
– dann erhält die Kirchenpflege mit dem neuen 
§ 69 Abs. 5bis Kirchenordnung eine zusätzliche 
Möglichkeit, welche nicht zwingend in der Öf-
fentlichkeit ausgetragen werden muss. Sie 
kann nämlich neu beim Kirchenrat ein Gesuch 
um Überprüfung der Wählbarkeit der ordinier-
ten Person stellen. In begründeten Fällen 
muss der Kirchenrat auf dieses Gesuch eintre-
ten. Tut er es nicht, muss er einen Nichteintre-
tensentscheid fällen, der anfechtbar ist. Inhalt-
lich massgebend für die Beurteilung des Gesu-
ches um Überprüfung der Wählbarkeit sind die 
Wählbarkeitsvoraussetzungen, welche es be-
reits in der Kirchenordnung gibt. Das sind ers-
tens Handlungsfähigkeit, zweitens ein guter 
Leumund, drittens persönliche Eignung und 
viertens praktische Bewährung. Das ist nichts 
Neues, der Kirchenrat konnte auch bisher be-
reits die Wählbarkeit überprüfen, aber weil er 
nicht nahe genug dran ist, hat jetzt die Kir-
chenpflege die Möglichkeit, aktiv ein solches 
Gesuch zu stellen. Das ist neu. Sind alle vier 
Voraussetzungen nach wie vor gegeben, lehnt 
der Kirchenrat das Gesuch ab. Ist eine Voraus-
setzung nicht (mehr) gegeben, entzieht der 
Kirchenrat die Wählbarkeit – und zwar unab-
hängig davon, ob die ordinierte Person «schul-
dig» ist oder nicht. Allenfalls ist dann einfach 
keine Eignung für diese konkrete Kirchge-
meinde mehr vorhanden. Zudem entscheidet 
der Kirchenrat auch, ob der Entzug nur für die 
betreffende Kirchgemeinde gilt oder für die 
ganze Landeskirche. Der Entscheid beendet 
das Dienstverhältnis innerhalb von drei Mona-
ten nach Rechtskraft des Entscheids und kann 
mit Beschwerde beim Rekursgericht angefoch-
ten werden. Das ist wichtig, denn für die be-
troffene Person wiegt das schwer, und deshalb 
hat sie in jedem Falle eigene Verfahrensrechte 
(Anhörung, Akteneinsicht, Weiterzug im 
Rechtsmittelverfahren etc.), egal, ob der Ent-
zug der Wählbarkeit im Rahmen eines Diszipli-
narverfahrens oder im (einfachen) Verfahren 
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zur Überprüfung der Wählbarkeit geprüft wird. 
Das ist der Punkt, es muss nicht zwingend ein 
Disziplinarverfahren geben. Erfolgt der Entzug 
zu Unrecht, hat die betroffene Person selbst-
verständlich Anspruch auf Entschädigung 
(§ 149 Abs. 2 KO). Das ist wichtig, weil es um 
Persönlichkeitsrechte geht, und ist auch wich-
tig für die Kirchenpflege zu wissen, es ist nicht 
einfach ein lockerer Ausweg, sondern nur für 
äusserst schwierige Situationen gedacht. 
6. Daraus folgend werden mit der Vorlage ge-
ringfügige Anpassungen des Disziplinarverfah-
rens beantragt: Die bisher bei Ordinierten 
mögliche «Entlassung aus dem ordinierten 
Dienst» wird – konsequenterweise – ersetzt 
durch die Massnahme «Entzug der Wählbar-
keit». 
7. Der Kirchenrat beantragt, dass Aufsichtsan-
zeigen zwingend schriftlich einzureichen sind. 
Gerade bei mündlichen Informationen des Kir-
chenrats oder auch bei einfachen E-Mails ist 
oft unklar, was genau gemeint ist, und wenn 
man nachfragt, kann es manchmal peinlich 
werden, weil etwas ganz anderes gemeint ge-
wesen war. Wir sind froh um Klarheit. 
Uns ist bewusst, dass diese Massnahmen alle 
eher heftig klingen – zum Glück betreffen sie 
keine Alltags- sondern Ausnahmefälle. In der 
Regel lassen sich Konflikte gut lösen oder so-
gar vermeiden, dadurch, dass man miteinan-
der redet, bevor es explodiert. Mein Beruf ist 
Mediatorin und Anwältin. Bitte versucht mitei-
nander zu reden und jeweils auch aus der Per-
spektive der anderen Seite hinzuschauen. 
Wenn es einfach nicht mehr anders geht, 
muss man vielleicht sagen: We agree, that we 
disagree – wir können einfach nicht mehr mit-
einander, schauen wir doch, dass wir uns wo-
anders engagieren. Darauf läuft das Ganze ei-
gentlich hinaus. Das Wichtigste ist, dass man 
im Dialog klären kann, wie man eine Kirchge-
meinde am besten partnerschaftlich leitet und 
wie alle Aktiven einer Kirchgemeinde ihre Ga-
ben und Fähigkeiten am sinnvollsten und unter 
Einhaltung der geltenden und miteinander ver-
einbarten Arbeitsbedingungen einbringen kön-
nen. Um dieses gut aufeinander abgestimmte 
Gefüge zu schützen, braucht es griffige Instru-
mente und Regeln vor allem für Fälle, in denen 
ein Konflikt nicht mehr lösbar ist – zur Entlas-
tung aller Betroffenen. 
Abschliessend ist der Kirchenrat überzeugt, 
dass mit den beantragten Änderungen die 
Ziele der Motion – Optimierung der Aufsicht 
und damit verbunden die Vereinfachung und 

Beschleunigung von Konflikten – erreicht wer-
den können. Und nun sind wir natürlich ge-
spannt auf die Reaktion der Motionäre. Ich 
hoffe, wir genügen ihren Erwartungen. In je-
dem Fall dankt der Kirchenrat für die guten An-
regungen der Motionäre und beantragt die Zu-
stimmung zu den gestellten Anträgen. Ich 
danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Herzli-
chen Dank, Catherine Berger. Sigwin Spren-
ger, möchtest du als Motionär Stellung neh-
men?“ 
 
Sigwin Sprenger, Kirchgemeinde Bremgarten-
Mutschellen: „Ich möchte dem Kirchenrat für 
die umfangreiche Arbeit danken. Ich habe den 
Eindruck, das ist eine Verbesserung in diesem 
Bereich. Danke vielmals.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Ist Ein-
treten bestritten?“ 
 
Eintreten ist beschlossen. 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Wir 
können die Diskussion eröffnen. Zuerst wieder 
Wortmeldungen zur Botschaft. Keine? Dann 
können wir in die Synopse gehen. Die gesam-
ten §§ 58a–j der Kirchenordnung sollen aufge-
hoben werden. Gibt es dazu Wortmeldungen? 
Zu § 69?“ 
 
Claudio Schiess, Kirchgemeinde Brittnau: „Ge-
schätzte Anwesende, nur eine kleine Ver-
ständnisfrage. Wenn die Wählbarkeit entzogen 
wird, ist die Anstellung aber immer noch bis 
ans Ende der Legislatur?“ 
 
Catherine Berger, Kirchenrätin: „Nein, nach 
drei Monaten endet sie.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Ich 
gehe Seite für Seite durch und frage nach 
Wortmeldungen. Ich sehe keine. Dann sind wir 
durch die Synopse durch, und ich stelle wieder 
die obligate Frage, ob noch jemand auf etwas 
zurückkommen möchte. Wenn nicht, kommen 
wir zur Abstimmung.“ 
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Antrag 1 Kirchenrat 
1. Die Synode beschliesst  

a. die Teilrevision der Kirchenordnung 
(KO, SRLA 1.2-1); 

b. die Teilrevision des Dienst- und Lohn-
reglements für die ordinierten Dienste 
(DLD, SRLA 4.2-1). 

 
Abstimmung 
Die Synode stimmt Antrag 1 des Kirchenrats 
einstimmig zu. 
 
 
Antrag 2 Kirchenrat 
Diese Änderungen treten am 1. April 2026 in 
Kraft. 
 
Abstimmung 
Die Synode stimmt Antrag 2 des Kirchenrats 
einstimmig zu. 
 
 
Antrag 3 Kirchenrat 
Die Synode schreibt die Motion ab. 
 
Abstimmung 
Die Synode stimmt Antrag 3 des Kirchenrats 
einstimmig zu. 
 
Schlussabstimmung 
Die Synode stimmt dem gesamten Geschäft 
des Kirchenrats einstimmig zu. 
 
 
 
2025-0105 W1.0 
 
 
Beantwortung Motion von Jürg Luchsinger 
vom 18.09.2024 betreffend Teilnahme an 
Kirchenpflegesitzungen von ordinierten An-
gestellten insbesondere mit kleinen Stellen-
pensen 
 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Wir 
kommen zu Traktandum 13, Beantwortung der 
Motion von Jürg Luchsinger vom 18.09.2024 
betreffend Teilnahme an der Kirchpflegesit-
zung von ordinierten Angestellten insbeson-
dere mit kleinen Stellenpensen. Ich bitte Ro-
land Frauchiger von der GPK ans Mikrofon.“ 
 
Roland Frauchiger, Kirchgemeinde Thalheim, 
für die GPK: „Geschätzter Vizepräsident, werte 

Damen und Herren Kirchenräte, liebe Syno-
dale. Der Motionstext lautete so, dass der Kir-
chenrat prüfen solle, ob der Gesetzestext so 
angepasst werden könne, dass insbesondere 
bei kleinen Pensen der Ordinierten nicht ein 
übermässig grosser Anteil der Arbeitszeit für 
Kirchenpflegesitzungen aufgewendet werden 
müsse; der Kirchenrat solle der Synode eine 
entsprechende Vorlage unterbreiten. Wir ha-
ben das Geschäft schon an der letzten Synode 
hier behandelt. Im Grundsatz, denke ich, ist es 
gut angekommen, aber es hat gewisse Bei-
spiele gegeben, die mit der damaligen Lösung, 
dass man nämlich immer noch die Verknüp-
fung zwischen den beiden ordinierten Diensten 
hatte, etwas unglücklich herausgekommen 
wäre. Man konnte Beispiele konstruieren von 
Kirchgemeinden, wenn man für den einen 
Dienst, namentlich meistens das Pfarramt, 
eine Lösung wollte, die dann auch für den an-
deren Dienst, die Sozialdiakonie, Auswirkun-
gen hatte, die man eigentlich nicht wollte. Neu 
ist jetzt ein Vorschlag des Kirchenrats da, wo 
man das Delegationsprinzip anwenden kann; 
getrennt für die pfarramtlichen Dienste und für 
die sozialdiakonischen Dienste. Wahlweise die 
einen oder allenfalls auch beide; da ist eine 
grössere Flexibilität möglich. Es ist dem Kir-
chenrat ein Anliegen, dass die Dienste als sol-
che – im Delegationsprinzip dann halt nur ein-
zelne Personen – in der Kirchenpflege vertre-
ten sind und dort sowohl ihre Rechte als auch 
ihre Pflichten gegenüber der Kirchenpflege 
wahrnehmen können. Diese Lösung hilft jetzt 
sehr, vor allem, wenn es um einzelne kleine 
Pensen geht. Es gibt noch die Idee – und der 
Kirchenrat hat bereits einen Textvorschlag in 
die Botschaft geschrieben, damit nicht irgend-
welche fantasievollen Kreationen entstehen, 
wie man das formulieren könnte –, dass Sit-
zungsgelder separat für die Sitzungen ausbe-
zahlt würden. Dann würde es ausserhalb der 
Arbeitszeit gerechnet werden. Aus Sicht der 
GPK ist das nicht zu empfehlen, denn wir 
streuen uns damit Sand in die Augen. Es ist 
genau gleich Arbeitszeit, ob das im Pensum 
drin ist, mit dem man angestellt worden ist, 
oder ob die Sitzung einfach noch zusätzlich 
dazukommt. Man müsste dann halt sagen, an-
statt dass man zu 30% anstellt, stellt man zu 
32% an, und dann ist quasi die zusätzliche Zeit 
auch wieder kompensiert oder die Netto-Ar-
beitszeit bleibt, wenn man dem so sagen will. 
Die GPK empfiehlt, den Vorschlag des 
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Kirchenrats anzunehmen und die Motion abzu-
schreiben.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Danke, 
Roland Frauchiger. Für den Kirchenrat spricht 
Beat Maurer.“ 
 
Beat Maurer, Kirchenrat: „Geschätzter Vize-
präsident, liebe Synodale. Über diese Vorlage 
habt ihr schon viel gelesen und schon viel ge-
hört, und Roland Frauchiger hat jetzt alles tref-
fend zusammengefasst, was gesagt werden 
muss. Darum beziehe ich mich nur noch auf 
zwei Punkte, die mir und dem Kirchenrat wich-
tig sind. Das eine ist, dass wir eine Premiere 
geschaffen haben, indem wir bereits einen 
möglichen Zusatzantrag in die Vorlage ge-
schrieben haben. Das hat es meines Wissens 
noch nie zuvor gegeben. Wir haben diesen 
Weg gewählt, nicht, weil wir unsicher sind, ob 
unser Vorschlag gut ist und ob wir das genug 
bedacht haben, sondern, weil wir an der letz-
ten Synode gehört haben, dass dies Einzelnen 
von euch wichtig ist und dass es sogar Kirch-
gemeinden gibt, die dies bereits heute so 
handhaben. Ich spreche von der Sache mit 
dem Sitzungsgeld, statt dass die Sitzungen für 
die Ordinierten auf Arbeitszeit gehen. Wir sind 
aber klar der Meinung, dass Kirchenpflegesit-
zungen schlussendlich ein Auftrag der Ordi-
nierten im Sinne der partnerschaftlichen Ge-
meindeleitung sind. Sie müssen diese wahr-
nehmen und können nicht frei wählen, ob sie 
in die Kirchenpflege wollen oder ob sie nicht 
wollen oder ob sie bei einer Anstellung in zwei 
Kirchgemeinden vielleicht aus der Kirchen-
pflege einer der beiden Kirchgemeinden aus-
treten wollen. Diese Möglichkeit besteht für die 
ordinierten Dienste nicht. Darum ist für uns 
klar, es ist ein Teil der Anstellung, und man 
hat, solange man in einer Kirchgemeinde an-
gestellt ist, dieser Aufgabe nachzukommen. 
Darum gehört sie in das Pflichtenheft, und da-
rum gehört sie schlussendlich auch zur Ar-
beitszeit. Und wenn wir nun einen möglichen 
Zusatzantrag formulieren, dann geht es darum, 
den Wildwuchs in Bezug auf Formulierungen 
ein bisschen zu steuern. Wir vom Kirchenrat 
empfehlen aber, von unserem Gegenvorschlag 
keinen Gebrauch zu machen. 
Der zweite Punkt, den ich noch zu bedenken 
gebe, ist in der Vorbereitung der Synode auch 
wieder aufgekommen. Ja, könnte man nicht 
auch anstatt jemanden für vier Jahre zu dele-
gieren, ein Rotationsprinzip einrichten, damit 

diese Last auf mehrere Schultern verteilt ist 
und vor allem alle von ihrem Recht, in der Kir-
chenpflege Einsitz zu nehmen, Gebrauch ma-
chen können? Da sind wir als Kirchenrat klar 
der Meinung, dass es der Sache nicht dient, 
wenn es immer wieder Wechsel gibt. Wir fin-
den, es braucht eine gewisse Konstanz. Man 
muss auch ein gewisses Vertrauen in einem 
Gremium aufbauen können, wissen, wer ei-
nem gegenübersitzt, wenn man in eine Sitzung 
kommt. Von da her erachten wir es nach wie 
vor als sinnvoll, wenn man das Delegations-
prinzip anwendet, dass dieses für eine ganze 
Amtsperiode gilt und erst nachher wieder ein 
Wechsel stattfinden kann. Es ist uns klar, dele-
gieren bedeutet natürlich auch, ein Recht ab-
zugeben, auf etwas zu verzichten, das einem 
zusteht. Aber wenn ich es nur von dieser Seite 
her betrachte, dann macht das vielleicht gar 
nicht so viel Sinn, sondern die Idee dahinter ist 
– und das ist auch die Idee des Motionärs –, 
dass es auch einen Gewinn geben muss für 
die Person, die ihr Recht abgibt. Der Gewinn 
liegt darin, dass die Person Ressourcen frei 
hat, die sie für andere Aufgaben brauchen 
kann. Für genauso wichtige Aufgaben, wie der 
Einsitz in der Kirchenpflege, vielleicht sogar für 
Aufgaben, die ihr mehr Freude machen, als ei-
ner Kirchenpflegesitzung beizuwohnen. Wenn 
man das Delegationsprinzip einführt, dann ver-
zichtet man nicht einfach nur auf ein Recht, 
sondern man hat auch einen Gewinn. Das De-
legationsprinzip ist nicht eine Pflicht, sondern 
es ist ein Instrument, das man dort anwenden 
darf, wo es Sinn macht. Wenn die Anwendung 
des Delegationsprinzips dazu führt, dass der 
Gewinn für die Kirchgemeinde und für die An-
gestellten grösser ist, soll man es einführen. 
Wenn das nicht der Fall ist, muss man es 
selbstverständlich nicht einführen; man darf 
darauf verzichten und weiterhin alle Ordinier-
ten am Tisch der Kirchenpflege haben. In die-
sem Sinne bitte ich euch im Namen des Kir-
chenrats, dieser Vorlage zuzustimmen und die 
Motion abzuschreiben.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Herzli-
chen Dank, Beat Maurer. Ich frage den Motio-
när Jürg Luchsinger, ob er eine Stellungnahme 
abgeben möchte.“ 
 
Jürg Luchsinger, Kirchgemeinde Birr: „Meine 
Vorredner haben im Wesentlichen bereits ge-
sagt, was ich habe sagen wollen, darum halte 
ich mich kurz. Geschätzte Anwesende, zuerst 
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möchte ich dem Kirchenrat danken, dass er 
die Motion seinerzeit unkompliziert entgegen-
genommen hat. Christian Bieri hat, glaube ich, 
sogar gesagt, gerne entgegengenommen. Da 
ist der Kirchenrat einmal froh gewesen und hat 
Freude gehabt an einer Motion, und das ist 
auch zu goutieren. Er hat schnell reagiert, und 
er hat aus meiner Sicht dann eine gute Vor-
lage gebracht. Zur Überraschung vieler Syno-
daler gab es dann eine Diskussion und zur 
noch grösseren Überraschung vieler Synoda-
ler wurde dann der Antrag des Kirchenrats das 
letzte Mal zurückgewiesen. Der Kirchenrat ist 
jetzt wieder mit dieser Vorlage gekommen. Er 
hat sie präzisiert, er bleibt bei seiner Meinung, 
dass das Delegationsprinzip das richtige Prin-
zip, der gute Weg ist, um auf die Motion einzu-
gehen. Ich denke, das ist auch so. Der Kir-
chenrat hat auch präzisiert, warum der andere 
Weg der weniger gute und arbeitsrechtlich 
heiklere Weg ist, und darum denke ich, ist die 
Vorlage, wie wir sie jetzt haben, würdig, dass 
wir ihr zustimmen – damit wir nicht noch ein 
drittes Mal darüber diskutieren müssen. Bes-
ten Dank.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Danke, 
Jürg Luchsinger. Ist Eintreten bestritten?“ 
 
Eintreten ist beschlossen. 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Wir 
kommen zur Diskussion. Wir gehen wieder so 
vor, dass man Wortmeldungen zur Botschaft 
zu den Seiten 1 bis 4 machen kann. Keine 
Wortmeldungen. Dann gehen wir in die Sy-
nopse. Seite 1, § 44 Absatz 1 Kirchenordnung: 
Gibt es dazu Wortmeldungen?“ 
 
Kai Hinz, Kirchgemeinde Mittleres Fricktal: „Bei 
dieser Änderung des gesamten Gesetzestexts 
sind es eigentlich zwei Punkte, die mir aufstos-
sen. Das eine ist, dass die Mitwirkungsmög-
lichkeit der Pfarrpersonen in der Kirchenpflege 
durch die Reduktion auf weniger Pfarrperso-
nen im Stimmrecht verändert wird. Und das 
zweite ist, dass wir ja den Trend zu reduzierten 
Pensen haben. Mit Pfarrpersonen, die teil-
weise gar nicht mehr in der Kirchgemeinde be-
ziehungsweise nicht einmal mehr im Kanton 
Aargau wohnen. Wenn diese jetzt auch in der 
Kirchenpflege nicht mehr dabei sind, dann 
führt das meines Erachtens dazu, dass sich 
diese Pfarrpersonen überhaupt nicht mehr mit 
der Kirchgemeinde identifizieren. Es sind dann 

nur noch «externe Dienstleister». Ich glaube, 
die gewonnenen zwei Stunden, die sie nicht 
mehr an der Kirchenpflegesitzung teilnehmen 
müssen, führen einfach nur zu einem erhöhten 
Homeoffice-Pensum. Wir fördern damit die 
Homeoffice-Pfarrpersonen, so sehe ich das. 
Wenn jetzt der Grund für diese Motion der ist, 
dass es Kirchenpflegen gibt, die unverhältnis-
mässig viel Zeit in Kirchenpflegesitzungen ver-
braten – ich habe da etwas von fünf Stunden 
gehört –, dann wäre vielleicht eher zu empfeh-
len, dass diese Kirchenpflegen eine Weiterbil-
dung bekommen in Bezug auf effiziente Kir-
chenpflegesitzungsvorbereitung und -durch-
führung innerhalb angemessener Zeit. Ich 
denke, eine Kirchenpflegesitzung pro Monat ist 
angemessen und zwei Stunden sind auch an-
gemessen. Alles andere, was das überschrei-
tet, ist meines Erachtens fragwürdig.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Ist das 
eine Unmutserklärung, oder ist es ein Antrag? 
Wenn es ein Antrag ist, müssten wir das 
schriftlich haben.“ 
 
Kai Hinz, Kirchgemeinde Mittleres Fricktal: 
„Das ist kein Antrag, das ist meine Stellung-
nahme, warum ich die Motion ablehne. Dem 
Antrag 3 stimme ich zu, den Anträgen 1 und 2 
nicht.“  
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Möchte 
der Kirchenrat dazu Stellung nehmen, oder 
sollen wir weitermachen?“ 
 
Beat Maurer, Kirchenrat: „Ich möchte mich in 
dem Sinne wiederholen, dass es nicht eine 
Pflicht ist zu delegieren; man darf delegieren. 
In so einem Fall, wie ihn Kai Hinz soeben ge-
schildert hat, wo ausserkantonale Leute, die 
nicht mehr Einsitz in der Kirchenpflege haben, 
den Bezug zur Kirchgemeinde möglicherweise 
verlieren würden, muss man dies bei den 
Überlegungen berücksichtigen. Wenn das ein 
Grund ist, um nicht zu delegieren, muss man 
es nicht, und die Person kann selbstverständ-
lich weiter an den Sitzungen teilnehmen. Es 
macht nur Sinn, wenn ein Gewinn resultiert, 
und ist, wie gesagt, freiwillig.“ 
 
Rolf Arnold, Kirchgemeinde Mellingen: „Das 
Delegationsprinzip ist nicht nur eine freiwillige 
Sache, es kann auch eine Situation eintreten, 
wo das Delegationsprinzip angewendet wer-
den muss, nämlich dann, wenn die Anzahl 
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ehrenamtlicher Kirchenpflegemitglieder in der 
Unterzahl ist. Das heisst, es gibt einen ande-
ren Aspekt, da resultiert plötzlich eine Pflicht-
übung daraus, und dann muss man sich damit 
auseinandersetzen. Das zweite ist, auch beim 
Delegationsprinzip lässt die Kirchenordnung 
zu, dass die nicht stimmberechtigten ordinier-
ten Mitglieder an jeder Sitzung teilnehmen 
können. Was macht man jetzt, wenn es für 
eine ganze Amtsperiode gelten soll? Bei de-
nen, die stimmberechtigt sind, rechnet man 
das ins Pensum und bei den anderen, die es 
freiwillig machen, rechnet man es nicht ein? 
Was ist denn das für eine Behandlung der 
Leute, wenn man das Interesse hat, dass die 
Kirchgemeinden vorwärtskommen? Das dritte 
ist die Tendenz zu kleineren Pensen. Sie 
nimmt aus zwei Gründen zu. Aus dem einen 
Grund, den wir heute am Morgen bereits mehr-
fach diskutiert haben: Die Kirchgemeinden 
können sich gar nicht mehr grössere Pensen 
leisten, das heisst, sie gehen zurück. Der an-
dere Grund ist die gesellschaftliche Entwick-
lung, dass Leute grösseren Wert auf mehr 
Freizeit legen. Je kleiner das Pensum ist, 
desto grösser ist der relative Anteil von Sit-
zungszeit. Deshalb will ich beliebt machen, 
dass man nicht den Gegenvorschlag des Kir-
chenrats annimmt, sondern dass man wieder 
auf die Ursprungsmotion zurückgeht und diese 
Sitzungen mit Sitzungsgeldern abgelten soll – 
oder zumindest der Kirchgemeinde die Wahl 
lassen. Wenn die Situation angespannt wird, 
es fällt zum Beispiel eine Pfarrperson aus, eine 
andere macht die Stellvertretung, solange es 
noch innerhalb der Gemeinde ist, nimmt ein-
fach die Belastung zu. Wenn man das nachher 
wieder quasi kappt, dadurch, dass man sagt, 
die Sitzungen gehören auch noch rein, dann 
schiessen wir uns gleichzeitig in beide Knie.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Wenn 
dies ein Antrag ist, Rolf Arnold, dürfte ich das 
bitte noch schriftlich haben? Danke vielmals. 
Ich mache schon einmal weiter und komme 
dann nochmals darauf zurück, sobald der An-
trag bei uns ist. Gibt es weitere Wortmeldun-
gen? Nein? Wir unterbrechen die Sitzung für 
fünf Minuten, damit sich der Antragssteller kurz 
mit dem Kirchenrat austauschen kann. – Der 
Austausch hat ergeben, dass es kein Gegen-
antrag von Rolf Arnold ist, sondern ein Zusatz-
antrag, wie er auf Seite zwei, Punkt fünf der 
Botschaft formuliert ist: § 17 Absatz 6 (neu) 
DLD (Funktionsbeschrieb): Die Kirchenpflege 

kann beschliessen, dass für sämtliche ordi-
nierte Dienstnehmenden in der Kirchgemeinde 
die Teilnahme an den Sitzungen der Kirchen-
pflege nicht als Arbeitszeit gilt. In diesem Fall 
ist den ordinierten Dienstnehmenden das übli-
che Sitzungsgeld zu entrichten. Gibt es Wort-
meldungen zu diesem Zusatzantrag?“ 
 
Beat Maurer, Kirchenrat: „Ich habe ja bereits 
ausgeführt, dass wir als Kirchenrat dies anders 
sehen. Ich bin froh, dass Roland Frauchiger 
von der GPK auch unterstrichen hat, dass der 
Auftrag, in der Kirchenpflege teilzunehmen, 
Teil des Pensums ist. Wenn das, wofür die 
Person angestellt worden ist, nicht reicht, ist es 
einfacher, das Pensum um zwei oder drei Stel-
lenprozente zu erhöhen. Wir sind auf dieser Li-
nie, weil wir finden, dass man das nicht ausei-
nandernehmen kann. Es gehört zusammen, 
die Leute können nicht wählen, ob sie das 
wahrnehmen wollen, sondern es ist Teil ihrer 
Aufgaben, die sie als Angestellte haben.“ 
 
Martin Richner, Kirchgemeinde Koblenz: „Ge-
schätzter Vizepräsident, werter Kirchenrat, 
liebe Synodale. Eine kurze Bemerkung, in den 
allermeisten Fällen werden wir mit so einer Sit-
zungsgeldthematik ja die Pensen in den Ver-
trägen sein lassen. Das heisst, die Leute ha-
ben gleichviel Stellenprozente, aber wir zahlen 
gleichzeitig noch Sitzungsgelder. Das führt 
dann einfach zu Mehrkosten.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Wei-
tere Wortmeldungen? Dann kommen wir zu 
dem Zusatzantrag. Wir haben die GPK und 
den Kirchenrat gehört, die uns raten, ihn nicht 
anzunehmen. Aber wir haben den Antrag hier, 
und darum stimmen wir ordentlich darüber ab.“ 
 
 
Zusatzantrag (Botschaft Seite 2, Ziffer 5) 
Die Kirchenpflege kann beschliessen, dass für 
sämtliche ordinierte Dienstnehmenden in der 
Kirchgemeinde die Teilnahme an den Sitzun-
gen der Kirchenpflege nicht als Arbeitszeit gilt. 
In diesem Fall ist den ordinierten Dienstneh-
menden das übliche Sitzungsgeld zu entrich-
ten. 
 
Abstimmung 
Der Zusatzantrag wird mit zwei Ja-Stimmen 
grossmehrheitlich abgelehnt. 
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Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Danke, 
damit wird dieser Zusatzartikel nicht aufge-
nommen. Ich frage nochmals, ob jemand auf 
einen der Punkte zurückkommen möchte. 
Wenn nicht, kommen wir zur Abstimmung.“ 
 
 
Antrag 1 Kirchenrat 
1. Die Synode beschliesst  

a. die Teilrevision der Kirchenordnung 
(KO, SRLA 1.2-1); 

b. die Teilrevision des Dienst- und Lohn-
reglements für die ordinierten Dienste 
(DLD, SRLA 4.2-1). 

 
Abstimmung 
Die Synode stimmt Antrag 1 des Kirchenrats 
mit zwei Gegenstimmen und drei Enthaltungen 
zu. 
 
 
Antrag 2 Kirchenrat 
Diese Änderungen treten am 1. April 2026 in 
Kraft. 
 
Abstimmung 
Die Synode stimmt Antrag 2 des Kirchenrats 
mit einer Gegenstimme und zwei Enthaltungen 
zu. 
 
 
Antrag 3 Kirchenrat 
Die Synode schreibt die Motion ab. 
 
Abstimmung 
Die Synode stimmt Antrag 3 des Kirchenrats 
einstimmig zu. 
 
Schlussabstimmung 
Die Synode stimmt dem gesamten Geschäft 
des Kirchenrats mit zwei Gegenstimmen und 
zwei Enthaltungen zu. 
 
 
 

2025-0106 W1.0 
 
 
Motion von Jan Niemeier vom 26.09.2025 
betreffend die Rolle der Reformierten Kir-
che Aargau während der Corona-Pandemie 
 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Wir 

kommen zu Traktandum 14, «Die Rolle der 
Reformierten Kirche Aargau während der 
Corona-Pandemie – bleibende Verantwortung, 
mögliche Versäumnisse und zukünftige Orien-
tierung». Ich möchte dem Motionär Jan Nie-
meier die Möglichkeit geben, dazu Stellung zu 
nehmen.“ 
 
Jan Niemeier, Kirchgemeinde Seengen: „Sehr 

geehrter Synodevizepräsident, sehr geehrter 

Kirchenrat, sehr geehrte Synodale. Das Leben 

wird vorwärts gelebt und rückwärts verstan-

den. Dieser Satz wird Sören Kierkegaard zu-

geschrieben. Er beschreibt vieles, was Men-

schen prägt, auch den Weg unserer Kirche 

durch die Zeit und durch die Jahre der Pande-

mie. Die Corona-Zeit mit ihren Massnahmen 

hat uns alle gefordert. Auf sehr unterschiedli-

che Weise. Für manche waren diese Jahre ge-

prägt von Sorgen, Krankheit, Angst und Ab-

schieden. Für viele war es eine Zeit der Über-

forderung. Andere erlebten Entschleunigung 

oder mehr Ruhe, vielleicht auch das Gefühl, 

«im falschen Film» zu sein. Rückblickend ist 

vieles klarer, als es im Moment des Gesche-

hens war. Vielleicht lässt sich diese nachträgli-

che Klarheit nutzen – als Möglichkeit, aus ei-

ner aussergewöhnlichen Zeit etwas mitzuneh-

men, das uns zukünftig stärkt. Ich bin mir be-

wusst, dass grosse Aufgaben vor uns liegen. 

Eine umfassende Kirchenreform ist im Gang, 

und manche sagen vielleicht, der Blick zurück 

bringt wenig. Wir haben unser Bestes gege-

ben, ändern lässt sich nichts. Trotzdem scheint 

es mir wichtig, uns als Kirche die Zeit zu neh-

men, diese Phase bewusst zu betrachten. Die 

Pandemie war eine der grössten gesellschaftli-

chen Krisen seit Jahrzehnten und ging auch an 

uns nicht spurlos vorüber. Sie berührte Grund-

rechte, die unser kirchliches Leben prägen: 

Versammlungsfreiheit, Religionsfreiheit und 

die seelsorgerliche Begleitung von Menschen 

in sensiblen Situationen. Als Kirche verstehen 
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wir uns als Kompass, als Orientierung dafür, 

wie Leben gelingen kann. Dazu gehört auch 

die Suche nach Ausgleich zwischen dem 

Schutz des Lebens, der Wahrung von Freiheit 

und der Achtung der Menschenwürde. Wäh-

rend der Massnahmen bewegten wir uns in ei-

nem vorgegebenen Rahmen. In vielem waren 

uns die Hände gebunden, und gerade deshalb 

stellt sich die Frage, ob und wie wir damals un-

sere Sorge um den Menschen in den öffentli-

chen und innerkirchlichen Diskurs eingebracht 

haben. Und wie wir dies in ähnlichen Situatio-

nen künftig tun wollen. Aus dieser Überlegung 

ergeben sich für mich einige grundlegende 

Fragen: Wie sind wir mit der Spannung zwi-

schen staatlichen Vorgaben und unserer Ver-

antwortung für Menschen und Evangelium um-

gegangen? Wie hätten wir zu einem differen-

zierteren, ganzheitlicheren Umgang mit der 

Krise beitragen können? Theologisch, spiritu-

ell, seelsorgerlich, gesellschaftlich? Wo und für 

wen hätten wir unsere Stimme deutlicher ein-

bringen dürfen? Etwa für Kinder, für Verein-

samte, für Sterbende? Welche Erfahrungen 

schmerzen noch heute in Gemeinden und bei 

Mitarbeitenden? Und was dürfen wir aus ei-

nem Blick in die Kirchengeschichte lernen; aus 

den Erfahrungen der Kirche im Umgang mit 

früheren Krisen und Seuchen? Das alles, da-

mit wir in vergleichbaren Situationen hand-

lungsfähig bleiben, getragen von dem, was wir 

heute wissen und verantworten können. Zur 

Krise gehören viele Stimmen, auch jene, die 

sich damals nicht gehört fühlten. Zur Krise ge-

hören Erfahrungen von Nähe und Distanz, von 

gelingender Seelsorge und von Momenten, in 

denen Menschen unseren Beistand vermisst 

haben. All das gehört zu unserer Geschichte, 

und was Teil unserer Geschichte ist, darf Teil 

unserer Aufmerksamkeit werden. Die vorlie-

gende Motion will keine bestimmte Sichtweise 

transportieren. Es geht nicht darum, ob Sie je-

den Aspekt der Begründung teilen. Vielleicht 

können Sie Vieles unterschreiben. Vielleicht 

lehnen Sie einiges ab – oder das meiste. We-

sentlich ist heute etwas anderes: Sehen Sie 

grundsätzlich einen Sinn darin, als Kirche zu 

verstehen, was die Corona-Zeit mit uns ge-

macht hat? Finden Sie es wertvoll, zu erken-

nen, was wir mitgetragen haben und wo uns 

etwas entglitten ist, und halten Sie es für 

wichtig, aus solcher Erkenntnis zu lernen? Die 

Motion lässt offen, wie ein solcher Prozess ge-

staltet werden soll. Der Kirchenrat hat die Frei-

heit, Inhalt, Form und Umfang selbst zu be-

stimmen. Ob als Bericht, als Umfrage, als the-

ologisches Nachdenken, als Gespräch mit Be-

troffenen, als Kombination verschiedener Ele-

mente oder in einer ganz anderen Form. Dabei 

kann er, wenn es ihm hilfreich scheint, auch 

Arbeitsgruppen einbeziehen, um den Prozess 

zu entlasten und breiter abzustützen. Das ent-

scheidende Anliegen der Motion ist die Bereit-

schaft, hinzuschauen, mit der gleichen Sorg-

falt, mit der wir als Kirche auch in anderen Be-

reichen hinschauen und handeln. Achtsamkeit 

gehört zu unseren Kernkompetenzen, und es 

entspricht unserem Selbstverständnis, sie 

auch in diesem Bereich walten zu lassen. Vie-

len Dank.“ 

 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Bevor 
ich dem Kirchenrat das Wort gebe, noch kurz 
eine Information an alle, für die nicht das tägli-
che Brot ist, was eine Motion ist und was damit 
gemacht wird. Ich hätte dies am Anfang ma-
chen sollen, habe es jedoch vergessen. Als 
erstes hat der Motionär das Wort gehabt, um 
seine Motion zu begründen. Als nächstes wird 
jemand vom Kirchenrat dazu Stellung nehmen. 
Wenn der Kirchenrat bereit ist, die Motion an-
zunehmen und aus der Synode nicht der An-
trag kommt, sie nicht anzunehmen, ist sie 
überwiesen. Wenn jemand aus der Versamm-
lung sich dagegen ausspricht, ist die Diskus-
sion eröffnet, und am Schluss wird abge-
stimmt, ob die Motion überwiesen wird oder 
nicht. Wenn der Kirchenrat sie ablehnt, dann 
ist die Diskussion automatisch eröffnet, und 
am Schluss wird ebenfalls darüber abge-
stimmt, ob die Motion überwiesen oder abge-
lehnt wird. Wird die Motion überwiesen, muss 
der Kirchenrat der Synode innert Jahresfrist 
eine Vorlage zur Beantwortung der Motion un-
terbreiten oder – wenn es etwas Grösseres ist 
– die Synode über den Stand der Bearbeitung 
informieren. Der Kirchenrat ist, anders als im 
staatlichen Kontext, nicht an den Motionstext 
gebunden, das heisst, er kann auch eine ab-
weichende Meinung vertreten und der Synode, 
wie wir es heute schon einmal gesehen haben, 
einen Gegenvorschlag machen. Dies einfach 
als Information zu dem, was jetzt weiter auf 
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uns zukommen wird. Und jetzt darf ich dich, 
Christoph Weber-Berg, ans Mikrofon bitten.“ 
 
Christoph Weber-Berg, Kirchenratspräsident: 
„Geschätzter Vizepräsident, liebe Synodale. 
Der Motionär lädt den Kirchenrat dazu ein, sich 
– aus der Distanz einiger Jahre – vertieft mit 
den Herausforderungen der Corona-Zeit ausei-
nanderzusetzen und, wie im Text der Motion 
steht, «mit einer aufrichtigen Aufarbeitung das 
Vertrauen wiederherzustellen», das seiner Auf-
fassung nach seinerzeit beschädigt worden 
sei. Mit der Motion auf meinem Schreibtisch 
habe ich in den Verzeichnissen meines Com-
puters gegraben und bin auf einen Bericht ges-
tossen, den ich damals an der Synode gege-
ben habe. Ich habe dann auch das Protokoll 
der nachgeholten Synode vom 23. September 
2020 hervorgeholt, die nicht im Juni hat statt-
finden können, sondern erst im September, in 
der Trafohalle Baden. Dort habe ich unter 
Traktandum 11, Informationen des Kirchen-
rats, rapportiert. Ich werde euch paraphrasie-
ren, was ich damals gesagt habe, aber man 
kann es auch in diesem Protokoll nachlesen. 
Es war eine Aufarbeitung der ersten Zeit des 
Lockdowns im Herbst 2020. Der Bericht zeigt, 
unter welchen Bedingungen der Kirchenrat 
und der Krisenstab, den der Kirchenrat einge-
setzt hat, damals gearbeitet haben. Es wird 
berichtet, wie Entscheidungen getroffen wor-
den sind, und der Bericht zeigt auch, dass der 
Kirchenrat schon damals die Situation differen-
ziert beurteilt hat. Insbesondere kommt im Be-
richt zum Ausdruck, wie wir uns damals einge-
setzt haben – auf Ebene der Landeskirchlichen 
Dienste und des Kirchenrats, aber auch auf 
der Ebene Evangelisch-reformierte Kirche 
Schweiz EKS. Wir haben zum Beispiel dafür 
gesorgt, dass die Themen Gottesdienste und 
Beerdigungen überhaupt erst auf dem Radar 
der Behörden aufgetaucht sind. In den ersten 
Massnahmen, die vom Bund herausgegeben 
worden sind, sind Beerdigungen gar nicht vor-
gekommen. Wir haben das Thema ins System 
hineingegeben, und die Bundesbehörden 
mussten sich damit auseinanderzusetzen und 
entsprechende Weisungen herausgeben. Wir 
haben uns dafür eingesetzt, dass kirchliches 
Leben unter den damals herrschenden Bedin-
gungen überhaupt möglich wurde. Ich muss 
korrigieren, was Jan Niemeier vorhin gesagt 
hat: Die Religionsfreiheit zum Beispiel war nie 
eingeschränkt, es war bloss die Versamm-
lungsfreiheit eingeschränkt. Das behindert 

natürlich schon die Ausübung der Religion; 
doch die Religionsfreiheit war jederzeit ge-
währleistet. Wir haben dafür gekämpft, uns da-
für eingesetzt, dass unter den herrschenden 
Bedingungen der Einschränkung der Ver-
sammlungsfreiheit die religiöse Praxis so gut 
wie möglich hat aufrechterhalten werden kön-
nen. Wir haben damals in kürzester Zeit Fern-
sehgottesdienste organisiert. Ich mag mich er-
innern, zweieinhalb Stunden nachdem wir die 
Idee am Stritengässli gehabt hatten, haben wir 
eine Zusage von Tele M1 erhalten, nach zwei-
einhalb Stunden! Wir haben uns mit kantona-
len Stellen vernetzt und mit den Schwesterkir-
chen im Rahmen der EKS. Wir haben unsere 
Anliegen gebündelt und gegenüber kantonalen 
Stellen und Bundesstellen eingebracht. Der 
Bericht zeigt auch – im Synodeprotokoll kann 
man es nachlesen –, wie der Kirchenrat bereits 
dazumal differenziert zurückgeschaut und be-
dauert hat, dass da und dort möglicherweise 
ein Entscheid hätte besser getroffen werden 
können. Aber, Sie erinnern sich, all das ist aus 
dem Homeoffice heraus vor den Bildschirmen 
passiert, und was der Kirchenrat auch aus-
drücklich gewürdigt hat, ist die hervorragende 
Arbeit, die in dieser schwierigen Zeit in all un-
seren Kirchgemeinden geleistet worden ist. 
Wie engagiert Mitarbeitende und Ehrenamtli-
che dafür gesorgt haben, dass vor Ort an der 
Basis Kirche möglich und lebendig und erfahr-
bar gewesen ist. Natürlich, es war nicht das 
Vollprogramm. Natürlich gab es einsame Men-
schen, Menschen in Heimen, die nicht besucht 
werden konnten. Das ist uns alles bewusst; 
aber der Kirchenrat hat damals gewürdigt, was 
für erstaunliche Ressourcen in euren Kirchge-
meinden mobilisiert worden sind, die die Ge-
meinschaft in dieser Notzeit gestärkt haben. 
Die Aufarbeitung des Geschehens ist laufend 
passiert, und auch im Synodeprotokoll vom 
2. Juni 2021 kann man das wieder nachlesen: 
Damals hat die Synode die Befugnisse des 
Kirchenrats in Krisensituationen reglementiert. 
Man hat damals schon aus der Erfahrung des 
Vorjahrs Lehren gezogen und das in unser Re-
gelwerk aufgenommen. Man hat eine gesetzli-
che Grundlage geschaffen, wie der Kirchenrat 
Kirchgemeinden unterstützen kann, um kirchli-
ches Leben zu ermöglichen, wenn die norma-
len Ordnungen in einer Krise nicht mehr stand-
halten. Es fand damals eine lebhafte Synode-
debatte statt – das kann man ebenfalls im Pro-
tokoll nachlesen. Der Motionär wünscht jetzt 
eine erneute Aufarbeitung. Ich glaube 
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tatsächlich, dass dies nicht viel zusätzlichen 
Nutzen stiften würde, für den Kirchenrat und 
für die Landeskirchlichen Dienste jedoch mit 
einem nicht zu unterschätzenden Aufwand ver-
bunden wäre. Für eine vertiefte Aufarbeitung 
müssten wir eigentlich eine externe Stelle be-
auftragen, was entsprechende finanzielle Fol-
gen hätte. Eine interne Aufarbeitung würde 
sehr viele Ressourcen bei uns binden; relativ 
wenig neue Erkenntnisse zu Tage fördern – 
und ich befürchte auch, dass der Motionär 
dann nicht wirklich glücklich wäre mit dem, 
was wir selber aufarbeiten, weil wahrscheinlich 
wenig Neues herauskäme. Mein Eindruck ist – 
wie der Duktus der Motion zeigt –, dass die 
Haltung des Motionärs und seine Beurteilung 
dieser Zeit von derjenigen des Kirchenrats ab-
weicht. Zudem ist mir eine Stelle ein bisschen 
in die Nase gestochen, und zwar auf Seite 2 
im untersten Drittel, wo steht: «Die Geschichte 
mahnt zu Wachsamkeit, so wie im 20. Jahr-
hundert Römer 13 («Alle Obrigkeit ist von 
Gott») zur unkritischen Legitimation von Wei-
sungsmacht missbraucht wurde, stellt sich 
auch heute die Frage, ob kirchliche Obrig-
keitstreue die ethische Urteilsfähigkeit und pro-
phetische Kraft der Kirche geschwächt hat». 
Falls der Motionär mit diesem Hinweis auf die 
Situation der deutschen Kirche im «Dritten 
Reich» anspielen sollte, dann wäre dies eine 
Verwechslung zwischen der Machtanmassung 
einer Diktatur und einer demokratisch legiti-
mierten Regierung auf Bundes- und Kantons-
ebene, welche in einer Krisensituation versu-
chen muss, die Ordnung aufrechtzuerhalten. 
Man kann tatsächlich unterschiedlicher Auffas-
sung sein, aber in diesem Punkt liegt eine Ver-
wechslung vor. Von uns als Kirche wird nicht 
Obrigkeitstreue verlangt. Von uns wird die Ein-
haltung der demokratischen und rechtsstaatli-
chen Ordnung verlangt. Kritik und Anregun-
gen, die wir dazumal als Kirche eingebracht 
haben, sind aufgenommen worden. Ich habe 
ein Beispiel genannt, bis zum Bundesrat hinauf 
sind unsere Inputs wahrgenommen worden. 
Und unsere Regierung hat darauf reagiert. Wir 
waren in Interaktion – also eine ganz andere 
Situation. Ich glaube, die Einschätzungen lie-
gen weit voneinander entfernt. Der Zusatznut-
zen einer Aufarbeitung wäre gering und der 
Aufwand sehr gross. Ich bin sicher, wir haben 
gelernt von dieser Zeit. Alle, die dazumal ha-
ben Verantwortung übernehmen müssen, wis-
sen, dass man im Rückblick den einen oder 
anderen Entscheid hätte anders fällen können. 

Zukünftige Krisen haben ein anderes Gesicht, 
und ja, wir befassen uns mit der Zukunft, mit 
der Reform unserer Kirche – das hat der Moti-
onär auch gesagt –, und wir wollen unsere 
Ressourcen, Ihre Ressourcen, in die Zukunft 
der Kirche, in diese Reform investieren. Der 
Kirchenrat bittet Sie, die Motion nicht zu über-
weisen. Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksam-
keit.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Aus 
den Worten des Kirchenratspräsidenten ist zu 
entnehmen, dass der Kirchenrat diese Motion 
nicht entgegennimmt, und damit ist die Diskus-
sion in der Synode eröffnet. Wenn es Wortmel-
dungen gibt, dann bitte melden.“ 
 
Andreas Graber, Kirchgemeinde Brittnau: „Ge-
schätztes Vizepräsidium, geschätzte Damen 
und Herren Kirchenräte, geschätzte Synodale. 
Ich spreche im Namen der Evangelischen 
Fraktion. Die Abstimmung in unserer Frakti-
onssitzung hat praktisch das einstimmige Re-
sultat ergeben, dass wir diese Motion nicht 
überweisen wollen. Die Begründungen sind 
unter anderem: Während der Pandemie hat es 
auch einen Haufen Verletzungen gegeben. 
Viele sind mittlerweile geheilt, und wir wollen 
nicht, dass sie noch einmal aufgerissen wer-
den. Vor 2020 war 1918 die letzte Pandemie, 
die «Spanische Grippe». In diesen rund 
100 Jahren hat sich sehr vieles verändert, mit 
der Digitalisierung, medizinisch und so weiter. 
Wann die nächste Pandemie auftritt, wissen 
wir nicht. Sicher ist jedoch, dass es bis dann 
auch wieder verschiedene Veränderungen ge-
ben wird, die die Handhabung beeinflussen 
werden. Christoph Weber-Berg hat gesagt, in 
vielen Kirchgemeinden war man sehr kreativ, 
man hat trotz allem Dienste anbieten und das 
kirchliche Leben erhalten können. Der Kirchen-
rat selbst hat bereits viel aufgearbeitet. Mit der 
Überweisung dieser Motion würden, wir teilen 
diese Meinung, unnötig Ressourcen gebun-
den. Danke für die Aufmerksamkeit.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Gehe 
ich richtig in der Annahme, dass es keine wei-
teren Wortmeldungen mehr gibt? Dann kom-
men wir zur Abstimmung.“ 
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Antrag Jan Niemeier: 
Überweisung der Motion an den Kirchenrat. 
 
Abstimmung 
Die Motionsüberweisung wird grossmehrheit-
lich (acht Ja-Stimmen) abgelehnt. 
 
 
 
2025-0107 B1.0 
 
 
Immobilienstrategie der Landeskirche (In-
formationstraktandum) 
 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Wir 
kommen zu Traktandum 15, und das gibt für 
mich eine Pause, weil es ein Informationstrak-
tandum ist. Ich werde natürlich trotzdem zuhö-
ren und nicht abschalten. Rolf Fäs, du berich-
test über die Immobilienstrategie der Landes-
kirche.“ 
 
Rolf Fäs, Kirchenrat: „Wir haben nun einen 
speziellen Wechsel von der Thematik her. Wir 
haben bekanntlich allen Kirchgemeinden emp-
fohlen, eine Immobilienstrategie zu erstellen, 
und die meisten haben dies auch gemacht und 
leisten sehr gute Arbeit an vielen Orten. Da 
kam die berechtigte Frage aus eurem Kreis, 
wie es denn mit der Immobilienstrategie der 
Landeskirche aussehe. Diesen Input haben wir 
gerne aufgenommen und möchten nun dar-
über informieren. 
Bei der Immobilienstrategie spielt eine Rolle, 
was wir haben und was wir nicht haben. Das 
heisst, welche Immobilien gehören uns, und 
wo sind wir eingemietet? Wir arbeiten an die-
ser Strategie. Sie haben gesehen, dass im 
Budget teilweise eine Art Einschränkung ge-
macht wurde. Dabei geht es um mögliche Im-
plikationen für das Budget, je nach dem, was 
wir machen im Bereich der Immobilien. Aus 
diesem Grund wollen wir heute unsere Situa-
tion erklären und über unsere Immobilienstra-
tegie informieren. Zuerst einmal rede ich dar-
über, was wir haben. Wir haben die Liegen-
schaft des Heimgartens in Aarau; das Ge-
bäude wurde soweit bekannt in den 1950er 
Jahren gebaut. Für heutige Ansprüche ist das 
Gebäude ungenügend. Die Mieterin ist heute 
die Stiftung Heimgärten Aargau. Der Kanton 
legt den Mietbetrag fest, den die Heimgärten 
bezahlen müssen. Er liegt bei rund 

CHF 150'000 pro Jahr, und wir haben hohe 
Unterhaltskosten. Wie ich bereits sagte, ist das 
Gebäude schon älter, und die Zimmer entspre-
chen nicht dem Standard, den der Kanton 
heute vorschreibt. Nachdem wir die Tätigkeit in 
eine Stiftung ausgelagert haben, brauchen wir 
als Landeskirche die Gebäude eigentlich nicht 
mehr. Dazu kommt, dass wir in den letzten 
Jahren sehr viel in den Heimgarten Aarau in-
vestiert haben. Gerade kürzlich mussten wir 
den Personenlift erneuern lassen, wir haben 
Probleme mit den Abwasserleitungen; wir ha-
ben in den letzten zehn Jahren ungefähr 
CHF 1,3 Millionen in den Bau investiert. Dann 
haben wir die Liegenschaft des Heimgartens in 
Brugg. Das ist dem einen oder anderen sicher-
lich auch bekannt; wir hatten dazu ja bereits 
mehrere Synodevorlagen. Dort ist der Stand, 
dass wir bis auf die Heizung fertig sind. Diese 
machen wir im Frühling, damit wir rechtzeitig 
auf das Ende der Amtsperiode die Kredite ab-
rechnen können. Auch dort ist die Stiftung 
Heimgärten Aargau Mieterin. Der Mietertrag 
beträgt rund CHF 210’000 und die Unterhalts-
kosten ungefähr CHF 37’000 pro Jahr. Dort 
haben wir in den letzten zehn Jahren ungefähr 
CHF 2,4 Millionen investiert. Im Zusammen-
hang mit der Übertragung der Tätigkeit an die 
Stiftung Heimgärten Aargau kam seinerzeit 
aus der Synode die Frage, warum man der 
Stiftung die Liegenschaften nicht schenke. 
Nachdem wir in zehn Jahren rund CHF 4 Milli-
onen investiert haben, müssen wir vielleicht 
nochmals über das Thema Schenkung reden. 
Das scheint mir ein relativ grosser Betrag zum 
Schenken. Zudem haben wir Einschränkungen 
bei diesen Liegenschaften, und zwar können 
wir sie nicht einfach «Best Price» verkaufen, 
denn wenn wir dies machen würden, könnten 
die Heimgärten Aargau nicht mehr existieren. 
Das heisst, wir müssen einen Käufer mit einem 
besonderen Profil suchen, der uns gewährleis-
tet, dass die Heimgärten Aargau die Räumlich-
keiten auch in den nächsten zehn, zwanzig 
Jahren weiterhin nutzen können; es sei denn, 
sie würden selbst ausziehen. Es ist eine an-
spruchsvolle Geschichte. Momentan sind wir 
daran, den Wert der Liegenschaften zu schät-
zen und nachher zu überlegen, wie wir damit 
umgehen wollen. Sie sehen auch, dass die Ar-
beit, die wir haben – mit den beiden Liegen-
schaften der Heimgärten Aargau im Speziellen 
–, in den Landeskirchlichen Diensten erheblich 
ist. Zumal wir keine Bauspezialisten und des-
halb immer auf Dritte angewiesen sind. Wenn 
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wir die Heimgärten Aargau verkaufen könnten 
– gegen einen vernünftigen Preis selbstver-
ständlich –, würde uns das viel Arbeit einspa-
ren in den Landeskirchlichen Diensten. 
Dann gehören uns zwei weitere Objekte, eher 
Nebenobjekte: Das eine ist ein Einfamilien-
haus an der Zurlindenstrasse in Aarau – für 
die, die es kennen, es ist hinten an der Halte-
stelle Binsenhof der WSB. Es ist an eine Pri-
vatperson vermietet, befindet sich an bester 
Lage und die Rendite – naja. Wir müssen auch 
hier noch genau wissen, was es wert ist. Es ist 
in dem Sinne unterhaltsbedürftig, dass Ver-
schiedenes gemacht werden müsste. Wir ha-
ben bisher einfach immer nur das Nötigste ge-
macht. Auch dort muss man überlegen, was 
man mit dem Gebäude macht. Das andere 
sind die vier Wohnungen am Langsamstig in 
Lenzburg. Ich kann mir nicht vorstellen, dass 
jemand bereits in der Synode gewesen ist, als 
man diese Wohnungen seinerzeit gekauft hat. 
Es sind vier Wohnungen, die ans HEKS ver-
mietet sind. Der Mietertrag pro Jahr beträgt für 
die vier Wohnungen CHF 34’200. Es sind zwei 
Eineinhalb-, eine Zweieinhalb und eine Drei-
einhalb-Zimmerwohnung. Der durchschnittli-
che Liegenschaftsunterhalt frisst die Hälfte der 
Mieteinnahmen weg. Die Liegenschaft ist in 
die Jahre gekommen. Es braucht sowohl im 
Fassaden- als auch im Dachbereich eine Sa-
nierung. Der Erneuerungsfonds ist extrem tief 
dotiert. Das heisst, es wird unweigerlich zu 
Diskussionen mit unseren Mieterinnen und 
Mietern kommen – beziehungsweise mit allen 
anderen Eigentümern. Aus diesem Grund 
müssen wir gut überlegen, was wir mit dieser 
Liegenschaft machen. 
Nun komme ich zu dem, was uns nicht gehört, 
beziehungsweise, einigen von Ihnen gehört es 
wohl teilweise – nämlich denjenigen, die bei 
der Landeskirche angestellt und in der Pensi-
onskasse der Landeskirche versichert sind. 
Das Haus der Reformierten am Stritengässli 
10 hat ja seinerzeit die Pensionskasse gebaut, 
und die Landeskirche mietet das Gebäude. 
Unsere Mietausgaben sind neu etwas gestie-
gen, sie sind das erste Mal indexiert worden, 
und betragen gemäss Vertrag rund 
CHF 300’000. Wir haben seinerzeit noch etwa 
CHF 1,3 Millionen in den Mieterausbau inves-
tiert. Wenn man das auf zwanzig Jahre hoch-
rechnet, sind wir bei etwa CHF 350’000, die 
wir als jährlichen Aufwand haben. Wir haben 
einen Teil des Gebäudes bereits für ca. 
CHF 40'000 pro Jahr untervermietet. Da gehört 

zum Beispiel das Dienstleistungszentrum DLZ 
dazu, es zahlt Untermiete, damit man das Kos-
tendeckungsprinzip beim DLZ einhalten kann. 
Der durchschnittliche Liegenschaftsunterhalt 
liegt in den letzten paar Jahren etwa bei 
CHF 26’000 pro Jahr. Der Kirchenrat ist der 
Auffassung, dass es sinnvoll wäre, darüber 
nachzudenken, die beiden Liegenschaften der 
Heimgärten Aargau zu verkaufen und dafür 
das Stritengässli 10, das wir ja auch selbst nut-
zen, zu kaufen. Wir haben mit der Pensions-
kasse Verhandlungen aufgenommen. Wir ha-
ben aber noch kein Resultat – es muss dreimal 
geschätzt werden und die Schätzungen müs-
sen übereinstimmen, da arbeiten wir noch eine 
Weile dran. Aber wir haben es eingeleitet. Da-
neben haben wir noch eine andere Stossrich-
tung. Beim Stritengässli 10 möchten wir den 
Anteil an (Unter-) Vermietungen erhöhen, weil 
wir immer weniger Leute haben, die bei uns 
angestellt sind und vor Ort arbeiten. Auch hier 
arbeiten wir daran, damit wir die Kosten redu-
zieren können. Die Mehreinnahmen bzw. Min-
derausgaben könnten in einem der nächsten 
Jahre dann zu einer Verbesserung der Er-
tragslage führen. Soweit meine Ausführungen 
heute. Es sind bisher keine Entscheidungen 
getroffen worden vom Kirchenrat. Wir sind an 
den Vorbereitungsarbeiten und der Klärung 
der Fakten. Danke vielmals für die Aufmerk-
samkeit.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Herzli-
chen Dank, Rolf Fäs. Es ist keine Diskussion 
vorgesehen, aber wenn es eine Verständnis-
frage gibt, kann Rolf Fäs sie vielleicht noch be-
antworten. Wenn nicht, herzlichen Dank für die 
Informationen.“ 
 
 
 
2025-0108 B1.0 
 
 
Weitere Informationen des Kirchenrats 
 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Wir 
kommen zu Traktandum 16, Informationen aus 
dem Kirchenrat, und ich darf Christoph Weber-
Berg ans Mikrofon bitten.“ 
 
Christoph Weber-Berg, Kirchenratspräsident: 
„Geschätzter Vizepräsident, liebe Synodale. 
Ich darf Ihnen folgende Mitteilungen aus dem 
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Kirchenrat machen. Das erste betrifft das 
Dienstleistungszentrum Finanzen DLZ. Dort 
wird die jetzige Leiterin Marlène Roth im 
Herbst 2026 die Leitung abgeben. In der Zwi-
schenzeit ist der Rekrutierungsprozess für die 
Nachfolge gestartet und die Betriebskommis-
sion DLZ ist zuversichtlich, dass man diesen 
Prozess noch in diesem Jahr abschliessen 
kann und weiss, wie diese Nachfolge im DLZ 
ab Herbst 2026 geregelt wird. Es wird voraus-
sichtlich eine Co-Leitung geben. Im Moment ist 
das DLZ daran, alle Anstellungsverfügungen 
aller Mitarbeitenden der angeschlossenen 
Kirchgemeinden zu überarbeiten und so weit 
wie möglich zu vereinheitlichen. Da braucht es 
auch ein paar rechtliche Abklärungen, aber 
das Ziel ist, dass Anstellungsverfügungen di-
rekt in der Business-Software integriert sind 
und so standardisiert sind, wie das in Unter-
nehmen und anderen Verwaltungen längst der 
Fall ist. So kann man die Fehlerquoten redu-
zieren und die Rechtssicherheit stärken. 
Themenwechsel, zur Präsenz der Kirche an 
den Kantonsschulen. Da haben wir eigentlich 
das meiste, was ich aufgeschrieben habe, be-
reits gehört. § 89 Kirchenordnung wurde mit ei-
ner Kann-Formulierung ergänzt, und im Mo-
ment ist eine Arbeitsgruppe daran, zu prüfen, 
wie man weiterhin an den Schulen präsent 
sein könnte. Man muss sich bewusst sein, 
dass dies nur punktuell passieren kann, zum 
Beispiel mit Referaten, Workshops, Exkursio-
nen, Projektwochen oder eventuell auch – dar-
über ist im Moment jemand am Nachdenken, 
man konnte es auch am Kirchenfest erleben – 
mit Podcasts. Dies ist ein Format, das sehr 
beliebt ist. Auf Anfrage kann man allenfalls 
auch besondere Veranstaltungen wie das Reli-
gionsforum unterstützen. All das soll sich nicht 
auf das Ergänzungsfach Religion beschrän-
ken, sondern auch darüber hinaus angeboten 
werden können. Aber das ist immer auch stark 
von der personellen Situation an den jeweili-
gen Schulen abhängig. Es braucht den Good-
will von Seiten der Schule, sonst haben wir gar 
keine Chance. Da zählen wir auf den Draht, 
den wir nach wie vor über die uns bekannten 
Lehrpersonen haben. Es freut uns sehr, dass 
Joël Guggisberg, der sich verschiedentlich für 
das Thema engagiert hat, auch bereit ist, in 
der Arbeitsgruppe mitzuwirken. 
Thema Zeitung «reformiert.»: Es wurde diesen 
Sommer eine Leserschaftsbefragung durchge-
führt. Solche repräsentativen Befragungen gibt 
es regelmässig. Das Forschungsinstitut 

Demoscope hat mehr als 1000 Personen aus 
den Kantonen Aargau, Graubünden und Zürich 
befragt. Die Auswahl erfolgte zufällig, nur 39% 
der Befragten haben sich mit der Kirche ver-
bunden gefühlt und nur die Hälfte von diesen 
Befragten nimmt gelegentlich an kirchlichen 
Aktivitäten teil. Das heisst, die Befragung gibt 
auch ein gutes Bild, wie «reformiert.» bei soge-
nannt Kirchenfernen oder solchen, die nicht so 
aktiv engagiert in einer Kirchgemeinde mitma-
chen, ankommt – und das ist ja eigentlich ein 
wichtiger Indikator. Die Resultate zeigen, dass 
die Nutzung von «reformiert.» seit der letzten 
Befragung 2009 mehr oder weniger konstant 
geblieben ist. 71% der Befragten nutzen die 
gedruckte Zeitung, indem sie kurz darin blät-
tern, einzelne Beiträge lesen oder sogar mehr 
oder weniger die ganze Ausgabe lesen. Und – 
das steht jetzt da nicht mehr drin, aber ich 
kann mich erinnern, sehr guten Anklang finden 
die Themenschwerpunkte, die sich manchmal 
in der Mitte befinden. Erwartungsgemäss ist 
bei älteren Personen die Nutzung höher als bei 
jüngeren. Aber sie ist auch bei den Jungen 
mehr oder weniger stabil, wenn auch auf tie-
fem Niveau. Eng verbundene Mitglieder sowie 
Frauen lesen «reformiert.» häufiger, und die 
Lesedauer hat sogar ein bisschen zugenom-
men im Vergleich zu vergangenen Befragun-
gen. Die Gemeindebeilage, die «reformiert.» 
beiliegt, wird von 87% der Befragten beachtet. 
Das heisst, fast 9 von 10 derjenigen, die «re-
formiert.» zumindest durchblättern, beachten 
die Gemeindebeilage, es ist also ein wichtiges 
Transportmedium. Von denen, die «refor-
miert.» nicht lesen, schauen dennoch 22% die 
Gemeindebeilage kurz an. Ein Indikator dafür, 
dass die Leute eben doch wahrnehmen, «ah 
ja, ich bin reformiert und gehöre zur Kirchge-
meinde XY». Auf den sozialen Medien ist die 
Beachtung noch relativ tief, dessen sind sich 
die Herausgeberschaften in allen Kantonen 
bewusst. Daran muss man noch arbeiten. Es 
würde zu weit führen, jetzt hier im Detail weiter 
auf die Ergebnisse der Leserschaftsbefragung 
einzugehen, aber draussen liegen gedruckte 
Exemplare des Berichts von Demoscope auf. 
Ihr könnt euch dort bedienen, und wenn nicht 
genug Exemplare vorhanden sind, kann man 
sie bei der Landeskirche nachbestellen. Um 
euch das Ganze noch etwas schmackhaft zu 
machen liegen, zudem «Schläckstängel» auf. 
Diese seien sehr beliebt gewesen am Kirchen-
fest, wer also einen will, muss nachher rasch 
einen holen gehen. 
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Dann darf ich euch ankünden, dass wir nächs-
tes Jahr im Herbst wieder den Aargauer Sozi-
alpreis verleihen dürfen – zusammen mit der 
römisch-katholischen und der christkatholi-
schen Landeskirche sowie dem Freiwilligen-
verband benevol Aargau. Honoriert werden 
Privatpersonen, Organisationen und Institutio-
nen, die im sozialen Bereich innovative und 
aussergewöhnliche Projekte lanciert haben, in 
Kooperation mit Freiwilligen. Die Preisverlei-
hung ist ein Zeichen der Wertschätzung und 
soll Menschen zu freiwilliger Arbeit motivieren. 
Ab März können Projekte eingereicht werden. 
Lasst doch euer Radar bereits laufen, was in 
eurer Kirchgemeinde oder in der Umgebung 
eurer Kirchgemeinde allenfalls interessant sein 
könnte für diesen Preis. Merkt euch dies bitte 
vor, ihr werdet über das a+o und die bekann-
ten Kanäle informiert. 
Schliesslich möchte ich über offene Verpflich-
tungskredite informieren. Derzeit noch offen 
sind: das Kirchenfest, die Einführung der Ge-
schäftsverwaltungssoftware und die Renovati-
onsarbeiten am Gebäude des Heimgartens 
Brugg. Beim Heimgarten Brugg verzögert sich 
der Abschluss der Arbeiten wegen behördli-
cher Massnahmen; die Sache blieb sehr lange 
bei der Brugger Stadtverwaltung liegen. Der 
Abschluss ist unterdessen aber absehbar. Die 
Einführung der Geschäftsverwaltungssoftware 
in der Landeskirche verläuft nach Plan. Die 
Mitarbeitenden sind eingeführt worden und ge-
wöhnen sich nach und nach an das neue Tool. 
Viele entdecken, dass es tatsächlich eine Er-
leichterung in der Zusammenarbeit bringen 
wird und auch hinsichtlich der Übersicht über 
die relevanten Geschäftsunterlagen. Bisher 
waren wir digital ja eigentlich wirklich noch fast 
in der Steinzeit, was die Verarbeitung und Ar-
chivierung von Dokumenten anging. Da sind 
wir nun gut unterwegs. Und zu guter Letzt das 
Kirchenfest, das haben hoffentlich die meisten 
von euch miterlebt; es war ein voller Erfolg, ein 
Highlight für alle, die haben dabei sein können. 
Der Wunsch wurde vielfach geäussert, dass 
man eine Neuauflage dieses Fests ins Auge 
fassen sollte in der kommenden Amtsperiode. 
Dazu habe ich ja dann nicht mehr viel oder gar 
nichts mehr zu sagen. Aber ich glaube, es 
könnte unserer Landeskirche und unseren 
Kirchgemeinden im Reformprozess gut tun, 
nochmals oder wieder – und in Zukunft immer 
mal wieder – ein solches gemeinsames Erle-
ben der grossen Vielfalt des Kirche-Seins zu 
ermöglichen. Ich werde jetzt nicht weiter im 

Detail über das Kirchenfest berichten; ihr konn-
tet im a+o darüber lesen, und im Jahresbericht 
wird das Kirchenfest ebenfalls ein Schwer-
punktthema sein. Deshalb lasse ich es im Mo-
ment dabei bewenden. 
Parlamentarische Vorstösse sind im Moment 
keine offen. Die Motion Sprenger und die Mo-
tion Luchsinger sind heute abgeschrieben wor-
den. Die Motion Niemeier wurde nicht überwie-
sen. So viel zu den Informationen aus dem Kir-
chenrat.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Danke, 
Christoph Weber-Berg.“ 
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Verschiedenes 
 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Wir 
kommen zum letzten Traktandum 17, Ver-
schiedenes. Gibt es Informationen aus den 
Reihen der Synode?“ 
 
Andrea Giger, Kirchgemeinde Möhlin: „Ich 
spreche im Namen der Herausgeberkommis-
sion «reformiert.» Aargau. Wir waren am Kir-
chenfest aktiv, und es hat nicht nur 
«Schläckstängel», sondern es hat auch noch 
ganz viele Stofftaschen, die ebenfalls 
draussen liegen. Da darf sich jeder bedienen. 
Es sollte noch genügend für alle haben.“ 
 
Sigwin Sprenger, Kirchgemeinde Bremgarten-
Mutschellen: „Ich möchte nochmals auf das 
Kirchenfest zurückkommen. Ich möchte der 
Verwaltung der Landeskirche ganz herzlich 
danken für das tolle und friedliche Fest am 
13. und 14. September hier in Aarau, an dem 
spürbar geworden ist, dass wir zusammenge-
hören, mit unterschiedlichen theologischen 
Richtungen und den vielfältigen und innovati-
ven Formen von Gottesdienst. Das sage ich 
nicht nur für mich, das habe ich von verschie-
denen Personen gehört, und ich bin dankbar, 
dass wir das Fest so haben feiern dürfen. Wie 
im Himmel, so im Aargau!“ 
 
Cornelis Vebree, Kirchgemeinde Bözberg-
Möhntal: „Ich möchte etwas fragen, was auch 
andere gefragt haben. Ich weiss nicht, ob ich 
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da etwas verpasst habe, aber es ist die Frage 
gewesen, weshalb die Stände am Kirchenfest 
am Sonntag nicht mehr offen waren. Das ha-
ben viele Leute schade gefunden. Habt ihr das 
schon gehört, aber gibt es noch keine Antwort 
dazu?“ 
 
Sandra-Anne Göbelbecker, Kirchgemeinde 
Baden: „Ich will euch in der Rolle als Stiftungs-
rätin des Frauenhaus Aargau-Solothurn einla-
den, aktiv mitzumachen an den «16 Tagen ge-
gen Gewalt an Frauen». Diese beginnen 
nächsten Dienstag, am internationalen Tag ge-
gen die Gewalt an Frauen, und hören am inter-
nationalen Tag der Menschenrechte, am 
10. Dezember, auf. Auf der Webseite 
16tage.ch sind alle Veranstaltungen in der 
Schweiz und auch im Aargau aufgeführt. Unter 
anderem ein Day-Dance am nächsten Sonn-
tag, 30. November, in Baden. Das ist mal et-
was Neues, am Tag zu tanzen – aber es hat 
auch ganz viele andere Angebote, und ich 
finde diese Aktionstage mega wichtig. Das 
Thema ist gesellschaftlich, geht uns alle an, 
und wir dürfen die Augen nicht verschliessen, 
auch nicht von Kirchenseite.“ 
 
Bernhard Bösch, Kirchgemeinde Baden: „Ge-
schätzter Vizepräsident, geschätzter Kirchen-
rat, geschätzte Anwesende. Ich komme noch-
mals mit der Badener Disputation, ich habe 
euch schon darauf aufmerksam gemacht. Es 
läuft jetzt schon eine Reihe der sogenannten 
«DispuTALKs». Am 27. November ist die dritte 
Veranstaltung, die in diesem Rahmen als Vor-
programm der Disputation, die im Mai 2026 in 
Baden stattfinden wird, läuft. Dazu werden 
Persönlichkeiten eingeladen, am ersten Dispu-
TALK war alt Bundesrätin Doris Leuthard bei 
uns, und ich will an dieser Stelle darauf auf-
merksam machen, dass am 27. November die 
dritte Veranstaltung mit Christoph Weber-Berg 
stattfinden wird. Gehen Sie auf die Webseite 
disputnation.ch. Das ganze Programm nennt 
sich «Disput(n)ation», mit dem n in einer Klam-
mer, weil das seinerzeit nicht ein rein kirchli-
ches Ereignis war, sondern auch ein politi-
sches Ereignis. Informieren Sie sich, es hat 
spannende Angebote. Danke.“ 
 
Dieter Gerster, Vizepräsident Synode: „Dann 
noch ein paar wenige Informationen von mir 
von der Verhandlungsleitung: Die nächsten 
fünf Synodesitzungen finden alle in Aarau 
statt, am 3. Juni 2026, am 18. November 2026, 

die konstituierende Synode am 20. Januar 
2027, die Sommersynode am 2. Juni 2027 und 
die Herbstsynode am 17. November 2027. 
Falls eine Kirchgemeinde, die die nötige Infra-
struktur stellen kann, Interesse hat, die Som-
mersynode 2028 bei sich durchzuführen, darf 
man sich, so schnell es geht, bei der Kanzlei 
melden. Am Mittwoch, 20. Mai 2026, sind Sie 
um 18:30 Uhr hier im Grossratssaal zum Hea-
ring mit den Kandidierenden für das Kirchen-
ratspräsidium eingeladen. Ich möchte – auch 
ein bisschen in eigenem Interesse – die Frakti-
onen schon heute, ein gutes Jahr vor der 
Wahlsynode im Januar 2027, dazu einladen, 
sich frühzeitig auf die Suche nach einer neuen 
Vizepräsidentin, einem neuen Vizepräsidenten 
für die neue Amtsperiode 2027–2030 zu ma-
chen. Es wäre toll, wenn das eine Person ist, 
die eine Perspektive von acht Jahren hat. Im 
Aargau ist es ja Tradition, dass man vier Jahre 
im Vizepräsidium ist und dann die Hoffnung ist, 
dass man nach der Erfahrung, die man ge-
sammelt hat, ins Präsidium nachfolgt. 
Dann bleibt mir am Schluss noch Dank auszu-
sprechen: Danke dem Büro für die gute Zu-
sammenarbeit und euren Einsatz. Danke dem 
ganzen Vorbereitungsteam, welches die Sy-
node ermöglicht hat. Danke dem Kirchenrat 
und den Landeskirchlichen Diensten. Danke, 
Ihnen allen, die sich für die Synode und damit 
für unsere Kirche einsetzen. 
Ich bitte euch, beim Ausgang die Namensschil-
der abzugeben. Damit ist die Herbstsynode 
2025 geschlossen. Ich wünsche allen eine 
gute und gesegnete Adventszeit.“ 
 
 
 
Schluss der Synode: 16:45 Uhr 
 
 
 
(Ergebnis der Kollekte des Synodegottes-
diensts zugunsten der Stiftung Hilfe für Mutter 
und Kind, abzüglich Twint-Gebühren: 
CHF 871.85) 
 


